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Sitzungen im Rathaus .In der kommendenWochetritt amDienstag um10 Uhrvor - ¬
mittagsder WienerStadtsenatzusammen.DerWienerGemeinderatwurdenichtein¬

berufen .

. - . —- - . - - . - . -- - . - -- ¬

GoldeneHochzeiter .DieserTagefeierten die EhepaareJohannundMariaPokor¬
ny ,GeorgundAugusteKühr ,FranzundThereseKornhofersowieLeopoldundLeo¬

poldineBieglerdasFestder goldenenHochzeit .In VertretungdesBürgermeis¬
ters überreichteamtsführenderStadtratLinderdenJubelpaarenheutedieEh
rengabe der Stadt Wien .

- ¬
Ausgestaltungder elcktrischenStrassenbeleuchtung .Demnächstwerdeninder
Josefstadt der Schönbronpark ,in Döblingdie Pokornygasse ,Osterleitengasse
und Pokornystiege sowie in der Brigittenau der Spiel -und Eislaufplatz Sach¬

senplatz mit der elektrigchen Strassenbeleuchtung ausgestattet .

Uraniavorträgefür mittlereLehranstalten .DasVolksbildungshausUraniaver-¬
anstaltet auch heuer wieder für die Schüler mittlerer Lehranstalten einmal

bis zweimalwöchentlichVorträgeundFilmvorführungen . DerEintrittspreis be¬
trägt einheitlich für jeden Platz sechzig Groschen für die Vorträge imklei¬
nen und siebzig Groschen für die Filme im grossen Saal .

. —. —- —————- - ¬
Norwegischer Klub . Diediesjährige ordentliche Generalversammlung desNorwegi¬
schen Klubs in Wien findet am Dienstag ,den 5 .November,um19 ' 30Uhr im Klub- ¬

heim ,Hofburg ,Alexanderstiege ,statt .Die Klubadendewerdenebenfalls dortan
jedem Dienstag ab 18 Uhrabgehalten .

- . - —- —. -- -- ¬
Wohnungund Städtebau .In der Ausstellung Wohnungund Städtebau,I . ,Parkring
12,sprichtmorgenSonntagum11UhrvormittagsSekretärRobertHoffmayrüher
"MicterschutzundWohnkultur " .Eintritt frei .
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DieneueWienerBauordnung.DievomWienerLandtageingesetzteKommissionzur
Vorberatungder neuenWienerBaucrdnunghielt heuteunterdemVorsitzedes
LandtagspräsidentenDr. DannebergeineSitzungab .DieKommissionbeschlosszu¬
nächst eine ReihevonAbänderungen ,die vonden Bundesministerienfür Handelurd
VerkehrsoweifürJustiz ,fernervonderKammerfürHandel,GewerbeundIndustrie,
vomOesterreichischenArbeitgeberverbandfür das Baugewerbe ,vonderOesterrei¬
chischen Land -und forstwirtschaftlichen Gesellschaft und schliesslich vom

WienerGewerbegenossenschaftsverbandangeregtwordensind .ImVerlaufederDe¬
battestelltendieVertreterderMinderheiteinigeAnträge. SobeantragteAbge¬
erdneterIngenieurBiberunteranderem,dassanStelledesGesefzentwurfesfür
eineneueWienerBauordnungdasbestehendeGesetzin jenenBelangenzunovel¬
lieren sei ,die unwidersprochendenheutigenVerhältnissennichtentsprechen.
SolcheBelangesind Enteignungfür die BeseitigungvonVerkehrshindernissen,
Verminderungder Verbauungsdichte ,Verbot der indirckten Belichtung für Aufent - ¬

haltsräumeundAufnahmevonBestimmungenfür die nachneuzeitlichenhygieni¬
schen Grundsätzen einwandfreic Anordnung und Ausgestaltung der Wohnungen .Die

Vorlagesei zwecksneuerlichenDetailberatung ,hauptsächlichsthinsichtlich
ihrerbauhemmendenundmictenverteuerndenAuswirkung,andenMagistratzurück¬

zuleiten .Ein zweiter Antrag des Abg .Ingendeur Biber vorlangt ,den Gesctzentwurf

für die noucWienerBauordnungdurchVorlageder Flächenwidmungspläncundder
Bobauungsplänezu ergänzen .Schlicsslich beantragte Abg .Ingenicur Biber ,ange¬
eigneter Stelle im Gesetz eine Begriffsbestimmung für denAusdruck "Erhelungs¬

flächen "vorzunchmen,dahingchend ,dass dicse ausschliesslich ausöffentlichen
Gärten bestchen .Ebenso sei eine Begriffsbestimmung für denAusdruck"Ocffont - ¬
liche Gebäude "vorzunchmenund festzulegen ,dass darunter Gobäudezuverstchen
sind ,wie Aemter ,Schul - undSpitalsbauten .Abg . Dr .Gschladt stellte ebenfalls

dincReihevonAbänderungsanträgen .DieKommissionlehntedieAnträgeab .Sic
wurdenals Minderheitsanträgeangemeldet .Ein Antragdes Abg .Dr .Wagner ,dassdie
Bauplätze ,die nachder alten Bauordnungbehördlichgenehmigtwordensind ,dies -¬
sen rechtlichenCharakterauchbezüglichaller rechtlichenWirkungenderneu¬
en Bauordnungbeibehaltensollen ,wurdeangenommen.DieKommissionwirdamSams
tag ihre Beratungen beenden .Die Vorlage geht sodann demWiener Landtagzu .
Die Verhandlungendes WienerLandtagesüber die neue Bauordnungwerdenam
Montag ,den 18 .November ,beginnen .



RathauskorrespondenzvomMontag,denI .November1929II . Blatt
EröffnungeinerneuenAutobuslinie.MorgenDienstagwirddieAutobuslinie5
eröffnet .DieneueLinieführtvomNordwestbahnhof-Taborstrasse -Dresdnerstrasse- ¬
Engelsplatz-FloridsdorferHauptstrassezumFloridsdorferSpitz .Siehatbeim
NordwestbahnhofAnschlussandieAutobuslinie4 ,diedenNordwestbahnhofmit
demWestbahnhofverbindet .

ZweiteNovellezumWeingesetz.DasBundesministeriumfür Land- undForstwirt-¬
schaftbeabsichtigtimSinnedesParagraph23a desWeingesetzesinderFas¬
sungdesBundesgesetzesvom18 .Juli 1929,B. . Bl. Nr.254( ZweiteWeingesetz-¬
novelle )eineVerordnungzuerlassen ,in der angeordnetwird ,dassimgeschäft¬
lichenVerkehrmitWeinundTraubenmostbestimsteinländischegeographische
BezeichnungennurzurKennzeichnungderHerkunftvonWeinundTraubenmostaus
Trauben ,die in derbetreffendenOertlichkeitgewachsensind ,gebrauchtwerden
dürfen .DieFestsetzungdieserBezeichnungenerfolgt überAnsuchen.DieAnsuchen
sindfür daseinzelneRiedvomBesitzeroder ,wennmehrereBesitzersind ,voni
ihnengemeinsamzustellen.DieAnsuchensindbeiderBezirksvertretungdesBe¬
zirkes ,in demdas in Betracht kommendeWeinbaugebietliegt,bis spätestens Ende
Jänner1930einzubringen .

- . - . - . - —. —- - —. - . - ¬
StädtischeSubventionen.DerstädtischeFinanzausschusshielt heuteeineSit¬
zungab ,in der GemeinderatDr .Neubauerbeantragte ,denVerbandder Freundeder
technischenHochschulefürdaserdbautechnischeInstitutmitdreitausendSchil¬
lingzusubventionieren.DasneueInstitutsoll in denRäumenderHochschule
untergebrachtwerden .GemeinderatWeiglstellte denAntrag ,derfreiwilligen
FeuerwehrWolfersbergeineSubventionvonzweitausendSchillingfürdenAus-¬
baueinesGerätehauseszugewähren.SchliesslichbeantragteGemeinderatHiess
eine Subvention von tausend Schilling für das Ottakringer Mütterheim ,in dem
schutzbedürftige Mütter vor und nach der Entbindung Hilfe und Unterkunft fin - ¬

den .ImvergangenenJahrwurdenin demHeim309Mütterund112Säuglingebe-¬
fürsorgt .Die Referentenanträge wurdenvomstädtischen Finanzausschussgench¬

migt .
- . - - - —- - - —- - ¬

BezirksvertretungMargareten .Die nächste Plenarsitzung derBezirksvertretung
Margareten findet amMontag ,den 11 .Novemher ,um17 Uhrstatt .
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- - - - - - - - . - ¬
DasFürsorgeabgabegesetzvor demVerfassungsgerichtshof . DerVerfassungsgerichts-¬
hof beschäftigte sich vor kurzem mit zwei Beschwerden ,die sich gegen die Vor¬

schreibungderFürsorgeabgaberichteten .DieeineBeschwerdewurdevonder
OesterreichischenKreditanstaltfür HandelundGewerbeunddiezweitevomWie¬eingebracht
ner Bankverein/DieseBeschwerderichtete sich gegendie Einbeziehungdersta¬
tutenmässigen Tantiemen der Administrationsräte ( Verwaltungsräte )in die Bemes¬

sungsgrundlage der Fürsorgeabgabe .Beide Beschwerdenwurdenabgewiesen .Inder
Begründung hat der Verfassungsgerichtshof ausgeführt ,dass dasFürsorgeabgabe¬

gesetz mit der Verfassungnicht in Widerspruchsteht . Wenndie Parteieneine
rechtsirrtümliche Auslegung für gegeben erachten ,so hätten sie sich an denVer¬

waltungsgerichtshof zu wenden gehabt ;dieses hat übrigens der Wiener Bankverein
getan und wurde auch darüber entschieden .Magman nun der Ansicht sein ,dass die

Tantiemenals Gewirnetbeteiligungennicht der Fürsorgeabgabeunterliegen oder
dass sie Lohncharakter haben und daher der Abgabeunterliegen ,so stehen beide
Anschauungen nicht im Widerspruch mit dem Verfassungsgesetz . DerVerfassungsge¬

richtshofhabe daherkeinen Anlass in den Tatbestand näher einzugehen .
- - - - - - - - - - .- ¬

Ueber8000KilogrammLebensmittel beschlagnahmt .Im Zugeder von den Organendes
städtischen Marktamtesin der Zeit vom1 .bis 15 .OktoberdurchgeführtenLebens¬
mittelrevisionen wurden nicht weniger als 8122 Kilogramm Lebensmittel beschlag¬

nahmt ,die verdorben waren .Darunter befanden sich 19 Kilogramm Rindfleisch ,382
KilogrammKalbfleisch ,70 KilogrammWürste,18KilogrammGeflügek ,370Kilogramm
Fische ,1536 Kilogramm Grünwaren ,5564 Kilogramm Obst,20 KilogrammKartoffel ,

1 Kilogramm Pilze,50 Kilogramm Gewürze,3 Kilogramm Topfen,5 KilogrammKäse
und 11 Kilogramm Zuckerwaren und kandierte Früchte .Ausserdem wurden 1021Kisb¬

chen Bücklinge ,219 Eier,lo Stück Gebäckund 19 Liter Bier beschlagnahmt .Die
städtischen Marktamtsabteilungen haben in der ersten Oktoberhälfte insgesamt

471verschiedeneLebensmittelprobenabgenommen,vondenen264auf Milchund207
auf verschiedene andere Lebensmittel entfielen .

- . - . ——- — .—— .- - ¬
BezirksvertretungMariahilf . DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Mariahilf findet amDonnerstag ,den28 .November ,um18 Uhrstatt .

—. —————- ¬360



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberundverantw .Redakteur: 392Karl Honay

Wien ,amMittwoch ,den6 .November1929ErsteAusgabe.
- . - - - - - . - . - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - . - ¬

AusgestaltungderelsktrischenStrassenbeleuchtung.In dennächstenTagenwird
dieneuhergestellteelektrischeStrassenbeleuchtungin derInnerenStadtin
derFreisingergasse,Trattnerhof,Wildpretmarkt,Landskrongasse,Camesinagasse,in
der Leopoldstadt in der Schiffamtsgasse und in der Gartenanlage auf demehemali¬

gen Steinlagerplatz in der OberenDonaustrasseundin Ottakring in derHeymer¬
legasse ,DeinhardsteingasseundaufdemRichardWagnerplatzin Betriebgesetzt.
In Hietzing wird demnächst die Hadikgasse von der Hietzinger Brücke bis zur

Baumgartnerbrückemit der elektrischenStrassenbeleuchtungausgestattet .

Ausder WienerFürsorge .Wiedas statistische Amtder Stadt Wienmitteilt ,haben
imAugustin denWienerstädtischenMutterberatungsstelleninsgesamt15. 734
Beratungenstattgefunden .1320 Müttersind daserstemalzurBeratung
erschienen. DerdurchschnittlicheBesuchaneinemTagin denWienerstädtischen
Kindergärtenwar41o9undin denKinderhorten2547Kinder .AnderSchüleraus-¬
speisung nahmen im August 11 . 962Kinder teil .Diesen wurden 311 . 033Portionen
verabreicht .Von der offenen Fürsorge wird berichtet ,dass im August 39 . 055

Personeneinen Erhaltungsbeitragerhielten .An12 . 079PersonenwurdenPflege¬
beiträge ausgegeben . 4195Personen erhielten Pflegegelder .Mit Aushilfen wurden

9039 Personen beteilt .Der Gesamtaufwandfür die Erhaltungsbeiträge ,Pflegebei¬

träge ,PflegegelderundAushilfenerforderte im August ' 35MillionenSchilling
- —-- —- ——- —- - ¬

Kostplätze für Kinder ,Lehrlinge und Lehrmädchengesucht .DieKinderübernahme¬
stelle der Stadt Wiensucht Pflegeplätze für Kinder ,Lehrlinge undLehrmädchen
gegen entsprechende Entschädigung .Anmeldungenvon Pflegeeltern werden anWo¬

chentagen von 8 Uhr bis 14 Uhr in der städtischen Kinderübernahmestelle ,IX . ,

Lustkandlgasse 50,entgegengehommen .Die Anmeldungenkönnenauchschriftlich
vorgenommenwerden .

- . - - - - —- - - -- . - . - - - ¬
BezirksvertretungAlsergrund .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Alsergrund findet am Mittwoch ,den 13 .November ,um 17 Uhrstatt .
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- . . . . - - - - ¬ - - - - - - - - - - - - - - - —- - - - - - —- - ¬

AmAllerheiligentag hat die Strassenbahn in jeder Stunde dreissigtausend Men- ¬
schen zum Zentralfriedhof befördert . DieStrassenbahndirektion teilt mit ,dass

auchheueramAllerheiligentagderstärksteVerkehrzuverzeichnenwar .An
diesemTagwurdenzumZentralfriedhof amVormittag197undamNachmittag512
Wagenfahrtenin der Stundegeleistet .Dies entspricht einemPlatzanbot venun¬
gefähr dreissigtausend Personen .Fast alle Züge waren stark besetzt .Aufden

Linien zum Zentralfriedhof verkehrten am Allerheiligentag 274 Trieb - und518

Beiwagen ;insgesamt wurden am 1 .November 2670 Wagen verwendet .AmAllerhei¬

ligentag wurden 7843 Strassenbahner im Fahrdienst beschäftigt ,davonentfal¬

len auf den Zentralfriedhofsverkehr allein 1690 Bedienstete . Trotzdieser
Spitzenleistung ereigneten sich keinerlei Störungen ,was der besonderenUm¬
sicht und Pflichttreue des Fahrpersonals zu danken ist .

- . - . -- —- - - -- ¬
Eine WienerSchulreformwochein Berlin .Dasstaatliche Zentralinstitut für
Erzichung und Unterricht in Berlin veranstaltet gegenwärtig eine „ Wiener

Schulreformwoche " ,um die Lehrerschaft mit dem Aufbau und den Einzelheiten

der Wiener Volks schulreform bekannt zu machen .In der Vortragsreihe ,deren Ein¬
richtung dem Pädagogischen Institut der Stadt Wien übertragen wurde,werden

der Leiter dieses Institutes ,Ministerialrat Fadrus ,und seine Mitarbeiter ,die
Wiener Pädagogen Falk ,Legrün ,Linke ,Moissl,Rothe und Steiskal ,sowie Ministe - ¬

rialrat Battista den neuen Schulaufbau ,den Gesamtunterricht und die Methodik
der verschiedenen Lehrfächer behandeln .Eine Ausstellung von neuen Schulbü¬

chern wird ihre Ausführungen anschaulich ergänzen .Die Veranntalrung ist
neuerlich ein eindrucksvolles Zeugnis für die Bedeutung ,die man imDeutschen

Reichder WienerSchulreformarbeitbeimisst .DasInteresse derdeutschen
Lehrerschaft für sie ist so gross ,dass das Berliner Zentralinstitut dieWie¬
ner Pädagogeneingeladen hat ,ihre Berliner Vorträge in der EssenerZweigstel¬
le des Zentralinstitutes für Erziehung und Unterricht zuwiederholen .
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DieneuenWienerBürger .
BürgermeisterSeitz überreicht dieBürgerrechtsdiplome.

GesternabendwarensechsbedeutendeWienerKünstleraus AnlassihrerErnennungzu Bürgernder Stadt WienGästedes Bürgermeistersim Rathaus .Mit
den Jubilaren und ihren Angehörigen versammelten sich im Steinernen Saal die
meisten Mitglieder der Bundestheater mit Generaldirektor Schneiderhan und
viele namhafte Vertreter der Wiener Künstlerschaft und der Wiener Presse .Bür¬

germeister Seitz begrüsste alle Anwesenden herzlichst und führte aus ,dass es
der Stadtverwaltung immerzur besonderenEhre gereicht mit demBurgtheater
und seinen Mitgliedern enge Beziehungen zu pflegen .Er verwies auf die Tra¬
dition des Burgtheaters ,gedachte mit diefempfundenen Worten des jüngst ver¬
storbenen Burgtheatermitgliedes MaxDevrient ,der im Vorjahr zumBürgerernannt
wordenist .Andie Jubilare richtete der Bürgermeister dann WortedesDankesund der Würdigung ihres Wirkens .

Wennwir denNamenBleibtreu hören ,sagte der Bürgermeister ,soerscheint
uns die Reihe der grossen Gestalten die sie uns verkörpert hat ,vor allem die
Gestalt ihrer unvergleichlichen Medea .Sie hat uns ungezählte Charakterever¬
körpert .Obsie die Königin Elisabeth ,Sapphooder Frau Suttner spielte, - was
wir an ihr immer bewundert haben ,war ihre Darstellung der Frau als Mutter ,
als Mutter des Menschen ,des Mannes .Ihre edle Sprache ,ein immer wieder gehör¬
ter Genuss hat immer ihre Pflege um die deutsche Sprache bewiesen .DieStadt
Wien dankt ihr für ihr Lebenswerk in dem sie sie zum Bürger ernannt hat .

In Willy Thaller sagte der Bürgermeister ,feiert die Stadt Wieneinen
Mannaus dem Volke ,der zwar in Graz gebören ist ,aber längst zu Wiengehört .
Er hat während seiner jahrzehntelangen künstlerischen Tätigkeit viele herr¬

liche Gestalten auf die Bühne gestellt ,immer aber war er in seinem innersten
Wesen ein Volksdarsteller von echtestem Gemüt . Wirsehen ihn im Gewande der

Bonhomie ,die aus dem Herzen eines edlen Menschen kommt .Als echter Volksschau¬
spieler ist Thaller schliesslich am Burgtheater gelandet ,er gereicht ihmzurbesten Zierde . DerGemeinderat ehrt sich selbst in dem er dem Künstler für sei¬

ne grossen Verdienste um die Schauspielkunst dankt .
Die nächste Ehrung sagte der Bürgermeister ,gilt demBurgtheaterkind

Knna Kallina .Sie ist als Kind ans Burgtheater gekommen ,sie ist oft auf der
Bühne jung gestorben ,aber uns allen im Leben jung erhalten geblieben .Wir se
hen sie vor allem als Salondame ,in ihrer Kunst haben wir die Leichtigkeit
ihres Wesens und die schöne Frau bewundert .Wer sie in ihrer Jubiläumsrolle
der Fremden Frau gesehen hat ,hat aber auch die Vielgestaltigkeit ihres be¬
zaubernden Wesens bewundert .Die Stadt Wien stattet nur einen Teil der gros¬
sen Dankesschuld ab ,wenn sie diese grosse Künstlerin ehrt .

Karl Zeska ,fuhr der Bürgermeister fort ,ist eigentlich ein Hamburger ,
aber schon länge in Wien zuhause ,wie die Figuren der echten Wiener ,die er
auf die Bühne stellte und damit sich selbst mit Wien verband .Er ist eine
der Säulen des Burgtheaters ,eine Verkörperung der grossen Tradition dieser un
serer ersten Bühne .Die Wiener danken ihm auch ,dass er in dieser Verpflich¬
tung der Tradition für einen würdigen Nachwuchs seiner Bühne gesorgt hat .

Zu Frau Reinhold - Devrient gewendet ,erinnerte der Bürgermeister an
die Glanzzeit des Burgtheaters . Wirsehen sie heute als einfache Frau auf der
Bühne ,ihre Kinder betreuend mit der Liebe ihres Herzens .Wir wissen aber was

ihres Wesens Kern ist ,ihr Gretchen im alten Burgtheater war ihre ers
te grosse Leistung ,die sie zur sicheren Stütze des Burgtheaters gemacht hat .
Wir haben immer bewundert ,wie sie bis ins kleinste jede Figur darzustellen
verstanden hat .

Bei Richard Waldemar bekannte sich der Bürgermeister zur Wiener Opere - ¬
te . Erhat den Ruf der Wiener Operette in die ganze Welt getragen und dafür
dankt ihm die ganze Stadt . Wirfühlen an Waldemar in welcher Rolle er immer
uns erschint ,das Künstlerische in seinem Wesen ,dass sich in einer gewissen
Leichtfertigkeit und Leichtlebigkeit äussert .Das darzustellen ist nicht
leicht .Das Wesen dieser Menschanart zu erfassen ,ist Waldemars grosse Kunst .

Nachdem der Bürgermeister den Jubilaren die von den Malern Goltz ,
Konopa ,Eck ,Paunzen ,StrohhoferausgeführtenkünstlerischenDiplomeüberreicht
hatte,richtete er an die Festgäste die Bitteimmer treu zu ihren Künstlern
zu halten .Im Namen der Jubilare dankte Karl Zeska mittemperamentvollWorten .

künstlerische Darbietungen Otto Schulhofs ,Adele Kerns ,Koloman Patakys ,
Professor Hugo Gottesmanns ,Rita Georgs ,Blanka Glossys ,Karl Farkas Professor
Mellers u . . beendeten die Feier .
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- . - . - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Die Gemeindezuschüssezu den Instandhaltungskosten .Bekanntlich hat derWiener
GemeinderatimJunieinenBeiratzurBegutachtungderGewährungvonZuschüssen
zu denInstandhaltungskosten ,die überdas ViertausendfachedesFriedenszinses
hinausgehen ,eingesetzt .Am31 .Oktoberhielt dieser Beirat seine siebenteSit¬
zungab ,inderdieAnsuchenvon210Parteienin24Häusernerledigtwurden.
Bisherwurdeninsgesamtdie Ansuchenvon2316Parteienin 278Häusernbehan¬
delt . DievonderGemeindezuleistendenZuschüssezudenMietzinsenbetragen
monatlich9535Schilling. DersichhiedurchergebendeAufwandbeträgtfürdie
Zeit vom1 .August dieses Jahres bis 31 .Juli 1930 bis heute insgesamtrund
103 . 000Schilling .

- . - - - - . - . - . - - ¬
NeuegrosseGemeindeaufträge .DieGemeinderatsausschüssefürWohnungswesen
undtechnische Angelegenheitenhabenin der letzten Zeit wiedergrosseArbeits¬
aufträge an Industrie und Gewerbevergeben .Die Lieferungen machenübersieben¬

einhalbMillionenSchillingaus. DengrösstenTeilderAufträgeerhieltdasBau¬
gewerbe ,da für den Neubauvon Wohnhausanlagenallein für fast sieben Millionen

SchillingdienotwendigenErd- ,Baumeister-undEisenbetonarbeitenvergebenwur¬
den . DieneuenWohnhausanlagenwerdenin Favoriten in derNeilreichgasse -Wind¬

tenstrasseundin derQuellenstrasse,in Meidlingin derAichholzgasseundin
Hernals in der Güpferlingstrasseaufgeführt .

- . —. - -—- - —- — .——- - ¬

262EinäscherungenimOktober .In derFeuerhallederStadtWienwurdenimab¬
gelaufenenOktober262Leicheneingeäschert .Vonden Verstorbenenwaren157
Männerund105Frauen .Derrömisch-katholischenReligiongehörten160Verstor¬
bene an ,der altkatholischen 5,der evangelischen 18 und je 1 dergriech . orient .

und anglikanischen Religion . 25waren Juden,52 Verstorbene warenkonfessions¬
los .In der Zeremonienhalledes Krematoriumswurden53 Einsegnungennachalt¬
katholischemRitusund21nachevangelischemvorgenommen. 21Leichenwurdenvon
auswärts zur Einäscherungnach Wiengebracht .

BezirksvertretungLandstrasse .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Landstrassefindet amDonnerstag ,den 1l . November,um17 Uhrstatt .
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VerleumderischeBeschuldigungengegenStadtrat Kokrda .GegenStadtratKokrda
sind heute in zwei WienerZeitungen schwereBeschuldigungenerhobenworden .
Die Berichte dieser beiden Blätter Freiheit "und " Reichspost lauten im we¬
sentlichen gleich und veröffentlichen zwei Briefe ,die ein Rechtsanwalt Dr .

Josef Lutz an Bürgermeister Seitz gerichtet habe .In diesen Briefen werden an - ¬
gebliche oder wirkliche Aeusserungen eines Oberprokuristen Hugo Schwarz
zum Anlass genommen ,Stadtrat Kokrda Missbrauch der Amtsgewalt undBestech - ¬
lichkeit vorzuwerfen .Zu diesen Beschuldigungen wird vor allem festgestellt : Stadtrat
Kokrda hat bereits alle gerichtlichen Wege beschritten ,diese Beschuldigungen
gebührend zurückzuweisen .Er hat durch seinen bevollmächtigten Rechtsanwalt
eine Anzeige an die Staatsanwaltschaft wegen Verbrechens der Verleumdung ,fer - ¬
ner gleichzeitig eine Selbstanzeige zur Untersuchung des ihm in der Oeffent - ¬
lichkeit vorgeworfenen Missbrauches der Amtsgewalt erstattet .Auserdem wird
gegen den Rechtsanwalt Dr . Lutzund gegen die Verbreiter der Beschuldigungen ,
die Zeitungen " Freiheit und " Reichspost "die Ehrenbeleidigungsklage einge - ¬
bracht .Selbstverständlich ist auch die Beschlagnahmung dieser beiden Zeitun¬
gen in die Wege geleitet worden .Damit sind die gerichtlichen Möglichkeiten

erschöpft die vorgeworfenen Beschuldigungen vor der Oeffentlichkeit als nied - ¬

rige ,haltlose Verleumdungen zuerweisen ,
Selbstverständlich weist Stadtrat Kokrda diese Beschuldigungen

von sich und kann sie nicht anders bezeichnen ,als gröblichen Missbrauch der
Presse zum Zwecke niedriger Verleumdungen .Die Oeffentlichkeit die von der
einen ,zur Mehrheit der Stadtverwaltung in einer gewissen Opposition stehenden
Seite alarmiert worden ist,hat ein Recht darauf ,die energische Zurückweisung
dieser Verdächtigungen zu erfahren .Tatsache an dem veröffentlichten Inhalt
der Briefe ist nur dass der genannte Herr Schwarz einige Male im Büro des
amtsführenden Stadtrates Kokrda war und vergeblich versucht hat für Gemein - ¬

delieferungen durch eine bestimmte Firma zu intervenieren .Der übrige Inhalt
dieser angeblichen Briefe entspricht in nichts der Wahrheit .

Allein schon die Art und Weise ,dass aus irgendwelchen angeb¬
lichen Aeusserungen eines in der Oeffentlichkeit unbekannten Mannes der Vor - ¬
wurf des Amtsmissbrauches gegen Stadtrat Kokrda ,ja Provisionsbeschuldigungen
gegen diesen hochangesehenen öffentlichen Funktioner abgeleitet und in gros - ¬
ser Aufmachung in der Oeffentlichkeit erhoben worden sind ,kann nicht gebührend
bezeichnet werden .Auch die Tatsache ,dass schwerste ,jedoch nicht sofort aus - ¬
drücklich als Verleumdungen ger ichtlich erweisbare Beschuldigungen gegen

diesen öffentlichen Funktionär knapp vor Wahlen verbreitet werden ,sollte
der Oeffentlichkeit eigentlich selbst Anlass zur kritischen Aufnahmedieser
Beschuldigungen geben .

Der Autobus erobert die Grosstadt .Die Leistungen des städtischen Autobusbetrie
bes nehmen von Monat zu Monat zu . Siesind insbesondere gegenüber dem Vor - ¬
jahr ganz gewaltig gestiegen .Im Juli 1928 hatte der städtische Autobusbetrieb

im Tagverkehr 647 Wagentage zu verzeichnen ,1l . 035Wagenfahrten und59 . 251
Wagenkilometer .Der Benzinverbrauch betrug 17 . 900Liter :Befördert wurden
998 . 000Fahrgäste ,zu denennoch70 . 000Personenkommen,die einenstädtischen
Autobus während des Nachtwerkehrs benützt haben .Im heurigen Juli zählte
der Tagverkehr 2104 Wagentage ,29 . 574 Wagenfahrten und 269 . 613Wagenkilome -

55 . cooLiter .Die städtischen Autobusse be - ¬ter .Der Benzinverbrauch betrug 15
förderten im Tag -und Nachtverkehr üngssamt 2,021 . 000Fahrgäste ,vondenen
auf den Tagverkehr 1,948 . 000entfallen .Die Zahl der im Tagverkehrbeförder - ¬
ten Personen hat sich also gegenüber Juli 1928verdoppelt .

—. —.- .—.—.—.—.———- ¬365
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Die Haftungder GemeindeWienfür Russlandlieferungen .Der vomWienerGemeinde¬
rat eingesetzte Beirat für die Russlandaufträge ,für die von der Gemeindegehaf¬

tet wird,hielt amMittwochseine süebzehnteSitzungab .Es wurdedieGarantie
für zusammen rund 158 . 530Dollar Russlandlieferungen genehmigt .Insgesamt be¬

trägt jetzt die Russlandhaftungder GemeindeWien9,133 . 894Dollar ,wovonauf
die erste Bestellperiode ( 30 .Juni 1929 ) 7,123 . 524Dollar und auf die zweiteBe¬
stellperiode ,die am 31 .Dezember dieses Jahres endet ,rund 1,710 . 370Dollar ent - ¬

fallen .Die Geschäftsfälle von Lieferungen nach Russland ,für die dieGemeinde
haftet ,habennunrund64 MillionenSchillingerreicht .

————.— .— .——————————- .- ¬

UnveränderteKanalräumungsgebühren .Die Kanalräumungsgebührenfür Novembersind
unverändert geblieben .Sie betragen das Dreissigfache des Monstazinses für Au¬

gust 1914,beziehungsweise des Monatszinses ,der der Verrechnung der Wohnbau - ¬
steuer zugrundegelegt wordenist .

- . - ————-- - - - - ¬
Verkehrsregelung auf demRudolfsheimer Markt . DerWiener Magistrat hat kürzlich

eine Kundmachungbetreffend Regelungdes Fuhrwerksverkehresauf demRudolfs¬
heimer Markt ( Schwendermarkt )erlassen ,In der Kundmachungwird angeordnet ,dass
der Teil der Schwendergasse zwischen der Reindorfgasse und der Reichsapfelgasse
sowie der Teil der Grimmgassezwischen der Dadlergasse und derSchwendergasse

an Werktagenvon8 bis 11 Uhrvormittags undan SamstagenundVortagengesetz¬
licher Feiertage von 8 Uhrbis 18 Uhrvon bespanntenundmotorischbetriebenen
Fuhrwerken nicht befahren werden darf . Dieleeren Fuhrwerke dürfen nur in der

Schwendergassezwischender ReichsapfelgasseundHollergasseauf der Seiteder
geraden Nummernund in der Hollergasse von der Siebeneichengasse bis zumGärt¬
nermarktsowiein der Braunhirschengassebis zumGeflügekmarktAufstellung
nehmen .Ausserhalh der Marktzeit wird die Schwendergasse zwischen der Reichs¬
apfelgasse und Reindorfgasse als Einbahnstrasse in der Richtungvon der Reichs¬

apfelgassezur Reindorfgasseerklärt .
- . - —.—„ ———.—-- ¬

Wiedersehensfeier.DieLehrlingsfürsorgeaktionveranstaltetmorgenSamstagim
Verbandsheim ,VI . ,Königseggasse 10,um halb sieben Uhr abends eine Wiedersehens¬

feier der ehemaligen Pfleglinge aus den Erholungsheimen Gmünd und Grödig vom

Jahre 1919 . DiesePfleglinge sind mit ihren Freunden und Bekannten zudieser

Weier herzlich eingeladen .
245
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Eine SteuerforderunggegendieGemeinde!
DerStandpunktdesMagistrates.

In der letzten Zeit hat die Presse ein Erkenntnis des Verwaltungsge¬
richtshofes ,das sich auf die 1902er Anleihe bezieht ,besprochen .Eine Entschei¬
dung der Wiener Landesregierung ,durch die die Eingänge an Wohnbaüsteuer zu¬
gunsten des Zinsendienstes der Investitionsanleihe der Stadt Wien vomJahre
1902 als unpfändbar erklärt worden waren ,wurde nämlich aufgehoben .Dieses Er¬

kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes hat ,wie es sich zeigt ,zu Missverstända .
nissen Anlass gegeben .Zur Aufklärung sei der Tatbestand kurz geschildert :

Ein Schweizer Besitzer von 1902er Anleihe ist dem Accord ,der mit der

Schweizerischen Bankiersvereinigung in Basel bezüglich der Regelung des Diens¬
tes dieser Anleihe abgeschlossen wurde ,nicht beigetreten .Er hat vielmehr
beim Betreibungsamt in Basel eine Klage gegen die Gemeinde Wieneingebracht .
Dieses Amt hat seine Ansprüche als zu Recht bestahend erklärt .Da aber die¬
ses Erkenntnis nur inder Schweiz vollstreckbar ist ,hat dieser Schweizer es
versucht ,Forderungen der Gemeinde Wien an Wohnbausteuer ,die sie gegen in
der Schweiz ansässige Personen hat ,zu pfänden .Auf Grund einer Anfrage des
Basler Betreibungsamtes hat die Landesregierung Wien im Sinne des Paragraph
15 der Exekutionsordnung entschieden ,dass die Wohnbausteuer als Zwecksteuer
kein geeignetes Exekutionsohjekt darstelle .Die Wiener Landesregierung hat die - ¬
se Entscheidung im selbstständigen Wirkungsbereich getroffen .

Gegen diese Entscheidung der Wiener Landesregierung hat die Partei
den Verwaltungsgerichtshof angerufen .Dieser hat die Entscheidung der Landes¬
regierung aus formalen Gründen aufgehoben .Er hat nämlich die Ansicht vertre¬

ten ,dass die Angelegenheit nicht in den selbstständigen Wirkungsbereich
des Landes falle ,sondern einen Verwaltungsakt der mittelbaren Bundesver¬
waltung darstelle . DerPartei stehe daher auch ein weiterer Rechtszug an das
Bundeskanzleramt zu .Es muss hervorgehoben werden ,dass durch dieses Erkenntnis desVer¬
waltungsgerichtshofes in der Sache selbst keine wie immer geartete Abän¬
derung der Entscheidung der Landesregierung erfolgt ist .

Der Vollständigkeit halber wird noch bemerkt ,dass auch ein rechts¬
kräftiges kontradiktorisches Urteil eines ausländischen Gerichtes bezüglich
der 1902er Anleihe keinen tauglichen Exekutionstitel in Oesterreich dar¬
stellen würde ,selbst wenn die Vollstreckbarkeit ausländischer Urteile auf
Grund von Staatsverträgen möglich wäre .Die Exekutionsordnung bestimmt näm¬
lich ,dass Entscheidungen ausländischer Gerichte über Ansprüche aus Teil¬
schuldverschreibungen ,die in Oesterreich gegeben wurden ,im Inland ,also in
Oesterreich ,nicht vollstreckt werden können .

Wenn der Verwaltuhgsgerichtshof zu einer Ueberprüfung nicht in for¬
maler ,sondern in materieller Beziehung angerufen werden sollte ,so wird sei¬
ne Entscheidung eine Frage zu lösen haben ,die nicht etwa ausschliesslich ein
besonderes Interesse der Stadt Wien betrifft ,sondern die für alle Gebiets
körperschaften ,denen nach der Oesterreichischen Verfassung Steuerhoheit zu¬

steht ,von grösster Bedeutung ist . DerVerwaltungsgerichtshof würde dann näm¬
lich zu entscheiden haben ,ob eine Steuer oder öffentliche Apgabe ,die zu einen
bestimmten ,gesetzlich festgelegten Zweck eingehoben werden soll ,für Verbind - ¬
lichkeiten privatrechtlicher Natur exequiert werden kann .

Der Aufwand der 1902er Anleihe betrifft ,was in diesem Zusammenhang
hervorgehoben sei ,nicht allein die Gemeinde Wien ,sondern auch den Bund ,der
auf Grund eines besonderen Gesetzes bis 19l0 die Hälfte desZinsentilgungs¬
dienstes zu leisten hat .
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Sitzungen im Rathaus .In der kommendenWochetritt weder der WienerStadtse - ¬
nat ,noch der Wiener Gemeinderat zusammen .Hingegen nehmen am Montag um16 ' 30

Uhr die gemeinsamenSitzungen des Stadtsenates und Finanzausschusses ihren
Anfang ,in denen der Rechnungsabschluss der Bundeshauptstadt Wien für dasJahr

1928zur Verhandlunggelangt .
- . - ——- — —- - ¬

Beendigung der Arbeiten der Bauordnungskommission .Die Landtagskommission zur
Vorberatungder neuen WienerBauordnunghat nunmehrihre Arbeitenabgeschlos¬
sen . DieKommission hielt heute unter dem Vorsitze des Landtagspräsidenten

Dr .Dannebergihre letzte Sitzungab ,in derenVerlaufedie ApgeordnetenBiber ,
Gschladt ,Millik und Dr .Wagner zahlreiche Minderheitsanträge anmeldeten . So
beantragte Abgeordneten Biber unter anderem ,dass die Umlegung von amtswe¬

gen nur zulässig sein soll,wenn die einzubeziehenden Grundstücke anbaurei¬
fen Strassen liegen und die Umlegung der Befriedigung öffentlicher Interes¬

sen dient .Ein zweiter Antrag des Abg .Biber verlangt ,dass bebaute oder inbe¬
sonderer Art benützte Grundstücke ,wie gewerbliche Anlagen ,Gärtnereien ,Baum¬

schulen ,Parkanlagenunddergleichennur dannin die Umlegungeinbezogenwer¬
den sollen ,wennder Grundeigentümerseine Zustimmunggibt .Fernerbeantragte
Abg .Biber die Streichung der Bestimmungen über die behördliche Genehmigung

der BauplätzeohneGrundabteilung .Abg .Millikstellte denAntrag ,dieFrist
zur Uebernahme der Gehsteige in die eigene Erhaltung der Gemeinde Wienauf

ein Jahrfestzusetzen .EinzweiterAntragdesAbg. Millikbeschäftigtsich
mit den Bestimmungenüber die Bauverboteund verlangt ,dass Ausnahmenvom
Bauverbotunter anderemzulässi sein sollen ,wenndie EntfernungdesBauplat
zes nicht mehr als tausend Meter von dembestehenden Strassennetz beträgt
und nicht ,wie im Gesetz vorgesehen ,nur 150 Meter .Eine Reihe vonAnträgen

wurdenvomAbg . Dr .Wagnereingebracht .Vondiesen ist insbesondere derAntrag
auf gänzliche Streichung der Bestimmungen über die Anliegerleistungen hervor¬

zuheben .Zur Begründungdieses Antrages führte Abg .Dr .Wagneraus ,dass bis zur
Wiederherstellung normaler Verhältnisse auf demWohnungsmarktundAufhebung

derbestehendenZwangsgesetzebezüglichderMietenvonjederErhöhungder
Anliegerleistungen ganz abzusehensei ; eswärensogar die derzeitigen Leistun¬
gendurchkostenloseAufschliessungvonBaulandundErleichterungenbei
den Grundabtretungen und Berechnung der Kanaleinhebungsgebühr herabzumindern .
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HinsichtlichdesFachbeiratesfür StadtplanungbeantragtAbg .Dr .Wagner ,dass
demFachbeiratauchje ein Vertreter der Kammerfür Handel ,GewerbeundIndustrie
der land - undforstwirtschaftlichen Hauptkörperschaft ,sowiedes zuständigenVer¬
bandesder Haus -undGrundbesitzerangehörensoll .BezüglichderZusammensetzung
der Bauoberbehörde stellt Abg . Wagnerden Antrag ,dass diese aus folgenden Mit - ¬
gliedern bestehen soll : ausdem Landeshauptmann oder dessen Stellvertreter ,drei

Mitgliedernder Landesregiærung ,drei Richtern ,die vomJustizminister zuentsen¬
den sind ,aus vier vomGemeinderatzu bestellenden Baufachmännern ,die inder
Gemeindeverwaltung weder ein besoldetes Amt bekleiden ,noch einem Vertretungs - ¬

körper angehören und zur Gemeindein keinem rechnungspflichtigen Verhältnis
stehen dürfen ,aus einem vom Landeshauptmann zu bestellendem Mitglied des Lan¬

dessanitätsrates,je einem Vertreter der Kammer für Handel ,Gewerbe und Indus¬

trie ,der zuständigen Organisation der Haus -und Grundbesitzer und derland¬
und forstwirtschaftlichen Hauptkörperschaft und schliesslich aus einem Vertre¬

ter des Bundesministeriums für Handel und Verkehr .Die Vorlage get nunmahr
dem Wiener Landtag zu . DerText der Vorlage an den Wiener Landtag gelangt über¬

morgen Montag zur Aussendung .Die Verhandlungen des Wiener Landtages über die

neue Bauordnung werden am Montag ,den 18 .Novemberbeginnen .

- . — . — . — — — — —— — - — -- ¬

Festbeleuchtung des Rathauses .Anlässlich des Staatsfeiertages wird am12 .Novem¬
ber das Rathaus von 19 Uhr bis 20 Uhr festlich beleuchtet .DerLeuchtbrunnen
auf demSchwarzenbergplatzwird amStaatsfeiertag von 20 Uhr bis 21 ' 30Uhrsei¬
ne farbenprächtigen Wasserspiele zeigen .

. - - - . - . - ¬

GoldaneHochzeiter .Dieser Tagefeierten die EhepaareAntonund AnnaGattinger ,
Emanuel und Katharina Goldschmidt und Paul und Rosalia Matschniunig das Fest

der goldenen Hochzeit .In Vertretung des Bürgermeisters überreichte amtsführende
Stædtrat Julius Linder den Jubelpaaren die Ehrengabe der Stat Wien .

SonntagsfahrpreisaufderStrassenbahnamStaatsfeiertag .KommendenDienstag
( Staatsfeiertag ) wirdauf der StrassenbahnundStadtbahnderSonntagsfahrpreis
eingehoben .Wachenkarten ,Frühfahrscheine ,Hin - undRückfahrscheine ,Arbeitslosen¬
fahrscheine und Fürsorgefahrscheine haben daher am Staatsfeiertag keine Gil¬
tigkeit . DieSchüleranweisungen können von 7 Uhr bis 12 Uhr auf denvorge¬
schriebenen Strecken verwendet werden .
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Festbeleuchtung des Rathauses .Ammorgigen Staatsfeiertag wird dasRathaus

von 19 Uhr bis 20 Uhr festlich beleuchtet . DerLeuchtbrunnenauf demSchwarzen
bergplatzwirdamStaatsfeiertag von20 Uhrbis 21 ' 30Uhrseinefarbenpräch¬
tigen Wasserspielezeigen .

Der Rechnungsabschluss für 1928 . DerWiener Stadtsenat führte heute unter dem
Vorsitze des Bürgermeister Seitz gemainsam mit dem städtischen Finanzausschuss
die Generaldebatte über den Rechnungsabschluss der Stadt Wien für 1928 ab .

Den Bericht erstattete amtsführender Stadtrat Breitner .Das Jahr 1928 warfür
die Wirtschaft ein verhältnismässig günstiges Jahr .Das gegenüber demVorschlag
bessere Ergebnis ist zunächst einer Steigerung der Ertragsanteile zuzuschreibe
Der Bund hat höhere Steuereingänge zu verzeichnen gehabt ,was allen Ländern
und Gemeinden zugute gekommen ist .Dementsprechend hat auch Wien an den mit
dem Bunde gemeinschaftlichen Abgaben eine Mehreinnahme von rund 24 ' 7Millio¬
nen Schilling .Bei den Gemeinde -und Landesabgaben sind die Mehreinnahmen
19,422 . 000Schilling .Der Rückgang der Arbeitslosigkeit prägt sich in den er¬
zielten Mehreinnahmen bei der Fürsorgeabgabe aus und hatte ferner zur Folge ,
dass das Land Wien zu den Kosten der Notstandsaushilfen um zwei Millionen
Schilling weniger beitragen musste ,als vorgesehen war .Den Mehreinnahmen ste¬
hen Mehrausgaben auf verschiedenen Gebieten der Gemeindeverwaltung gegenüber .
Die Mchrausgaben für die Angestellten und Pensionsparteien der Gemeinde be¬
tragen ' 8Millionen Schilling .In der Gruppe Wohlfahrtswesen und soziale Ver¬
waltung wurden für Erhaltungsbeiträge ' 3Millionen Schilling mehr ausgege¬
ben . DieTuberkulosefürsorge weist den Mehraufwand von 352 . 000Schilling aus .
Eine sehr wesentliche Steigerung der Ausgaben hat sich beim Wohnungswesen er¬

geben .Der Gemeinderat bewilligte einen Zuschusskredit von zwanzig Millionen
Schilling ,der erforderlich war ,um die sonst von einem Verwaltungsjahr in das
andere übergreifenden Rechnungen der Hochhausbauten restlos zu liquidieren .
In der Generaldebatte sprach zunächst Stadtrat Kunschak .Er verlangt Aufschlus
über die Verwendung des Zuschusskredites von zwanzig Millionen Schilling für
das Wohnungswesen ,der übrigens beigetragen hat ,die Kassenbestände zu verrin¬

gern und sie zu verschleiern . Dannverlangt Stadtrat Kunschak Aufklärung über
die Budgetierung im Bauwesen und insbesondere darüber ,ob bei der Wohnbautä¬
tigkeit Ueberschreitungen des Präliminare zu verzeichnen sind .GR. Zimmerlkri¬
tisiert ,dass der Magistratsbericht ,wie auch der Bericht des Kontrollamtes zum
Rechnungsabschluss sehr rückhaltend sind .Er verlangt die Vorlage eines voll¬
ständigen Inventars mit Bewertungsziffern ,einer ziffernmässigen Darstellung
der Kassenbestände und schliesslich eines Ausweises über die Aussenstände .
Stadtrat Rummelhardt verlangt die unbedingte Trennung des Landeshaushaltes
vom Gemeindehaushalt .Die Kontrolle über die Gebarung müsse einer gründlichen

Remedur unterzogen „ das Kontrollamt einem vollständig unabhängigen
Kontrollamtsdirektor unterstellt werden .Eine entschiedene Aenderung müsse
auch in der Schulverwaltung durchgeführt werden .GR . Angermayer erklärt ,dass
die Art der Eintreibung der Steuern den schärfsten Widerstand finden muss .
Die Steuerträger werden immer strenger erfasst und verfolgt,um so mehr Steu .
ern aus der Wirtschaft herauszupressen .Die Wirtschaft verarmt ,während die Ge
meinde immer mehr Reichtümer ansammelt .Bürgermeister Seitz erwidert sodann
auf die Ausführungen des Stadtrates Rummelhardt ,dass für Wien das gleiche

Recht wie für alle übrigen Bundesländer gelten müsse .Nach einigen Bemerkun¬
gen des Vizebürgermeisters Hoss über die Tätigkeit des Kontrollamtes führt
Stadtrat Breitner in seinem Schlusswort unter anderem aus ,dass es sich bei

dem Zuschusskredit von zwanzig Millionen Schilling für das Wohnungswesen
keineswegs um eine Deckung von Ueberschreitungen handelt .Damit ist die Ge¬
neraldebatte abgeschlossen .In der Spezialdebatte wird zunächst die Verwal¬
tungsgruppe für Finanzwesen in Verhandlung gezogen .Dazu sprechen die GR .
Binder ,Uebelhör und Zimmerl .Die Ansätze dieser Verwaltungsgruppe werdenge¬
nehmigt .Die Spezialdebatte über die übrigen Verwaltungsgruppen wird am
Mittwoch fortgesetzt .

. - - —.— .- - -— - -370
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DerBauchvonWien .Nachden letzten Mitteilungendes statistischen Amtes

der Stadt Wienzählt die Bundeshauptstadtrund1,850 . 000Einwohner. Welche
Riesenmengenvon Lebensmittelnfür die Versorgungeiner solchenMenschenmen¬
ge notwendigsind ,zeigt der AusweisüberdenWienerLebensmittelverbrauhin
einem Monat .Eine der Hauptversorgungsquellen ,insbesondere von Fleisch,ist für

die WienerBevölkerungdie Grossmarkthalle .Dort wurdenim August1929 ange¬
schlachtetem Vieh vermarktet :21 . 671Kälber,25 . 393Schweine ,246 Schafeund
Lämmersowie 13 Ziegen und Kitze .Ausserdem wurden in der Grossmarkthalle ' 88
Millionen Kilogramm Rindfleisch ,' 28Millionen KilogrammSchweineßleisch ,

199. 900KilogrammRauchfleisch,25 . 900KilogrammKalbfleisch ,69 . 200Kilogramm
Würste,56 . 300KilogrammInnereien,32 . 700KilogrammSpeck und 11 . 100Kilo - ¬
grammSchmalzverkauft .DieWienerViktualienmärktelieferten imAugust14' 06
Millionen Kilogramm Gemüse ,10 ' 51Millionen Kilogramm Obst , ' 12Millionen Ki - ¬

logrammKartoffel ,111 . 110KilogrammPilze ,108 . 140KilogrammButter ,53 . 400
Kilogramm Agrumen und ' 56Millionen Eier .Die Milchzufuhr betrug imAugust

25,665 . 000Liter .AufdemZentralviehmarktwurdenschliesslich im Augustfür
den Wiener Bedarf 1o . 071Rinder,h . 698Weidner - und. 171lebende Kälber ,231
Schafe und Lämmer,17 Ziegen und Kitze ,154 Weidner - und12 . 010lebende Fett - ¬

92schweine sowie 2113 Weidner - und1O . 233lebende Fleischschweine verkauft .

AmLeopolditagWerktagsfahrpreisauf der Strassenbahn .UebermorgenFreitag
( Leopolditag )wird auf der Strassenbahn und Stadtbahn der Werktagsfahrpreis
eingehoben .Die Wochenkarten ,Frühfahrscheine ,Hin - undRückfahrscheine ,Arbeits¬
losenfahrscheine und Fürsorgefahrscheine sind am Leopolditag giltig .Die Rück¬

fahrscheine und Wochenkarten können für die Rückfaahrt schon von 11 Uhrvor¬

mittags an verwendet werden . DieSchüleranweisungen hingegen sind ungiltig .
Aufder Stadtbahnsind amLeopolditagvonBetriebsbeginnbis 9 Uhrvormittag .
und von 1 Uhr bis G Uhr nachmittags Hunde von der Beförderung ausgeschlos¬

sen .

Vonder WienerFeuerwehr .ImAugustdieses Jahres ist die WienerFeuerwehr
insgesamt zu 96 Bränden ausgerückt .Davon waren 1 Grossfeuer,3 Mittelfeuer ,
82 Kleinfeuer und 1o Rauchfangfeuer .Zu erste Hilfeleistungen wurde die Feu¬

erwehr im August ,in 131 Fällen gerufen .
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Der Rechnungsabschlussfür 1928 . DerWienerStadtsenat setzte heute unterdem
Vorsitze des Bürgermeisters Seitz gemeinsammit demstädtischen Finanzaus¬
schuss die Spezialdebatte über den Rechnungsabschlussder Stadt Wienfür1928
fort .Zur Verhandlung gelangten die Verwaltungsgruppenfür Personalangelegen¬
heiten und Verwaltungsreform sowie für Wohlfahrtswesen und soziale Verwal¬

tung .

DenBericht über die VerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheiten
und Verwaltungsreform erstattete amtsführender Stadtrat Paul Speiser .Dazu
sprachen die Stadträte Kunschak ,Dr .Alma Motzko und Rummelhardt und die Gemein¬

deräte Binder und Zimmerl .Stadtrat Kunschak ersuchte um Aufklärung über die
kürzlich gegen den emtsführenden Stadtrat Kokrda erhobenen Beschuldigungen .
Den Prozess über die Währinger Wahlenbesprechend ,verlangt Stadtrat Kunschakdie Suspendierung des angeklagten Amtsrates Mader ,da dieser nach seinem ei¬
genen Geständnis durch die fahrlässige Behandlung der Rekurse ein Bienstrer¬
gehen begangen habe .Schliesslich verweist Stadtrat Kunschak auf die Magis¬

tratsatraferkenntnisse gegen die Siedler vom Bruckhaufen und erklärt ,dass
man mit einer solchen Strafpraxis nicht einverstanden sein könne .Stadtrat
Dr .Alma Motzko spricht ebenfalls über das Bauverbot ,das den Siedlern vom
Bruckhaufen auferlegt worden ist . DerBruckhaufen beherbergt heute schon über
Loo Familien .Es sei höchste Zeit ,diese dringende Angelegenheit endlich einmal
ordnungsgemäss zu behandeln .Stadtrat Rummelhardt verlangt ,dass die Personal¬

.verwaltung vollständig entpolitisiert werde ,und führt Beschwerde über die
Behandlung der Bezirksschulinspektoren .Er wirft ferner der Mehrheit des Ge¬
meinderates vor ,dass sie sich zu Unrecht eine Zweidrittelmehrheit nenne .Mit
Rücksicht auf Wahlschwindeleien gebühre der Minorität moralisch ein grösse¬

rer Einfluss ,als ihre Zahl besagt .Auf die Ausführungen der Stadträte Kunschak
und Rummelhardt erwidert Bürgermeister Seitz .Zu der Frage der Suspendierung
des Amtsrates Mader erklärt der Bürgermeister ,dass zunächst das Ergebnis
der Gerichtsverhandlung abgewartet werden müsse .Auf den Vorwurf des Stadt¬

rates Rummelhardt ,dass die Majorität des Gemeinderates nicht zurecht be¬
stehe,entgegnet der Bürgermeister :Wenn die christlichsoziale Partei glaubt

dass ihr ein grösserer Einfluss gebühre ,weil angebliche Ungehörigkeiten bei
der Wahl vorgekommen sind,kann ich nur sagen :Wir sind befeit ,sofort bei
vollster Mitarbeit der Minderheit eine neue Wählerliste anlegen und den Ge¬
meinderat auflösen ,das heisst ,sofort Neuwahlen ausschreiben zu lassen .Man
sagt ja immer,es bestehe eine Volksbewegung gegen die Sozialdemokraten ,also
gibt es nichts als den Grundsatz einzuhalten " wasfällt ,muss gestossen wer¬
den " undNeuwahlen auszuschreiben .Hinsichtlich der gegen Stadtrat Kokrda er¬
hobenen Beschuldigungen erklärt der Bürgermeister dass diese Beschuldigungen
an den Stadtrat Kokrda nicht heranreichen .Mit Rücksicht darauf jedoch ,dass
die Angriffe durch die Reichs post Verbreit ung gefunden hatten ,konnte man
nur mit der gerichtlichen Klage antworten . Dieseist auch sofort erhoben wor¬
den .In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und
soziale Verwaltung sprachen die Stadträte Dr . AlmaMotzko und Rummelhardt .
Sie erhoben Beschwerde über die Behandlung der Altersfürsorgerentner ,der
Vergebung der Spiel -und Eislaufplätze und über die Behandlung der im Lain¬

zer Versorgungshaus untergebrachten Bürger .Nach kurzen Erwiderungen der Re¬
ferenten werden die Ansätze der beiden Verwaltungsgruppen genehmigt .
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LouiseFränkl - HahnEhrenpreisträgerinder Stadt Wien .Bekanntlichhat derWiener
Gemeinderatder VereinigungbildenderKünstlerinnenOesterreichseinenEhren¬
preis von 500 Schilling gewidmet .Nunmehrhat ein aus Vertretern derGemeinde- ¬
verwaltung und der Künstlerschaft zusammengesetztes Preisgericht diesen Ehren¬

preis der akademischen Malerin Louise Fränkl - Hahnfür ihre in der 15 .Jahres¬
ausstellung der Vereinigung bildender Künstlerinnen Oesterreichs befindlichen

Werke zuerkannt .DemPreisgericht gehörten Stadtrat Julius Linder ,Direktor

HermannReuthervonden StädtischenSammlungen,MariaMagyar ,HedwigBrezher¬
Eibuschitz ,SophieNoske- SandersundHeleneKraussan .

- . - . - - - . - - - . - ¬
Ausgestaltung der elektrischen Strassenbeleuchtung .In den nächsten Tagenwird

die neuhergestellteelektrischeStrassenbeleuchtungin Hernalsin derRosen¬
steingasse und in Währing in dembisher noch nicht elektrisch beleuchteten
Teil der Paulinengassein Betriebgesetzt .

Regelung der Abfuhr von Knochen und Küchenabfällen .Bisher durfte die Abfuhr

vonKnochenundähnlichenAbfällenin der InnerenStadt nur vor zehnUhrvor¬
mittags und in den übrigen Bezirken nur vor 12 Uhr mittags erfolgen .Später

durfte kein Wagenmit solchen Abfällen auf der Strasse fahren .Nunmehrhat der
WienerMagistrat eine Kundmachungerlassen ,nach der solche Abfuhrwagenin
der Leopoldstadt mit Ausnahmedes Bezirksteiles Kaisermühlen ,in denkeine

zeitliche Beschränkunggilt ,und in den Bezirken III bis IX an Wochentagenvon
Montag bis Donnerstag nur bis 11 Uhr und an Freitagen und Samstagen nur bis

16 Uhr verkehren dürfen .Der Verkehr in der Inneren Stadt darf nach wievor

nur bis 10 Uhr vormittags erfolgen .Die Abfuhr von Knochen ,Fällen ,Trank ,Spü¬
licht ,Küchenabfällen ,Speiserestenund dergleichen hat so durchgeführt zuwer¬
den ,dass eine Belästigung von Passanten oder Verunreinigung der Strasse ver¬

miedenwird .

Verwaltungsakademieder GemeindeWien .Bekanntlichhat die GemeindeWienfür
ihre Beamten eine Verwaltungsakademie errichtet .Im März dieses Jahres began¬
nen die Vorlesungen ,die vorläufig in der Universität abgehalten wurden .Nun¬

mehr hat die Verwaltungsakademie in der Galileigasse ein eigenes Heimbekom¬
men . DieEröffnung desselben findet übermorgen Samstag um 17 Uhr statt .
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Genehmigungdes städtischen Rechnungsabschlusses .DerWienerStadtsenatbeen¬
dete heute unter demVorsitze des Bürgermeisters gemeinsammit demstädtischen
Finanzausschussdie Beratungüber den Rechnungsabschlussder Stadt Wienfür
1928 . ZurVerhandlunggelangtenheutedie Verwaltungsgruppen„Wohnungswesen ",
"TechnischeAngelegenheiten",„Ernährungs -undWirtschaftsangelegenheiten",
"AllgemineVerwaltungsangelegenheiten "und"StädtischeUnternehmungen".InderVizebürgermeister Hoss ,

Spezialdebattesprachen/dieStadträte Dr .AlmaMotzkoundRummelhardtunddieAngermaver ,

Gemeinderäte/Binder ,Uebelhörund Zimmerl .VizebürgermeisterHossbemängelte ,
dassin denstädtischenWohnhausbautenmehrGeschäfteuntergebrachtwerden,
als notwendig ist . Erersucht ferner für eine entsprechende Reinigung der Wie¬
ner Denkmäler Vorsorge zu treffen und endlich einmal die Bruckhaufenangelegen¬

heit zu ordnen .StadtratDr .AlmaMotzkobeschäftigtsich ebenfallsmitder
Siedlung Bruckhaufen .Stadtrat Rummelhardt verlangt die Abschaffung der Wiener

Gemeindewache ,da diese eine vollkommenüberflüssige und überdies ungesetz¬

liche Institution sei . GR. Angermayerverlangt die Installierung einer Notbe¬
leuchtung für den Fall einer Störung der elektrischen Strassenbeleuchtung .

GR.BinderführtBeschwerdeüberdieBehandlungderMietparteienin denstäd¬
tischen Wohnhausanlagen .Ihre politische Beeihflussung ist geradezu schon un¬

erträglich .GR. Uebelhörkritisiert ,dass die Strassenerhaltung nicht aufder
Höhe ist und auch die Pflege der öffentlichen Gärten viel zu wünschen übrig

lässt . GR. Zimmerlverlangt Aufklärung ,ob der Zuschusskredit von zwanzigMillio
nen Schilling für das Wohnungswesen unbedingt notwendig gewesen sei . DieAn¬

frage beantwortet Stadtrat Breitner dahingehend ,dass es durch denZuschuss¬

kredit möglich war ,die bis zum 31 .Dezember 1928 geleisteten Arbeiten voll¬

ständig zu liquidieren . Dievonden einzelnen RednerngewünschtenAufklärungen
wurden von Vizebürgermeister Emmerlingund den amtsführendenStadträten
Kokrda ,Linder ,Richter und Webergegeben .Die Ansätze der in Verhandlungge¬
standenen Verwaltungsgruppenwurden sodann genehmigt ,womitdie Beratungdes

städtischen Rechnungsabschlusses für 1928 im Stadtsenat und Finanzausschuss

abgeschlossenist .
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Die neue Wiener Bauordnung .Wie schon gemeldet ,hat die Landtagskommissionzur
Vorberatung der neuen Wiener Bauordnung vor kurzem ihre Arbeiten beendet ,Die

umfangreiche Vorlage gelangt nunmehr im Wiener Landtag zur Verhandlung .Die

Landtagsberatungen beginnen in der kommendenWocheam Montagum16Uhr .

Goldene Hochzeiter .In diesen Tagen feierten die Ehepaare Friedrich undMa¬
thilde Rathner ,Josef und Marie Gerstorfer ,Moriz und Therese Polzer ,Johann

und Marie Skacha ,Wenzel und Theresia Jukl ,Wenzel und Anna Poupa ,Antonund

Rosalia Rupprecht ,Robert und Betty Holler und Eduard und Marie Mayrdas
Fest ihrer goldenen Hochzeit .In Vertretung des Bürgermeisters überreichte

amtsführenderStadtrat Linder den Jubelpaarendie Ehrengabeder StadtWien.

Sitzungenim Rathaus .In der kommendenWochetagen ausser demWienerLandtag
noch der Wiener Stadtsenat und der Wiener Gemeinderat .Der Stadtsenat tritt
amDienstagum10 Uhrvormittagszusammen .Die Sitzungdes WienerGemeindera¬
tes findet am Freitag nach der Landtagssitzung statt .

Freimilchfür Schulkinder .In derletztenSitzungdesstädtischenFinanzaus¬
schusses beantragte Gemeinderat Schafranek eine Subvention vonviertausend

Schilling für die Freimilchaktionin denWienerSchulender Gesellschaftzur
Förderung des Verbrauches von Milch und heimischen Molkereiprodukten .Der
städtische Finanzausschuss hat dem Antrag zugestimmt .

- . — — —— — . — —— — - — — — - - ¬

AusgestaltungderelektrischenStrassenbelsuchtung.IndernächstenZeitwird
in Floridsdorf die Pragerstrasse mit der elcktrischen Strassenbeleuchtung

ausgestattet .
- . . - - - - - ¬

VondenBezirksvertretungen .DienächsteSitzungderBezirksvertretung
Wiedenfindet amDienstag ,den19 .November ,um16 Uhr30 statt .DieBezirks-¬
vertretung Ottakring tritt amDonnerstag ,den 21 .November ,um18 Uhrzu¬

sammen .
- . - . - —- - ¬

WohnungundStädtebau .MorgenSonntagspricht in der Ausstellung"Wohnung
und Städtebau ". ,Parkring 12 ,Architekt Walter Raschka über " Bauordnung
und Stadtplanung " . Beginn11Uhr .
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GeehrteRedaktion !

Amtsführender Stadtrat Breitner ersucht freundlichst zu der amDiens¬

tag ,den 19 .November1929pünktlich umfünf Uhrnachmittagsstattfindenden
PRESSEKONFERENZ

einen Vertreter Ihres geschätzten Blattes zu entsenden .Gegenatand :Der

städtische Hauptvoranschlag für 1930 .Ort :Neues Rathaus .Stiege 5 ,. Stock ,
Kanzlei des Stadtrates Breitner imPräsidialbüro .

Feierliche Eröffnung der städtischen Verwaltungsakademie .
Bekanntlich hat die Gemeinde Wien für ihre Beamten eine Verwaltungs¬

akademie errichtet .Im März dieses Jahres begannen die Vorlesungen ,die vor¬
läufig in der Universität abgehalten wurden .Nunmehr hat die Verwaltungsaka¬
demie in der Galileigasse ein eigenes Heim bekommen ,das heute durch Bürger¬
meister Seitz fæderlich eröffnet wurde .

Zur Eröffnungsfeier ,die im grossen Vortragssaal der Verwaltungsaka¬
Rmie begangen wurde ,hatten sich eingefunden :Vizebürgermeister Hoss ,die amts¬
führenden Stadträte Kokrda ,Richter ,Speiser ,Professor Dr .Tandler und Weber ,
Landtagspräsident Hellmann ,die vortragenden Professoren Dr .Kelsen ,Merkel und
Striegl ,Senatspräsident des Verwaltungsgerichtshofes Professor Dr .Herrnritt ,
Magistratsdirektor Dr .Hartl ,Stadtbaudirektor Dr .Ingenieur Musil ,Bezirksvor¬
steher Schober ,für den Verband der städtischen Angestellten Präsident Ingeni¬

eur Rummler und Vizepräsident Gemeinderat Reder und die leitenden Beamten des
Magistrates .

Die Festgäste wurden vom Leiter der Verwaltungsakademie Professor Dr .
Merkel begrüsst ,der zunächst seiner Freude Ausdruckgab ,dass es derGemeinde
wien gelungen ist ,die erste Verwaltungsakademie in Oesterreich zu errich - ¬
ten .In Deutschland spielen die Verwaltungsakademien heute schon eine Rolle ,
aus der sie nicht mehr verdrängt werden können .Die deutschen Verwaltungsa¬
kademien umfassen 22 Hauptanstalten und 30 Zweigstellen ,die von rund 183 . 000
Hörern besucht werden .Die Verwaltungsakademie soll eine Beamtenhochschule
sein ,an der Lehrer der freien Wissenschaft wirken ,die im Dienste der Praxis
steht .( LebhafterBeifall ) .In seiner Eröffnungsansprache verwies der Bürgermeister zunächst auf
die Bedeutung der Verwaltungsakademie .Diese ist ,sagte er ,aus demselbstverstär
ständlichen Bedürfnis heraus entstanden ,den Beamten die Möglichkeit einer
wissenschaftlichen Durchdringung der neuen Gesetzgebung des letzten Jahrzehnts
unter Führung und Leitung hervorragender Gelehrter zu bieten .Unsere Gesetze
wechseln sehr rasch ,selbst die Verfassung ,die doch grundlegend ist und daher
selbstverständlich nur mit einer qualifizierten Mehrheit geändert werden kann ,
unterliegt raschen Wandlungen .Die Verwaltungsakademie soll im absoluter Frei¬
heit die Wissenschaft mit der Praxis verbinden ,den Gelehrten mit dem Prakti¬
ker ,in gemeinsamer Arbeit soll einer den anderen befruchten ; ueberdies soll
sie ein Institut sein ,das den Gesetzgebern Anregungen und Winke für die An¬
passung der Gesetze an die Fortschritte der Wissenschaft und an die Bedürfnis
se des praktischen Lebens bietet .Die Tätigkeit der Verwaltungsakademie soll
sich aber nicht nur auf das Verfassungs -und Verwaltungsrecht beschränken ,
sie soll allmählich darüber hinaus auch die Volkswirtschaf t,die Medizin ,die
Pädagogik erfassen und auf allen Gebieten derart befruchtend wirken .Der Ge¬
lehrte und Lehrer ,der hier wirkt ,soll in enger Verbindung mit den Männern
und Frauen stehen ,die in der öffentlichen Verwaltung wirken .Für die Beamten¬
schaft besteht einerseits keine Verpflichtung ,die Verwaltungsakademie zu be¬
suchen ,anderseits erwerben sie auch durch den Besuch keine Ansprüche ;der Ge¬
winn des Hörers ist der Wert ,den eben wissenschaftliche Arbeit jedem bietet ,
der sie leistet . Vorallem wird ieder von uns,ob er als Berufs - oderals Wahl¬
beamter wirkt ,hier die Erkenntnis schöpfen ,dass geltende Gesetze und Verord¬
nungen unparteiisch ,nach ihrem Geist anzuwenden sind ,dass wir die zur Aus¬
übung unseres Amtes notwendige sittliche Kraft nur gewinnen ,wenn wirstreng

auf dem Boden des Gesetzes stehen .Wirwollen in der Verwaltung keine Partei¬
politik treiben ,wohl aber Staatspolitik ,das heisst ,im Sinne unserer Verfas¬

rein republikanische Politik .Die Verwaltungsakademie soll eine Ar¬sung
beitsgemeinschaft von wissenschaftlich ringenden Menscher sein ,die im Diens¬
te des Volks für die Stadt Wien ihr Bestes geben ( Lebhafter Beifall ) .
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GeehrteRedaktion!
AmtsführenderStadtrat Breitnerersuchtfreundliahstzu der amDiens

tag ,den19 ,November1929pünktlichumfünfUhrnachmittagsstattfindenden
PRESSEKONFERENZ

einenVertreter Ihres geschätztenBlattes zu entsenden .Gegenstand :Derstäd -¬
tischeHauptvoranschlagfür1930 .Ort :NeuesRathaus,Stiege5 , . ,Stock ,Kanz-¬
lei des Stadtrates Breitner imPräsidialbüro .

EinVerzeichnisderLiegenschaftenderGemeindeWien.DerMagistrathatsoe¬
ben eine grosse Arbeit abgeschloszen .Es wurdeein VerzeichnisderLiegenschaf¬
ten der GemeindeWienin vier Bändenherausgegeben. Dererste Bandenthält
nachBezirkengeordnetalle Liegenschaftender Gemeindeinnerhalb desGemein¬
degebietes .Im zweiten Bandsind die Liegenschaften des WienerBürgerspital¬
fonds ,des Wiener allgemeinen Versergungsfonds und des Bürgerladfonds derGe¬
meindeWienverzeichnet . Derdritte BandinformiertüberdieLiegenschaften
derGemeindeausserhalbWiensundimviertenBandist eineZusammenstellung
derLiegenschaftserwerbungenderGemeindeWienindenJahren1919bisein¬
schliesslich 1928 ,gegliedertnachdeneinzelnenJahren ,enthalten .UmdasVer¬
zeichnis völlig einwandfrei zu erstellen ,wurdenalle Grundbücherrevidiert ;
eine ausserordentlich mühsameundungeheureArbeit ,die nachjahrelangerVor¬
arbeit nunmehrdie Herausgabedieser vier Bändeermöglichte .Damiterscheintzu
erstenmalein Verzeichnisüber dengesamtenLiegenschaftsbesitzderGemein¬
deWien .

DasAuslandbeherrscht den Schweinemarkt .Wiedie städtischeMarktamtsdirek¬
tion über die Viehmärktein St .Marxin der letzten Wocheberichtet ,betrugen
die Zufuhrenauf demSchweinemarkt6052StückFleischschweineund5624Stück
Fettschweine ,DasAuslandlieferte davon5891StückFleischschweineund5624
StückFettschweine ,sodassaus demInlandlediglich 161StückFleischschweine
kamen .GegenüberdemvorletztenMarktist der Auftriebin der letztenWoche
um1618StückSchweinezurückgegangen.

Bezirksvertretung Neubau .Die nächste Plenarsitzung derBezirksvertretung
Neubaufindet amDonnerstag ,den 21 .November ,um18 Uhrstatt .
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WIENERLANDTAG
Sitzungvom18 .Npvember1929

Präsident Dr .Dannebergeröffnet um4 Uhrdie Sitzung desWiener
Landtages ,auf deren Tagesordnungdie erste Lesungder neuenWienerBauord¬
nungsteht .

Berichterstatterist amtsführenderStadtratJuliusLinder ,derinsei¬
nemausführlichen Referat zunächst einen Rückblick über die Arbeiten in der

vomWienerLandtagzurVorberatungderneuenWienerBauordnungeingesetzten
Kommissiongibt . DieVorlagewurdevonallen Faktorengründlichdurchberaten.
Zunächst wurdeeine Enqueteeinberufen ,an der 22 Körperschaftenteilgenommen

haben .ZehnvonihnenhabenAnträgegestellt .DieEnquetewurdein dreiSit¬
zungenabgeführt .Zur Verabschiedungder Vorlagein der Lahdtagskommissionbe¬
durfte es 17 Kommissionssitzungen .In der Kommission wurden 128 Anträge undaus - ¬

serdem32 Minderheitsvoteneingebracht .VondenAnträgenwurden61angenommen,
33betrafenstilistische Aenderungenunddie übrigenAnträgewurdenimBericht
behandelt .Die Wünscheder in Betracht kommendenMinisterien wurdenebenfalls
möglichstberücksichtigt .AufdemTisch des Hausesliegt nunmehreine guteFau¬
ordnung ,die wohlvielleichtnichtallenWünschenRechnungträgt,sichaberbe¬
müht ,die geldeneMittellinie einzuhalten .ZumGesetzselbst führt derBericht¬
erstatter aus ,dass die geltende Bauordnung aus dem Jahre 1883 stammt ,auseiner
Zeit ,in der sich das Gebiet der Stadt auf die neun inneren Bezirke und denim

Jahre 1874einverleibten Teil des zehntenBezirkesbeschränkte ,also aufein
zumüberwiegendenTeil verbautesGebiet .DieserUmstandunddie zu dieserZeit
die Wirtschaft und die Gesetzgebung beherrschenden Ideen haben es mit sich ge¬

bracht ,dass die geltendeBauordnungimWachsender Stadt ganzunbefriedigen¬
de Resultate gezeitigt hat . Dietypische Zinskaserne mit der weitgehenden Grund

ausnützungunddenschlechtenGrundrissenist ein WahrzeiehendieserEnt¬
wicklung .Schon anlässlich der Einverleibung der Vororte vor beinahe vier Jahr
zehnten beschäftigte man sich mit der Schaffung einer neuen Bauordnung . Der

Magistrathatte auchimJahre 1895demStadtrat einen neuenEntwurfvorge¬
legt ,der aber erst im Jahre 1911 nach vielfachen Abänderungen an den Gemeinde

rat weitergeleitet wurde ;der Krieg underbrach dann Rede weitere Beratung .

Die Wohnungsnotund die neu aufgetretenen Bedürfnisse nach demKriegebrach¬

ten es mit sich ,dass dieser Entwurffallen gelassen undeinevollständige
378
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neueRegelungins Augegefasstwurde .ImJahre1922wurdeminneuerEntwurf
vorgelegt .Aber auch seither haben sich die Verhältnisse wesentlich geändert .

In derZwischenzeitsinddie KompetenzartikelderBundesverfassungunddieVer
waltungsverfahrensgesetze in Kraft getreten .Auch sonst hat in Wien undauch

in Deutschlanddie baulicheTätigkeit eine Entwicklunggenommen,an dernicht
achtlos vurübergegangenwerdenkann .Die Wohnungsnotlegte der GemeindedieNot- ¬
wendigkeit auf ,in den Kreisen ihrer sozialpolitischen Aufgaben auch denWoh¬
nungsbau einzubeziehen .Was in den letzten Jahren in Wien und in Deutschland

durch die Einflussnahmeder Gemeindein wirtschaftlicher ,sozialer ,kultureller
und künstlerischer Beziehung geleistet worden ist,ist für die künftige Entwick .
lung des Städtebaues von entscheidendem Einfluss .Alle auf diese Weisegeschaf¬
fenen Wohnungenhaben Licht und Luft und auch für entsprechende Freiflächen ,

die den Erwachsenenals Erholungsstätten und den Kindern als Spielplätze die¬
nen ,ist hinreichend gesorgt .Im Interesse der Gesundheit der Bewohner mussauch
bei der privaten Bautätigkeit die Erfüllung dieser Forderungen gesetzlich si¬
chergestellt werden . DerReferent bespricht nun ausführlich die einzelnen Bestim¬

mungender neuenBauordnung ,wobeier daraufverweist ,dass imallgemeinendie
unter der Wirksamkeit früherer Gesetze entstandenen Rechtsverhältnisse unbe¬

rührt bleiben .Nur dort ,wo öffentliche Rücksichten es verlangen,ist eine Rück¬

wirkung vorgesehen .Aber selbst bei einer Reihe von Bestimmungenmitrückwirken¬
der Kraft ist ein Auftrag zu einer baulichen Aenderung an einer bestehenden
Baulichkeit an die weitere Voraussetzung gebunden ,dass diese Massnahme im

gegenständlichenFalleausöffentlichenRücksichtenunbedingtgebotenist .Die
neue Bauordnung ,schliesst der Redner ,ist bestrebt ,alle Erfahrungenzuverwer¬
ten,um in Zukunft die Voraussetzungen für ein zweckmässiges Bauen zuschaffen

und damit ein allen sozialen ,kulturellen und gesundheitlichen Forderungen ent¬

sprechendes Wohnenzu ermöglichen .( LebhafterBeifall ) .
Abg .Biber ( . . ) führtaus, ,dass der vorliegende Gesetzentwurf von

aussergewöhnlicherBedeutungsei .Er greift nicht nur in die Wirtschaftwe¬
sentlich ein ,sondern beeinflusst auch im entscheidenden Mass die Kultur der

Wiener Bevölkerung .Die Verantwortung der Ueberprüfer der neuen Bauordnung ist

eine überragende .Die Tatsache ,dass an der alten Bauordnungho Jahreherumge¬
doktert wurde ,ist ein Beweis ,wie schwer die Materie ist .Schon diebürgerliche
Verwaltungdieser Stadt ist daran gegangen ,eine Neuordnungzu schaffen ,sie
konnteaber imersten Anlaufnicht zumZiele kommen . Diejetzige Mehrheitdes
Hauses ist ebenfalls vor Jahren schon daran gegangen ,einenneuanBauordnungs¬
entwurf fertigzustellen .Es wurdemonatelangverhandelt und schliesslich die

ganzeAngelegenheitwiederzurückgestellt . .379
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Auchin Preussenüberlegt/essich schonsehrlangeeineneueBauordnungzu
schaffen .EinerderEntwürfe,diedempreussischenLandtagvorgelegtwurden,
wurdevondieseman dasMinisteriumzurückgeleitet ,gegeneinenzweitenEnt¬
wurfsprachsich des preussischeStaatsrat mit demBemerkenaus ,dass diege¬
schwächteWirtschaftein solchesGesetznicht ertragenwürde . Wirmüssenuns
dagegenwenden ,dass mansich . auf diesenEntwurf ,der in Preussennoch
gærnichtGesetzgewordenist beruft ,ja dassmanbei unssogarnochweiterge¬
gangenist als dieserpreussischeEnwtruf .Dakannmansichnichtwundern,
dassein grosserTeil derBevölkerungmitgrosserSorgederAuswirkungdieses
Gesetzentwurfesentgegensieht .In Pragsoll jetzt eineneueBauordnungerlassen
werden .Dort machendie Fachdeute auf die Gefährlichkeit eines solchen Expe¬
rimentes aufmerksamundmahnenzur besonderenVorsicht .Dabeiist dertsche¬
chischeEntwurfbedeutendzamerals der vorliegendeEntwurf. Um
wasfür eine schwierigeMateriees sich hier handelt ,beweistschonderUm¬
stand ,dass es eine ganzeReihevonBestimmungengibt ,bei denendieFachleu¬
te ganzverschiedenerAnsichtsind .SozumBeispeilhinsichtlichderAnlie¬
gerbeiträge .Eine weitere Schwierigkeit solche Gesetze zu schaffen ,liegt
darin ,dass mit jeder Bauordnungder Wirtschaft Zwangangetan wird .Dennhier
werdendie edelsten Objektedes Besitzes getroffen .WennmanGesetzeschafft ,
diedenRealbesitzentwerten,trifftmanalle SchichtenderBevölkerungweilmar
in Wirklichkeit damit die Volkswirtschaft ärmer macht .Durch jede Bauordnung
wird auch die Bautätigkeit selbst hindernd beeinflusst .Sie nehmen in die Bau¬

ordnungnocherhebliche Verschärfungenauf .Dasmüsstegut überlegtwerden .
Hinsichtlich

der Sicherungsvorschriften in dem Entwurf besteht ,obwohl auch diese Vor¬

schriften bauverteuerndwirken ;zwischenMehrheitundMinderheitkeineer¬
hebliche Differenz .Die christlichsoziale Partei setzt sich auchselbstverständ
lich für alles ein ,wodurch die Wohnverhät nisse der Bevölkerung gebessert

werdenkönnen .WirmüssenaberEinsprucherhebengegendie Artwiesiediese
Bauordnungschaf fen .Manvermeidet es in Deutschland zumBeispiel sorgsam ,
die Bestimmungenüber den Städtebau mit den baupolizeiliehen Bestimmungenzu
vermengen .Und wir hätten erwartet ,dass auch Sie diese beiden Probleme abge¬
grenzt ,dass Sie ein eigenes Städtebaugesetz und eine eigene Bauordnung ge¬

schaf fen hätten .Das tun Sie aber nicht .Dabei herrscht in dem Entwurf das

reinste Kunterbunt aller möglichen Bestimmungen .Ferner fehlt es aneinem
Stadtplan wie ihn zum Beispiel die deutschen Gesetze kennen .Man hätte erwar

ten sollen ,dass den Abgeordneten zur Beratung eines so wichtigen Gesetz¬
worden

entwurfes die nötige Zeit gelassen/wäre und jeder einzelne Abschnitthätte
W vochenlang verhandelt werden müssen .Statt dessen hat man uns gezwungen ,die

einzelnen Abschnitte in wenigen Tagen zu erledigen .An dem ursprünglichen Ent
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wurf wurdeneine ReihevonAenderungenvorgenommenundebensowährendderBe¬

ratung selbst in einemfort Aenderungenvorgeschlageh ,dieseAbänderungsanträge
aber erst im letzten Momentden Abgeordnetenzur Verfügunggestellt ,so dasses
uns unmöglich war .sie zu studieren .Schon aus diesem Grumdemüssen wireine

Verantwortungfür das Gesetzablehnen .Wieschlampigda gearbeitet wurdegeht
über die Äbteilungen

zum Beispiel daraus hervor ,dass im § 13 eine Bestimmung/enthalten ist ,die abso¬
lut unverständlich war und auch von Berufsjuristen und erfahrenenVerwaltungs¬
beamtennicht verstandenwurde .Alle ;unsere .Einwendungenhabennichtsgefruch¬
tet ,die Textierungwurdenichtgeändertunderst in derletztenBeratunghat
manuns gesagt ,dass mansich zu einer Aenderungder Bestimmungentschliessen
will . DasGesetz steht mit seiner unverständlichen Textierung einzig da .Wir

werdendamit vor demAuslandkeine Ehre einlegen .Agb .Biber weist sodannaufdi
Mängel des Gesetzes hin ,die sich daraus ergeben ,dass nicht ein Rechniker

ein so wichtigesGesetzwiedie Bauordnungzu vertretenhabe .Wäreeinso¬
zialdemokratischer Fachmann an der Spitze des Amtes gestanden ,so wäre ein

solcher Gesetzentwurfnicht vorgelegt worden ,der die Rechteder Bürgerge¬
genüber den Rechten des Amtesso sehr verkünzt .Er weist ferner dar auf hin ,dass
der gegenwärtige Zeitpunkt der wirtschaftlichen Krise der ungeeignetste sei

umeine Bauordnungzu schaffen ,Einer totkranken Wirtschaft kann mannicht
so schwere Belastungen zumuten . SchwersteBedenken muss man auch gegen die

Ueberwucherung der Amtsgewalt hegen ,die an Stelle des Rechtes des Bürgers

tritt .Das ausl - ändischeKapital wird dadurch von Wienabgehalten werden .Statt
Zufriedenheit wird in der Bevölkerung Unzufriedenheit erzeugt werden ,dadurch

diese neue Bauordnung das Bauen und die Mieten verteuert werden .Der Redner

vergleicht dann einzelne Bestimmungen des Entwurfes der neuen deutschen Bau¬

ordnungmitgleichlautendenBestimmungenimvorliegendenGesetzentwurf,wobei
er feststellt ,dass im deutschen Entwurf die Rechte des Bürgers viel mehrge¬
schützt werdenFür eine neue Bauordnung ist jetzt nicht Zeit dazu .Wartenwir
die Verfassungsrefarm ab ,und wenn dann bessere Verhältnisse in unserem Vater¬

lande eintreten ,dann beraten wir in wahrhaft demokratischer Weiseeineneue
Bauordnung .Ich bitte Sie daher ,unserem Antrag auf Novellierung der alten Bau¬
ordnung ,soweit eine solche Novellierung notwendig ist ,zuzustimmen unddie

neue Bauordnung zur gegebenen Zeit zu beraten .( Lebhafter Beifall ,der Redner
wird bon seinem Parteifreunden beglückwünscht . )

Abg .Dr .Hengl ( E . . )sagt ,das zweckmässigste wäre dieRückverweisung
der Vorlagean die Kommissiondes Landtages . Essind viele Bestimmungenin
dieser Vorlage enthalten ,die von der Minderheit auf keinen Fall angenommen
werden können .Unbedingt verlangt werden müsse ,dass die Interessenten nicht nur

vom Bebauungsplan ,sondern auch vom Flächenbebauungsplan verständigt werden .
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DerFlächenbebauungsplanist derwichtigstevonallenPlänen .Esist auchnicht
richtig ,wenn im Motivenbericht gesagt wird ,dass der Flächenbehhuungsplan keine

Rechte und Verpflichtungen enthält .VomStandpunkt der Wirtschaft muss auchver¬

langtwerden,dassdemFachbeiratVertreterderWirtschaftundderArbeitange¬
hören. Esgenügtnicht ,dassdortnurBaufachleutesitzen .DieBestimmungender
Bausperrekommeneiner direktenEnteignunggleich . Siebewirkenfür grosseTei¬
le unseres Stadtgebietes eine dauernde Unmöglichkeitdes privaten Bauens .Aber
Sie haben es nur darauf abgesehen Ihnen missliebigen Leuten das Bauen zuver¬
eckeln ,damit Sie dann zu billigen Baugründen kommen .Diese Absicht geht übrigens

nicht nur aus diesemParagraphenhervor ,sondern sie kehrt in denverschiedens¬
ten Formenaus demGesetzimmerwieder .In der Umlegungsteckt sicher einguter
Gedanke . Eswurdeaus den verschiedenen Gesetzen des Auslandesaber geradedas
genommen ,wasfür die Wirtschaftamungünstigstenist .EineRekursmöglichkeit
gibt es fast gar nicht .ImUmkegungsausschusssind auchkeine Besitzer .Entschä¬
digungen werden nicht gewährt .Viele Weinhauer haben auf zwanzig Jahre den
Grundgepachtet ,das ist abermeistgrundbücherlichnichtsichergestelltund
jetzt kommenSie mit einer Umlegungdaher ,nehmenden Leuten den Grundwegund

ruinierensie . Wirsind auchnicht mitdenEnteignungsbestimmungeneinverstan¬
den ,die immerhin gegenüber dem ersten Entwurf stark eingeschränkt wordensind .

EineEnteignunghat nur danneinzutreten ,wennder Grundbesitzersichhart¬
näckigweigertdenBesitz ,an demein öffentliches Interesse besteht ,derGe¬
meinde zu verkaufen ,oder wenner einen offenkundig übermässigen Preis fordert .
In vielen Fällen genügt auch die geldliche Entschädigung nicht ,sondern müss¬

te ein Ersatzgrundstückgegebenwerden .WennSie einemWeinhauerein Jochweg¬
nehmen ,so wird er mit Geldweniganfangenkönnen .Sie müssenhier eingeeigne¬

tesErsatzgrundstückbeistellen.EinganzeigenesKapitelsinddieAnliegerbei¬
träge . Eswerdensolche Beiträge auch für Strassen verdangt ,dievielleicht
schonhundertJahre bestehen .Es ist dochPflicht der GemeindefürStrassen¬
herstellung zu sorgenundsie darf deshalbdie Kostennicht auf dieAnlie¬
ger überwälzen .Dies soll aber geschehenunddadurchdie Rentabilität der
privatenBautätigkeitdauerndin Fragegestellt werden .DieneueBauordnung
ist Ihnenein Mittel zur vollständigenUnterbindungder privatenBautätig¬
keit undzurSicherungdesstädtischenBaumonopols.In seltenerEinmütigkeit
haben Sizh alle Wirtschaftszweige gegen den Entwurf ausgesprochen undwir
verlangenseine Rückverweisungan die Landtagskommission(Beifall ) .

Abg .Dr .Wagner( . . )verweistaufdie grosseVerantwortung,dieder
LandtagmitdieserVorlageaufsichnimmt.SchondieTatsache,dassdieheu¬
te geltendeBauordnungauf denAnfangdes 19 .Jahrhundertszurückgeht ,zeigt ,
dass hier etwas geschaffen werdensoll ,das nicht in einigen Jahrenwieder
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geändertwerdenmuss . DerEntwurfist so stark politisch beeinflusst ,dassbei
einerAenderungderpolitischenVerhältnisseaucheineAenderungseinerBestim¬
mungennotwendigist . EineBauordnungsoll für Generationengemachtwerden .Der
Entwurfhat auchkeinegrosseDiskussionin der Oeffentlichkeithervorgerufen.
EinesogrosseundbedeutendeVorlagehatmanin 17SitzungendervomIlandtag
eingesetztenKommissionerledigt .ManhatunsgarkeineZeitzueinergründlichen
Beratunggelassen .ManhatunsförmlichmitHundengehetzt .VieleParagraphehaben

den Umfang und die Bedeutung eigener Gesetze . DerMagistrat weist selbst darauf

hin ,dasses zwanzigJahregebraunhthat,bisein BauordnungsantwurfderStaft¬
halterei an den Magistrat gelangt ist .Wiehier diese Frage behandeltwird ,
ist einer Weltstadt wie Wienunwürdig .Am9 .April wurdeder EntwurfimLandtag
eingebracht und am 18 .November stehen wir schon in der Generaldebatte .In knap¬

pensiebenMonaten ,wovonnochanderthalbMonateauf die Ferienontfallen ,wur¬
de diese ungeheure Materie erledigt . Esist unmöglichein Gesetz voneinem
solchen Umfangin so kurzer Zeit durchzustudieren .In fast jeder Sitzung der Kom¬
mission wurden die Verfasser des Entwurfes auf Unmöglichkeiten in der Durch¬

führungaufmerksamgemacht .Es wird behauptet ,der Entwurfsei notwendigge¬
worden ,da nunmehrdie private Bautätigkeit wiedereinsetzen werde .Obwohl
demEntwurfschonviele Giftzähneausgebrochenwordensind ,wirder auchin
seiner heutigen Fas sung in Wahrheit nicht die Wirkung einer Förderung der pri¬
vaten Bautätigkeit ,sondern einer schweren Behindert der privaten Bautatigkeit

haben .Wirglauben ,es ist Ihnennicht umdie Förderungderprivaten
Bautätigie it zu tun ,sondern um das gerade Gegenteil ,darum ,die private Bau¬

tätigkeit nicht aufkommenzu lassen .Einige Erschwernisse der Bautätigkeit fin¬

denauchunserevolle Billigung .Auchwir wünschennicht ,dass eineVerbauung
von85 Prozint der Bauflächemöglichist .Aberdass Sie eine Verbauungnurbir
zur Hälfte gefordert ,dass Sie Bestimmungen über den Lichteinfall zumBei¬
spiel vorgschlagen haben ,die dazu gefühet hätten ,dass bestgelegeneBauplätke
überhaupt nicht hätten verbaut werden könne ,das beweist ,dass Wir esnicht

mit einer Arbeit der Fachmähner zu tun haben ,sondern mit der Arbeit vonPoli¬
tikern ,die mit dem Gesetzentwurf ganz bestimmte Tendenzen verfolgen .DieWie¬

ner Gemeinde kommt einem hier vor wie eine arme Frau ,die ihr Kind mit dem

letzten Heller auf denMarktschickt undihmsagt kauft ein wasgut undteuer
ist .Wir haben eine Volkswirtschaft mit einer so dünnen Decke ,dass wir jeden
ankla en ,der dieser Volkswirtschaftsolche Belastungenzumutet .DerEindruck ,
dender EntwurfdesMagistratesauf unsgemachthat ,wargeradezubeängstigend
WirhabenvonIhnenerwartet ,dassauf Grundder unzweideutigenAeusserungen
der Fachmänner in der Enquete ,die mit einer einzigen Ausnahmesich gegenden
Entwurf ausgesprochen und die den Entwurf zu einem grossen Teil als unannehm¬
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bar bezeichnethabender Entwurfzurückgezogenwerdenwürde .DieformaleBe¬
handlung der Vorlage war ausserordentlich margelhaft und es ist zubefürch¬
ten ,dass auch heute noch darin eine Reihe von gefährlichen Bestimmungen ent¬

haltensind ,die wir Nichtgachmännerbei demEilzugstempoder Beratungennicht
entdecken konnten .Und das Gesetz danf daher von der Bevölkerung nicht so be¬

urteilt werden ,als ob es unter Mitwirkung der Mitglieder der Opposition zu¬
standegekommenwäre .Wir stellen fest ,dass die Anträge ,die zurBeschluss - ¬
fassung vorliegen ,eine einseitige Beschlussfassungder MehrheitderKommis
sion darstellen .Das Gesetz wird in seiner Grundtendenz von denMinderheits¬

parteien abgelehnt ,und die schwere Verantwortung für das Gesetz kanndaher
einzig und allein nur die Mehrheit des Hauses treffe ,Wår waren in demBe¬

streben Verbesserungenherbeizuführeb unermädlich und wir empfindeneinGe¬
fühlt stolzer Genugtuungdarüber ,dass von demMagistratsentwurf keinStein
auf demandern geblieben ist . Dasist aber für uns neuerlich ein Anlassder
Mehrheit zu raten ,sie möge in sich gehen .Solche in der Kommissongetroffene

so rahen
Aenderungen ,solche Beschlüsse ,dienauf . !Grund von/Beratungen gefasst wurden
sind kein taugliches Gerippe für eine Baucrdnung ,die Jahrzehnte gelten doll .

Die Vorlage ist ein Durcheinanderverschiedener Systemegeworden ,dasnichts
taugenwird .DerEntwurfist/wie er heute vorliegt ,unannehmber .Einezwer
te Eigenschaft des Entwurfes ist das freie Ermessenin einemso breiten Umfang
Dahat måneine Bestimmungvorgeschlagen ,wonachder Landesregierungdas
Rechtzugestandenwäresogar vonzwingendenBestimmungender Bauordnungzu
befmeien .Wozuhält mandie OeffentlichkeitzumNarren ,indemmanihre
Bauordnungvorlegt ,wennaufGrundeineseinzigenParagraphendieLandesre¬
giårung machenkannwassie will ?Aberauch wasan freiem ErmessenimEnt¬
wurf noch übrig bleibt ,davon macht sich die Oeffentlichkeit keine Vor¬
stellung .In rund 70 Bestimmungenfindet sich das freie Ermessennochund
dasallein berechtigtzueinerunbedingtenAblehnungderVorlage .Esmusste
das Bestreben der Kommissionsein ,dieses freie Ermessen ,das als schranken¬
loseWillkürgedachtwaraufdenjuristischenBegriffdesfreienErmessens
innerhalb eines gesetzlich gezogenenRahmenszurückzuführen .In derBauord¬
nungwirdviel zu vil theoretisiert undnicht beachtet ,in welchetraurigen
wirtschaftlichenVerhältnissennamentlichhinsichtlichdesGrundsundBo¬
deswirunsheutebefinden .DieBestimmungenüberdieBausperreundüberdas
BauverbotsindunerhörteEingriffein dasPrivateigentum .Auchsonst. .
findensich in einergrossenAnzahlvonBestimmungengewaltigeEingriffein
dasPrivateigentum.DarindrücktsichIhrWunschaus ,denEigentümerin
dieser Stadt möglichst rechtlos zu machen ,ihn in eine wirtschaftlich viel
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schwächere Position herabzudrücken .Das ist für uns ebenfalls ein Grund ,das

Gesetzvollständigabzulehnen .DieEigentumsfeindlichkeit ,die denEntwurf
beseelt ,machtes notwendig ,dass denErmessungsbestimmungendes Magistratesdie
grösste Vorsichtentgegengebrachtwerdenmüsse .Wirbilligen dasBestreben,
geeigneteBauplätzezu haben ,Licht undLuft in die Wohnungenzu bringen ,ein
gesundes Wohnenzu ermöglichen ,aber wir wenden uns dagegen ,dass die private

Bautätigkeit einfach unmöglichgemachtwerdensoll . Wirstehen vor derunge¬
heuren Verantwortung ,cb der Entwurf ,wenner Gesetz wird ,auch alles für Wien
Wünschenswertebringen wird . DerEntwurf ist jedoch in einem Geist geboren ,

der die Entwicklungder Stadt lähmenmuss ,daher ist auchdieser Entwurfnicht
einmal zuGrundlagen einer neuen Bauordnung tauglich .Der Kommission wurdenkei¬

ne Pläne vorgelegt ,die Fachkreisesind nicht genügendunterr Ichtetworden,
die Kommission wurde gehetzt .Wenn Sie die wahren Interessen unserer Vater¬

stadt vertreten ,werdenSie uns stets zur Mitarbeit bereit finden ,dennwir
lieben die herrliche deutsche Stadt Wien .Aber gerade diese Liebe und die un¬

geheure Verantwortung ,die uns ein solcher Entwurfauferlegt ,zwingenunszur
Ablehnung der Vorlage weshalb ich auch dem hohen Haus den Antrag vor¬
lege ,über diesen Gesetzentwurf zur Tagesordnung überzugehen ,da die möglichen
Folgen des Gesetzes nicht genügend gründlich aufgeklärt sind .( Beifall ) .

Abg .Gschladt ( . . )führt aus ,dass bei der Schffung der Vorlagezwei
einanderwiderstreitendeKräfte gearbeitet haben :Dervortreffliche Wille ,neu¬
es Guteszu schaffen ,das wardie Arbeit des Stadtbauamtes ,unddieparteipoli¬
tische Vergewaltigung dieses Willens durch die Mehrheit des Hauses .Fast in

jeder Zeile kennt mandie Spuren dieser politischen Klaue .Gewiss ,die alte Bau¬
ordnungist veraltet ,viele Bestimmungensind unklar und ihre Handhabungbot
viele Schwierigkeiten ,Wir wehren uns nicht gegen einen Versuch,sie zurefor¬
mieren .Aber Sie setzen kurzer Hand an Stelle der alten Bauordnung eine neue

unddas nochin einer Zeit der Notundeiner gewissenpolitischenUnsicher¬
heit . Wirhabenunsalle Mühegegeben ,mit der grösstenGewissenhaftigkeitin
die Materie einzudringen ,wir können aber trotzdem nicht diesemlegislatorisch
Ungeheuer unsere Zustimmung geben ,da es nur ein Stückwerk von Gedankenund
Begriffen ist .Schen die Anzahl der Abänderungsanträge ,die Sie annehmen musste

zeigt ,wiederEntwurfursprünglichausgesehenundwelcherGeistin ihmge¬
herrscht hat . WennSie auch vonunseren Anträgen61 ungeschautangenommenha¬
ben undwennes auchheisst ,dass Sie sogar einige MinderheitsanträgedemGe¬
setz einverleiben werden ,so gehenwir Ihnen trotzdem nicht auf den Leim .Wir
habendemEntwurfviele Giftzähneausgerissen ,aberwirwissennochimmer
nicht wiebiele solcher Giftzähne in den einzelnen Paragraphen nochverbor¬

en sind .355
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Mit den Anliegerbeiträgen machen Sie ein gefährliches Experiment in einer

für Experimenteso weniggeeigneten Zeit .Derlei Bestimmungenkönneninder

HanddergegenwärtigenMajoritätzueinerungeheurenGefahrwerdenundschon
aus diesen Gründen ist der Entwurf undiskutabel .Betreffes der Bestimmungen
über die Entschädigung haben wir einen geradezu zermürbenden Kampfgeführt .

Es ist eine Bosheit ,in eine BauordnungSteuerrechtlicheBestimmungenhineihn
zunehmen ,nur um denjenigen ,der anlässlich irgendeiner Steuer sein Grund¬

stück zu niedrig eingeschätzt hat ,mit der niedrigen Entschädigungzubestra¬
fen .Jetzt soll auf Seite der Mehrheit die Geneigtheitbestehen ,dieseBos¬
heit zu streichen .Es wäre allerdings nobler gewesen ,gleich vomAnfangah
auf diese Bestimmungzu verzichten .Ein aussercrdentlich fühlbarer Mangel

war es ,dass bei den Entschädggungendie Möglichkeit vonMaturalleistungen
ausgeschaltet werden sollte und erst in den letzten Sitzungen war es möglich ,

eine Fassungzu finden ,die den Herren der Majorität genehmwar .DieBestim¬

mung ,dass gewisseEntschädigungennur zehnJahr lang gefordert werdendür¬
fen ,widerspricht allen Grundsätzen unseres Privatrechts nach welchenfür
unbewegliche Güter eine 3ojährigeVerjährungsfrist besteht . Wennes in einiggn
Belangen gelungen ist Verbesserungen d .twurfes herbeizuführen ,so ist

das dnser Verdienst .Aher gerade in en wichtigsten Belangen ist man uns nicht

entgegengekommen .Obwohlmanin der Kommissionversprochenhat aufgewisse
unserer Enregungen einzugehen ist dem in dem nun vorliegenden Entwurf

alles beim alten geblieben .Wir köhnen vom Standpunkt einer gewissenhaften

Prüfung einer in die Wirtschaft so tief eingreifenden Vorlage vomStand¬

pünkt anseres Veråntwrrtungsgefühlt des Entwurf nicht zustimmen .Wirste¬
hen ihm mit leidenschaftlichen Abwehrbewegungen gegenüber ,niemals würde ,

wenn es nach unserem Willen ginge ,dieser Entwurf Gesetz werden imInteresse

einer aufrechten VerwaltungunseresLandes .
DieVerhandlungwirdabgebrochen.
NächsteSitzungMittwoch ,den20 .November1 Uhrnachmittags

gleichen Tagesordnung .Schluss der Sitzung 21 ' 5Uhr

mit d
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Fortdauerndstarke Bautätigkeitder Gemeinde. DasimheurigenSommerundHerbst
ungewöhnlichgünstige Wetterhat eine sehr starke Förderungaller im Zugebe¬
findlichenBautenbewirkt .In Verbindungdamitsindnaturgemässauchdiehiefür
zur VerfügungstehendenBudgetsummen,die für die Wohnhaus -undSiedlungsbau¬
ten 76,250 . 000Schilling ausmachen ,schon bis EndeOktober aufgezehrtworden .
UmnichtdurcheineEinstellungderBautätigkeitdie Arbeitslosigkeitzuver¬
mehren ,wurdenauszeichendeZuschusskreditezur Verfügunggestellt .Daraufist
es zurückzuführen ,dass auchgegenwärtignochder Standder bei denWohlfahrts¬
Nutz- undWohnhausbauten ,fernerbeidenStrassen -undKanalbautenunmittelbar
beschäftigten Bauarbeiter sich auf nahezu 10 . 000hält .

Ausgestaltungder elektrischen Strassenbeleuchtung .In den nächstenTagenwird
die neuhergestellte elektrische Strassenbeleuchtung in der Inneren Stadt auf

demPetersplatz ,in der Milchgasse ,Freisingergasse ,Jungferngasse ,Kühfussgasse ,
in der Leopoldstadtin der Ybbstrasse ,Ennsgasse ,Radingergasse ,in einemTeil
der WolfgangSchmälzlgasse und in der Venedigerau und in Hietzing in derFenzl¬

gasse ,Beckmanngasse ,Gurkgasse ,Moosbachergasse ,Heinrich Collinstrasse undin
der Gusenleithnergasse in Bebrieb gesetzt .

höh . 853Gaskonsumentenin Wien .Die starke Zunahmeder Gasabnehmerin Wienhält
dauerndan .Währenddie städtischenGaswerkeam31 .Dezember1913nur211. 815
Gasabnehmer zählten ,bezogen am 31 .Okteber dieses Jahres nicht weniger als
h6l . 853Konsumenten Gas von den städtischen Gaswerken .Diese haben auch imCk¬

teber zahlreicheTeilzahmungsanlageneingerichtet .NeunHäusermit 51Wohnun¬
gen wurden mit Teilzahlungsanlagen ausgestattet . Vom1 .Jänner bis 31 .Oktober
dieses Jahres wurden insgesamt 18 Häuser mit 250 WohnungenmitTeilzahlungsan¬

lageneingerichtet .
- . - . —. ———- ——-- ¬

Sammeltagfür die ArmenWiens .Heuerwirdder AllgemeineSammeltagzugunstende
Armen Wiens am 22 .Dezember ( Goldener Scnntag )abgehalten .Die Sammlungerfolgt

in allen Bezirken Wiens nur als Häusersammlung mittels amtlicher Sammelbogen ,
die vomBezirksvorsteher unterfertigt sind und durch dieFürsorgeinstitute
auf die einzelnen Häuser aufgeteilt werden .
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ZweiteAusgabe

Scharlachkrane Kinder können nicht besucht werden ' DieGemeindeWien hat für

scharlachkrankeKinderin der Himmelstrasseein Rekonvaleszentenheimeröff¬
net ,in demdie vondieser Krankheitbereits genesenen ,aber nochinfektiö¬
senKindernochzweibis drei Wochenbleibenehesie in ihre Familiezurück¬
kehren .InnerhalbdieserZeit ,in derdie Kindernochinfektiössind ,ohne
einer besonderenärztlichen Behandlungzu bedürfen ,könnensie aus leichtbe¬
greiflichen Gründen von Angehörigen nicht besucht werden .Amletzten Sonntag
habensichnuneinigeAngehörigevorderAnstalteingefundenundnichtbegrei¬
fenwollen ,dassihnenderBesuchoderdieBesichtigungderKindernichter¬
laubt werden kann .Im Interesse der neuen Einrichtung und im Interesse der
gesundenKinderin denFamilienmussaberandemBesuchsverbotfestgehalten
werden .Daher mögenalle Eltern ,deren Kinder für vierzehn Tage in demRekon¬
valeszentenheimuntergebrachtsind ,in HinkunftvonBesuchender KinderAbstand
nehmen . Siewerden auf Verlangen mit Korrespondenzkarte über dasWohlbefinden

des Kindes unterrichtet werden .
- . - ——————- - - - ¬

Derstädtische Voranschlagfür 1930 . ImBürodes amtsführendenStadtratesfür
FinanzenHugoBreitner fand heute nachmittagseine Pressekonferenzüberden
Voranschlag der Bundeshauptstadt Wienfür das Jahr 1930 statt .Wirverweisen

auf das demVoranschlagbeiliegendeExpose .
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ZumTaubenabschiessenamBurgplatz .In den Morgenshundenwerdennuntäglich
im Bereiche der Burg und der StaatsmuseenTaubenabgeschossen .Das ist in
verschiedenen Zuschriften ar Zeitungen zumAnlass genommenworden ,demMagis¬
trat Tierfeindlichkeit vorzuwerfen .Dazuist folgendes zu bemerken :DieBurg¬

hauptmannschafthat einwandfreifeststellen lassen ,dass der überauszahlreiche
Taubenkotausser einer masslosenVerschmutzungauch einen zersetzendenEin¬
fluss auf die figuralen und ornamentalenArchitekturteile ausübt .Diese zer- ¬
störenden Folgen wurden unter anderem am Chor der Burgkapelle imKapellen¬

hof ,der erst vor zwei Jahren restauriert worden ist ,neuerlich festgestellt .

Der Verschmutzung und Zerstörung der wertvollen Architekturteile imBereiche

der Hofburg und der Staatsmuseen kann aber in anderer Art als durchAbschies
sen der Tauben nicht gesteuert werden ,Aus diesen Gründen wendete sich die

Bundesgebäudeverwaltungan den Magistrat umdie Bewilligung desAbschiessens
der Tauben . DieseBewilligung des Magistrates muss hauptsächlich aus ortspo¬
lizeilichen Gründen eingeholt werden .Nach Ueberprüfung der Gründe hat der

Magistrat diese Bewilligung erteilt,unter der Bedingung ,dass jede Tierquä¬

lerei vermiedenwerdeunddieTierenuransolchenStellenabgeschossenwer¬
den ,wo sie im Falle einer nicht sofort tödlichen Verletzung herabgeholt werde

können .Es wurde weiters vomStandpunkt des Tierschutzes gefordert ,dass der

AbschussnurimHerbstoderWinter ,nämlichwährendderBrutpause ,erfolgen
darf .Unter diesen Bedingungen hat der Magistrat den Wünschen der Eigentümer

der gefährdeten Gebäude Rechnung getragen .Es kann demnach von einer Tier¬

feindlichkeit des Magistrates keine Rede sein .Die einwandfrei festgestellte

schwere Schädigung wertvoller Architekturteile hat die Burghauptmannschaft
zur Einholung der Abschusserlaubnis genötigt .

— . -—„ ——— „———————- - ¬

EhrungdesPädagogenDr .FriedrichDittes .DerGemeinderatsausschussfürWoh¬
nungswesen hat gestern beschlossen ,den Wohnhausbau der Gemeinde Wien in Döb - ¬

ling in der Prälatenkreuzgasseanlässlich der Jahrhundertfeier derGeburt
des PädagogenDr .Friedrinh Dittes nach diesemzu benennen .DieErläuterungs
tafel wird folgende Inschrift haben :„ Ditteshof .Diese Wohnhausanlageist be¬

nannt nach dem rastlosen Verkünder Pestallozzischer Lehren ,dem ersten Direk¬
tor des Wiener Pädagogiums Friedrich Dittes .Geboren am 23 . September1829 .

Gestorbenam15 .Mai1896. "
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WIENERLANDTAG
Sitzungvom20 .November1929

DerWienerLandtagsetzteheutedieamMontagabgebrocheneGeneral¬
debatteüberdie neueWienerBauordnungfort .PräsidentDr. Dannebergeröffnet
um 16 Uhr die Sitzung .

Abg .Millik( . . )führtaus ,dassdurchdieneueBauordnungdieprivate
Bautätigkettwirdvollkommenerschlagenwerden.NachdieserVorlageist esdem
Privatenunmöglichzubauen .WährendandereStädtedasBaugewerbefördern,
machtWiendasGegenteil. DieGemeindepresstderausgebeutetenBevölkerung
jedes PlätzchenBaugrundab .Statt Ihre Pflicht undSchuldigkeitzuerfüllen ,
vonIhremimensenGrundbesitzdenBaulustigenGründeabzutreten ,verlangenSie
vondiesennochdieBezahlungderStrassenundEinbauten.DieneueBauordnung
wird den Wohnungsmarkt rapid verschlechtern .Der Redner bespricht dannein¬

zelne Bestimmungender Vorlage ,wobeier insbesonderedieUnverständlichkeit
mancher Bestimmungen kritisiert .Er beantragt sodann die Streichung der Be¬

stimmung ,wonachauchfür schonbestehendeVerkehrsflächenbeierstmaligem
AnbauaufbisherunbebautenBauplätzeneinBeitragzudenKostenderHerstel¬
lungvonVerkehrsflächeneingehobenwerdenkann .EinzweiterAntragdesAbg.
Millik verlangt die Streichung der Bestimmung ,wonachbei AbbruchvonGebäuden

die Bewilligung der Behörde einzuholen ist .( Beifall bei der . . )

Abg .Ullreich( . . )verweistzunächstauf die MisständeimWohnungs¬
wesen ,die durch die alte Bauordnung verschuldet worden sind .DieAusnützbar¬

keit der Bauplätze bis zu 85 Prozent förderte die Grundspekulation ,wodurch
der Wiener Bevökkerung ungeheure Opfer auferlegt wurden .Eine Folge davon wa¬

ren die hohenGrundpreise ;daraus ergaben sich wieder die hohenMieten ,nicht
aber für gesunde ,sondern für schlechte Wohnungen .AusdieserBodenspekulation
heraus ist die sogenannte Wiener Wohnungstypeentstanden ,die Küchen - undZim¬

merwohnung .Die Küchemündetauf den Gang ,auf den sich eine ReihevonAbor¬
ten befindet .Andere Küchen und Kabinette mündenwieder auf enge Höfe,in die

niemalsauchnurein einzigerSonnenstrahlhineinkommt.DieseZuständewurden
alle durch die alte Bauordnung verursacht .Eine neue Bauordnung steht nunmehr

schonmehrals zweiJahrzehnteauf der Tagesordnung .DemhohenHausliegt jetzt
die Vorlage vor und da entsteht nun die Frage ,ob die neue Bauondnung geeignet

ist ,die Schäden der alten Bauordnungzu beseitigen .DieHoffnungen ,
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dieandasneueGesetzgestelltwerden,gehensehrweit. Wirerwartenvoneiner
neuenBauordnung ,dasssie gesundeWohnungenschafft ,diedenMenschennichtnur
ein Obdach ,sonderneine wirklicheHeimstättebieten .Wennsich auchvielesden
öffentlichenInteressenunterordnenmuss,soist nichtzuverstehen ,dassdie
GemeindemöglichstvielBaulandansichreisst .DieserGemeindebesitzwird
abernicht öffentlichenZwecken,sondernParteizweckendienstbargemacht .Es
handeltsichIhnennichtumdieBoden-undWohnungsreform,sondernumdieStär¬
kungIhrer Parteimacht .In der neuenBauordnungist das freie Ermessenveran¬
kert ,das der Willkür Tür und Tor öffnet .MancheBestimmungist auchgeeignet ,
die Ausführungvon Bauvorhabenwillkürlich zu verhindern .Staft dass dieGemein¬

demöglichstvielBaulanderschliesst ,machtsiedasGegenteil.Siehabenbisher
keine Verkehrsmöglichkeiten geschaffen ,um Bauland zu erschliessen ,da Sie die

Verkehrsmittelnachrein fiskalischen Richtlinienbetreiben .
- - - ¬

DüngerabfuhrausSt .Marx .Zudenin WienerTagesblätternundauchinlandwirt¬
schaftlichenZeitungenerschienenenArtikeln,indenenaufdieGefahrderVer¬
schleppungder Maul -undKlauenseuchedurchdie Düngerabfuhrauf demSchlacht¬
hof St .Marx aufmerksam gemacht wird,teilt der Wiener Magistrat mit :Für den

AbfuhrvonSeuchendüngeraus den städtischen Vieh - undSchlachthofanlagenbe¬
stehen genaue Vorschriften ,deren Einhaltung das Veterinäramt überwacht .DieAb- ¬

fuhr vonSeuchendüngerdarf überhaupterst nach einer entsprechendenBehand¬
lung nach diesen Vorschriften stattfinden .Ueberdies wird dieser Seuchendünger

nachder Behandlungnuran GärtherinnerhalbdesWienerGemeindegebietesabge¬
geben .Aber auch der übrige Dünger ,der hur von Tieren stammt ,die nicht nur in

lebenden ,sondernauchin geschlachtetemZustandvollkommenseuchenfreibefun¬
denwordensind ,wirdzumgrösstenteilin dieLandwirtschaftbetreibendenGe¬
biete Wiens ,hauptsächlichin Floridsdorf ,abgegeben.Nurein geringerTeildie¬
ses,vonsauchenfreienTierenstammendenDüngerswirdanLandwirtein deral¬
lernächsten Umgebung Wiens abgegeben ,so dass die Gefahr einer Seuchenver¬

schleppung durch den zur Ausgabe gelangenden Schlachthofdünger also nicht be¬

steht . Diein den erwähnten Notizen gehegten Befürchtungen sind dahervollkom¬
menunbegründet .
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Abg .Ullreichweistsodanndaraufhin ,dassdieAnliegerbeiträgezueinerVer¬
tereung des Bauens und daher zu einer VerteuerungdesWohnensführen
müssen ,eine Verteuerung die vomStandpunkt des Lohn -undGehaltsempfängersentschieden

Abgelehntwerdenmuss ,da in demLohn -undGehaltskontoeine Quotefürden
Mietzinssogutwienichtenthaltenist . EineLeistungvonAnliegerbeiträgenin
besonderenFälleliesse mansich gefalden ,abereinegenerelleAnordnungvon
solchenBeiträgenlehnenwir ab . DieVerteuerungdes Bauenswiedie Vorlageauch
sonst in ihren wesentlichen Teilen zur Folge haben wind ,wird ,wie zu befürch¬

tenist ,wiederzudenaltenMisständendesUntermieter-undBettegeherwesens
führen . WirwürdeneineBauordnungbraucandieeineReformdesBauensherbei¬
führt und die Möglichkeit bietet ,billige und emnschenwürdigeWohnungenzu
schaffen ( LebhafterBeifall bei der . . )

St . R.Weberhebt hervor ,dass der vorliegendeEntwurfeine ganzeFülle
vonProklenenzu lösen sucht ,dass städtebauliche ,das Verkehrsproblem ,das

sche
wohnungspolitische und das sozialhygiend/Problem soweit sie mit demWohnen
zusammenhängenundeingrossesvolkswirtschaftlichesundjuristischesProblem.

- nung
lauter Probleme die so alt sind als es Städte gibt .Dass die Bauordreform¬

bedürftigist wurdeschonin denMeunzigerjahrenzurZeitderEinverleibung
der Vorcrte erkannt .Lamals hat man sich mit einer kleinen Refarmbeghügt ,

aber schon damals war mansich dessen bewusst ,dass in absehbarer Zeit eine
grundlegende Reform des ganzen Gesetzes werde vorgenommenwerdenmüssen .
Seit dieser Zeit haben sich nicht nur die Behörden sondern alle ig Letree

darunter
die sich für die städterbauliche Entwicklung interessieren ,die verschie¬

denstenFachkorporaticnenmit der Fragebefasst wiediese Reformam
zweckmässigsten durchgeführt werden könne .Der Entwurf des Magistrates baut

auf demMaterial das eine jahrzehntelange Beschäftigung von Fachleutenmit
diesen Fragen ihm bot auf und da ist es wohl eine Uebertreihung wennbe¬
hauptet wird ,dass die Bauordnungüberstürzt behardelt werde . GR. Biberhat
gemeint ,an der Bauordnung werde seit lo Jahren herumgedcktert ,die Frage sei
aber heute noch nicht spruchreif .Wann ist dann eine Frage spruchreif ,wenn

nicht nach Lejährigen Studium ? InWirklichkeit gibt es kein Bundes - oderLand¬
desgesetz dass eine so gründliche Beratung seitens aller berufenen Organe

erfahren hat wie gerade die Bauordnungund wir würden nur wünschen ,dass
zum Beispiel die Verfassungsreform ebenso gründlich behandelt würde( Lebhaf¬
ter Beifall und Händeklatschen bei der Mehrheit ) . Werden vorliegenden Ent¬
wurf unbeeinflusst nicht bloss von einem bestimmten Spezialinteresse aus

beurteilt,sondern die Frage so stellt ,wie sie gestellt werden muss ,ob
die Vorlage einen Ausgleich darstellt

GesamtinteressenundderEinzelintere392
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ausnicht ,wiedasdieOppositionbehauptetumeinesaloppeoderschlecht¬
durchdachte Arbeit handelt .Die Rechtsfragen sind in dem neuen Entwurf un¬
gleich klarer geregelt als in der alten Bauordnung .Ebensodie Fragendie
den Grundeigentümerinteressieren .Der Bauunternehmerersieht aus derBau¬
ordnung in ganz klarer Weise mit welchen Verteuerungen und mit welchen
Verbilligungener beimBauenzu rechnenhat .Es wird behauptet ,dassdie
Bauordnungeine wesentlicheVerteuerungdes Bauensmitsichbringenwird .
Soweit sich eine Verteuerung daraus ergeben wird ,dass die Wohnungenin

Zukunft mehr Licht ,Luft und Sonne haben werden als die auf Grund deral¬

ten Bauordnung gebauten Wohnungenkann dies nicht als Argument gegendas
neue Gesetz gebrauuhh werden ,da alle Redner in der Enquete ,in der Kom¬

missionundim Gemeinderatausnahmslossich dafür ausgesprochenhaben ,
des Grundes

dass es in Zukunft nicht mehreine Verbauung/biszu 85 Prozent gebendür¬
fe . Dasssind Verteuerungen ,die sich volkswirtschaftlich ausserordentlich

gut verzinsen werden .Für die Behauptung ,dass auch im übrigen dieBauord¬
nung eine Verteuerung des Bauens zur Folge haben werde ,wurdekeinerlei
Beweis erbracht im Gegenteil in der Bauführung werden nunmehrsolche

Erleichterungen begehrt ,dass woeine Verteuerung eintreten sollte ,sie
durch eine Verbilligung wett gemacht werden wird .Vom Standpunkt grosszü¬

giger Wohnungsreformersind wir in der Bauordnungnoch lange nicht weit¬
genuggeganger .Wirkönnenunsbei unserer Armutdie restloseErfül¬
lungunsererForderungeneinstweilennicht gestatten .Abertrotzdieser
unserer Armutsind wir verpflichtet ,ein gewisses sozialhygie nisches und
wohnkulturelles Minimumunserem Volk zu bieten ( Lebhafter Beifall undHän¬

deklatschen bei der Mehrheit ) .Auchder städtebauliche Gedankeist in
klarder Bauordnung /zumAusdruckgebracht .Wir haben in WiengrosseMisstände

in den Baulichkeiten und imStadtbilde
A die darauf zurückzuführen sind ,dass man zur Zeit der Schaf¬

fung der alten Bauordnung die Entwicklung der Stadt und ihrer Umgebung ,

die EntwicklungdesVerkehrsnichtvoraussehenkonnte .Heutehabenwir
aber die Verpflichtung alle Vorsorgenzu treffen ,damit bei derEntwick¬

lungdesStadtganzenderGesamtwillezurGeltungkommtundalleFachleu¬
te sind der Meinung ,dass diese städtebaulichen Fragen in der Vorlage in
einer Weisezusammengefasstsind ,umdie unsandereStadtverwaltungenbe¬

Beamten sondern
diePolitikerneiden können .GR . Gschadt hat gemeint ,nichtseien Heloten der sozial¬die Beamten ,haben das Gesetzgemacht ,

demokratischenPartei habendie Aufträgeder Politiker erfüllt .( Abg .
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Wagner: Siebrauchengarnichtwehleidigzusein!EinBeamterhatdieAuf¬
träge der Politiker auszuführen) . Daswirdnurdort der Fall sein ,woSie
die Herrschafthäben( LebhafterBeifall bei der Mehrheit ,zahlreieheZwi¬
schenrufe bei der . . )

GR .Hengl : Daszeigt der Währinger Prozess !
GR .Körber : AmtsratMader !

se
GR .Weber: Ichmuss die Beamten7er den gegen die/Angriffe inSehutz

nehmen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Und stelle fest ,dass der Ent¬
wurf des Stadtbauamtes zustandegekommen ist ,ohne dass auch nur ein ein¬

ziger von unseren Politikern an dem Entwurf überhaupt mitgearbeitet hät¬

te .UnsereEinflussnahmehat sich lediglich darauf bezogen ,dass derEnt¬
wurf von den berufenen Organendes Mägistrates vorgelegt werde ,Stadtrat
Weber beschäftigt sich nun im Einzelnen mit den von denMinderheitsrednern

gegendenEntwurfvorgebrachtenEinwendungen.DieVereinigungderstädte¬
baulichen mit den baupolizeiliehen Bestimmungenin einemEntwurfist
nicht wie GR. Bibermeinte ,ein Nachteil ,sendern einer der grossenVorzü¬

ge des Gesetzes das nunmehr alle Frggen die sich im Bauwesen ergeben zu
lösen versucht .Die Bestimmungen über den Flächenwidmungsplan sind durch¬

Bestimmungenaus nichts neues .Auch die Elte Bauordnung enthält inch a ur .„n
sind .

die allerdings ganz unzulänglich : st .Auchhier ist ein Fortschritt zum
Bessern zu verzeichnen .Die Bestimmungenüber die Umlegungsind durchaus
zweckmäs sig - Ja ,die Umlegung ist geradezu ,wie die Praxs gezeigt hat ,

ein Erfordernis für eine vernünftige Baugestaltung .Eine grosseAnzahl
von Bauplätzen können heute wegen der Neigerung irgendeines Bauspekulanten

verbaut
oder der Halsstarrigkeit des Besitzers nicht u :ont t werden .Es ist im
EntwurfauchVorsorgegetroffen ,dassdie Interessenaller gewahrt
werden ,welche an der Grundumlegung beteiligt sind ,In der betreffenden

nur gewählter
Kommissien ist . . . :! der Vorsitzende ein/Vertreter der Gemeinde .Im

tenBeamten des Magistrates undaus
übrigen besteht die Kommission aus /Interesservertretern .Wirsind
im Bezug auf die Umlegung viel demokratischer als irgendein anderes Land .

Was das freie Ermessen betrifft ,so würden auch wir wünschen ,dass das

Gesetzmöglichstwenigesolcher Bestimwungenenthält .Aberwerje inder
Verwaltung gestanden ist ,weiss ,dasses bei vielen Verwaltungsgesetzen

nicht möglichist ,ohnedas freie Ermessenauszukommen. Esist janicht
so als ob in diesen Fällen ein einziges behördliches Organ nachseinem
freien Ermessen zu entscheiden hätte ,es haben hir eine Reihe vonIn¬
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stanzendasWort Deranger

Entwurf der preussischen Städtiauordnung ir sieht zum Beispiel 147
§ 103 Fälle des freien Ermes sens vor und die Berliner Bauordnung enthält

in 27von38§ dasfreie Ermessenin 111Fällen . UeberdieFragederAnlie¬
gerbeiträge kann es gewiss verschiedene Meinungen geben .Tatsache ist ,dass

in denmeistenreichsdeutschenStädtehAnliegerbeiträgebestehen .FürWien
ist die im Entwurf gefundene Lösung die erträgslichete ,weil wir nicht die

ganzen Strassenkosten hereinbringen wie dieszum Beispeil detschen Städten
weil die Anliegerbeiträge wegenihrer Geringfügigkeit das Bauen nicht ver¬

teuernkönnen .DieBausperre ,die eineso heftigeKritikerfahrenhat ,istauch
ebefalls nichts neues und der Entwurf enthält da /Bestimmungen ,die sich

für den Grundbesitzer als Verbesserungen darstellen .Wir wollen nicht be¬
streiten ,dass unter Mitwirkung der Opposition zahlreiche Aenderungenund

Verbesserungen des Gesetzes durchgeführt wurden .Das ist aber bei einem

so schwierigenGesetz ,das versuchenmuss ,einen Ausgleichzwischenden
Interessen der verschiedenen Gruppen zu finden ,nicht anders möglich .Wenn

GR .Gschladt gemeint hat ,dem Gesetze seien eins Reihe von Giftzähnen aus¬

gebrochenworden,manmisseabernichtwievieleGiftzähnedarinnochent¬
halten sind ,so kann manwohl von einem Magistratsjuristen verlangen ,dass
er das Gesetz gelbsen hat und Ss : rnt - tund dar daher zu beurteilen
versteht ,ob in demGesetz noch Giftzähne enthalten sind und wenner der¬

gleichen nicht findet ,darf er solche Behauptungen nicht aufstellen .( Leb¬

hafter Beifall und Händeklatschen bei der Mehrheit ) ,Wir können mit dem
schliesslichen Ergebnis durchaus zufrieden sein ,weil wir hoffen ,dass

daa Gesetzeine gute Wirkungauslösen wird .Ich dankeallen ,die andiesem
so schwierigen Werk mitgearbeitet haben ,auch den Mitgliedern der Oppo¬

trotzdem siesition uns so heftig bekämpfthaben ,insbesondereaber allenBeamten,
die daranmitgewirgthaben .Washier geschaffenwurde ,ist keinWechsel¬
balg .Aufdas Kind ,das hier zur Weltkomme ,könnenwir alle stolzsein .
Das Gesetz wird sich in den kommendenGenerationen überreichlich lohnen .
Durch eine Hebung der Gesundheit ,durch eine Hebung einer vernünftigen
Bäutstigkeit ,durch die Hebungder Lebensfreude und Arbeitslust aller
Menschen ,die in gesundenWohnungenwohnenwerden .Die kommendenGeschlech¬
ter werdenWiensAngeordnetendanken ,dasssie trotz aller Kritikdieses
Gesetzbeherztzur rechtenZeit gemachthaben( LebhafterBeifall undHän¬
deklatschenbei derMehrheit).
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In längeren Ausführungen polemisiert nun Abg . Dr .WagnergegenStadt¬

rat Weber . St .. Weber ,sagt Abg .Dr .Wagner ,hat erklärt ,dass wor allem erals
städtischer Baureferemt der Nutzniesser der neuen Bauordnung sein wird .Er
hat also allen Grund ,die Vorlage zu loben .Seine Behauptungen könnenjedoch

nicht unwidersprochenbleiben .Zunächstmussfestgestellt werden ,dassdie
Art und Weise,wie die Verlage durchgearbeitet wurde ,unter keinen Umständen

gegilligt werdenkann . Siehat einen Wegdes DrängensundHetzenszurückge¬
legt ,der als Verbrechen an der Stadt Wien bezeichnet werden muss . Beisei¬

ner Behauptung ,dass von seiten der Minderheit die Beamtenschaft ,die ander
Vorlage mitgearbeitet hat ,beleidigt worden sei,hat Stadtrat Weber Gespens¬

ter gesehen .Unsere Behauptung ,dass der Entwurf mehr ein Werk der Politiker
gegeg Beamte

als ein Werkder Fachleute ist,ist bestimmt kein Vorwurf .Bei denKommissions
nach unsurer Verfassung als Organ der Gemeinde

beratunger hat Mag .Direkter Dr . Hartldas grosse Wortgeführt ,Danunden
politischen

Magietrat einnpnlatzachestOrgan ist ,ist er daher auch der Kritik unter¬
werfen

. . DenBeamten kann gewiss auch daraus kein Vorwurf gemacht werden ,dass
sie bei ihren Arbeiten auf die politischen Machtverhältnisse Rücksicht

nehmen. Sehabensie dennauchdiesenVerhältnissen Rechnungtragend ,den
Entwurf verfertigt .Wir haben ihn als eine saloppe Arbeit bezeichnet .Wir

sindzurBeratungderVorlageunderFrotestangetreten ,dawirdenEntwurf
seiner Tendenzen wegenablehnen . WennSie von uns verlangen ,dass wiran

Stelle von unklaren Textierungen klarere Formulierungen mitteilen sollenZumutung an die Op
so ist das ,da wir den Entwurf ja ablehnen ,eind unglaubliche .UnsereAn¬

position
,wie das Gesetzbehandelt wordenist .Weberklage trifft dieArt

scheint stolz darauf zu sein ,dass die Vorlage so schnell auf denTisch
des Hausesgebracht wurde . DieEile mit der dieses Gesetz gemachtwurde ,

ist sicherlicheineMahnung ,dasses imGesetznochvielSchlechtesgibt .
St . . Weberhat auch wieder den alten Schlager von der alten Bauschande

nWal
hervorgezogen .sind denn die alten Häuser entstanden .In denSieb¬

grossen
ziger -undAchtzigerjahrenbei der Ubildungder Stadt zu einempoliti¬sicher

schenKörper .ZudieserZeitbedeutetendieseHäusereinenBaufortschritt .
Ichweissnicht ,obdieBauten ,dieSieheuteaufführen,nach60Jahren4berechtigtoner

als vorbildlichgelten/ . Siewerdenvielleicht aucheinmalalsBauschande
bezeichnetwerden . Wirhabendie Vorlageder Pläne verlangt ,die füreine

Stadtplanungunbedingtnotwendigsind . Siehabenalles abgelehnt .Ich
stelle fest ,dasssichdieMinderheitniegegeneineneueBauordnung
stellte . Wirverlangenjedoch ,dassandie Ausarbeitungeinersolchenmit
aller Gründlichkeitgeschrittenwerdenmuss .Wirhabenauchnichtbehaup¬
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goradezu

tet ,dass die neue Bauordnungdas Bauen verhindert . Wirhabenfestgestellt ,
dass sie Bauhemmendundbauverteuerndwirkenwird .Unserewirtschaftlichen
Verhältnisse sind ebennicht darnach ,jetzt eine endgiltige Bauordnungzu
schaffen .Ein solches Werk bedarf der grössten Stabilität .Aus jedemPara¬

sozialistische
graph der neuen Bauordnung grinst uns die Fratze entgegen ,dass Grund und
Boden in die öffentliche Hand überführt werden soll .Sie wollen dies dadurch

erreichen ,dass Sie den Grundbesitzern und Bauherren solcheBelastungendie geeignot sind ,
auferlegen, das private Bauen ausserordentlich zu erschweren . StR .Weber

hauptet
hat auch „ ,dass die Vorlage ein Kompromiss ist . Dasist nicht

ablehnt . Waswir hier führen ,ist ein leidenschaftlicher Kampf ,in demwir

leider nicht das nötige Verständnis der Oeffentlichkeit finden .Würdeaber

die Bevölkerung erkennen ,welche Gefahren ihr in der neuen Bauordnungdro¬

hen ,würde sich ein gewaltiger Sturm gegen sie erheben . Siewerden die neue

Bauordnungbeschliessen .Es wird aber einmal eine gerechtere Zeit kommen,
die diese Bauordnung ,die von marxistischem Geist erfüllt ist,hinwegfegen

wird .(BeifallbeiderMinderheit).

der Praxis konnt ,weiss man ,wicvor¬
as ist abernichtder

wiederholten Malenin derneuen uordnung .Sie beschliessenineiner
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Abg .Kunschak( . . ) stelltaufGrunddesstenograpgischenProtokol¬

les fest ,dass in der Rede des Abg . Dr .Gschladt das vomSt . . Weberbehauptete
WortHelot nicht vorkomme .Aberdie Feststellungen des Abg. Gschladtsindlei¬
derwahr. DerMagistratist keinefreie BehördemehrsondernnurVollzugs¬
organ des Bürgermeisters und der amtsführenden Stadträte . Diesgehteinwand¬
frei aus der Gemeindeverfassungundaus der Geschäftsordnunghervor .DieVor¬
stände der einzelnen Geschäftsgruppen des Magistrates sind die amtsführenden

Stadträte ,diedenBeamtenWeisungenerteilenodersichdieErledigungvon
Agendenselbstvorbehalten.DieBeamtensindverpflichtetdenamtsführenden
Stadträten täglich einen Ausweisundvonallen wichtigenVorkommnissenMit- ¬
teilung zu machen .Angesichtssolcher Tatsachenmachtmansich mit derBehaupt¬
tung von der Selbstständigkeit der Beamtenin der Oeffentlichkeit nurlächer¬
lich ( Beifallbei derMinderheit).

Dasbesagtnatürlichnicht ,dassimMagistratkeineMännermithervor¬
ragendenFachkenntnissensind .Abersie kommendamitnurbis zumamtsführenden
Stadtrat . DieGemeindeverwaltungist ,wie aus der Verfassungund derGeschäfts¬
ordnungdes Magisstrateshervorgeht ,bis in die Aemterhineindemparteipoliti¬
schen Einfluss hilf -und wehrlos ausgeliefert .Die amtsführenden Stadträte

müssensich also schondaran gewähnen ,auch im GemeinderatdieVerantwortung
zu tragen und sich nicht hinter die Beamtenzu verkrichen .( Beifall ) .

Früher war bei jeder Vorlage eine vomMagistrat unter seiner Verant¬
wortung ausgearbeitete Barstellung .Da wusste man ,dass ist der Magistrat .Auch
bei der alten Bauordnung war dies so - Dahat es eben eine reinliche Scheidung

gegeben .Aber ,wasuns hier zur Behandlungvorgelegtwird ,ist nicht derAntrag
des Magistrates ,sondern der Antrag des amtsführenden Stadtrates ,der für diese
Gruppe die Verantwortung zu tragen hat .Ich hoffe ,dass im Zuge der Verfassungs

reform es möglich sein wird ,mit diesem ungeheuerlichen Zustand derVerpoliti¬
sierung und der Vergewaltigung des Magistrates endlich aufzuräumen .( Neuerli¬

cher Beifall bei derMinderheit ) .
Vomallgemeinen Gesichtspunkt beurteilt ,ist es gewiss erfreulich ,

dass der Wiener Landtag endlich eine neue Bauordnung für die Gemeindefest¬
legt . Hierbegegnen wir uns .Schon Lueger wollte der Gemeinde eine neue Bau¬

ordnung geben ; eshaben auch sehr umfangreiche Vorarbeiten eingesetzt undes
war damals vielleicht ein Fehler ,dass man zuviel gefragt hat .AuchBürgermeis¬

ter Weiskirchner hat diese Arbeit fortgesetzt .Vieles aus der heutigenVor¬
lage ist diesem Vorarbeiten zu danken .Aber man hat nun in die Bauordnung ein

Moment hineingetragen ,dass gerade jetzt nicht hineingehört . Esist dies das

fiskalische Moment .Die Breitnersche Ingektion ist nicht geeignet ,befruchtend

zu wirken ,sondernsie wirktabsterbend .DerWerteiner Bauordnungist jaimmer
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ein relativer ,aber nienals ist die Relation ungünstigergewesen - alsin derjet¬

zigenZeit .VergleichemitPreussenhinken.Dert-istdieZahlungskraftderHaus¬
besitzerundMietereineganzandereundbeieinemvalorisiertenMietzinsvon
1hoProzentkannmandenLeutenschonetwaszumuten. Wirsindabererstbeim
2ooßfachenMietzinsangelangtundvordiezwingendeNotwendigkeitgestelltals
armeLeutemitWasserzukochen.Eszeigtsichja auchbeiderstaatlichenWohn¬
bauförderung,dassdasGeldnichtaufgebrachtwird . DieSparkassenhabenrund
60MillionenSchillingRückzahlenmüssen ,sie müssenbei der herrschendenStim¬
munggrös ere Summenin der Kassehabenundkönnendeshalbnichtlangfristi¬
ge Hypothak- -weurtean Ranlustigegewähren .Dassindalles Momente,mitdenen
maneineBauordnunginRelationbringenmuss.Voallemabermüssenallefiska.lischenKomenteausgeschaltetwerden.

mit Strassenausgestattet sind ,trotzdem
RednerverweistaufHolland,woweiteödeFlächenschonpärzelliertund

dortnochgarnichtsgebautwird.Bei
unsnötigt mandie armenSiedlerihre Strassenselberherzustellen . Selbstder
alte VorortHernalshatdasDrasche-undBürgerfeldparzelliertundlangebevor
dortgebautwurde,dieStrassenabgelegt .Esist einGebotderNotwendigkeit,
dassgewissePartienausdieserBauordnungausgeschaltetundaufeinespätere
Zeitverlegtwerden.DieMinderheithatauchbeidiesergrossenundwichtigen
VorlagevomårstenTageansachlicheArbeitgeleistet .AuchderMitarbeitder

andere
Minderheitisteszudanken,dassdieBauordnungeine/Gestaltbekommenhat ,Als
ObmannderchristlichsozialenParteidankeichmeinenKollegen,vorallemdem
AbgBiber,dernichtnurmitungeheuremFleiss,sondernauchmithervorfagen¬
derSachkenntnisandieserBauordnungmittätigwar,fürihreLeistung.Ichkann
nurdenWunschauspprechen,dassdieWirtschaftsorascheineBesserungerfah¬
re,umdieBelastungen,dieindieserBauordnunggelegensind ,zuertragen.(Bei¬
fall bei derMinderheit).

Damitist dieGeneraldebatteabgeschlossenundderReferentamtsführen¬
der Stadtrat Linderhält das Schlusswort .Er sagt einleitend ,dass dieBehauptung,
es habe die breite Oeffentlichkeit kein Interesse an der neuen Bauordnung beu

kundet ,nichtrichtigist . Eshabenvielmehralle nurerdenklichenKreisemit¬
beraten .AusführlüchbesprichtderReferentnundie einzelnenEinwendungender
Minderheit .VorallemmussbezüglichderAnliegerbeiträgefestgestelltwerden,
dassin WienkeineswegsdasMusterdesReutschenReichesangewendetwird .Nach
der vorliegendnBauordnungerstreckt sich der Anliegerbeitrag nur aufdie
Strassenherstellung,währendin DeutschlandauchnochfünfJahrelangStrassen¬
erhaltungskosten eingehobenwerden .Die Befürchtungenbezüglich desFlächen¬
idmungsplanes sind unbegründet .Jede Aenderungmuss in demGemeinderat .Wasdie
eitliche Bausperre anlangt ,so kann sie im verbauten Gebiet nur für ganzbe¬

99



WienerLandtagvom20 .November1929XI. Blatt
sondereZweckeangewendet undmussebenfallsvomGemeinderatbeschlossen
werden .Von einer Burchpeitschung der Vorl age kann überhaupt nicht geredet wer¬

den,eshat die MinderheitwirklichmitgrossemFleissmitgearbeitet. St. . Linder
wendet sich sodann gegen die von den Minderheitsvertretenn aufgestellte Be¬

hauptung ,dassdie Bauordnungds Bauenverhindernwerdeundstellt fest ,dass
das freie Ermessen in Bauordnungssachen vielfach nicht eine Hemmungsondernge¬
radezu ein Ssgen sei .In der Bauordnungssachekönnte ,vieles gar nicht be¬
willigt werden ,wennes nicht Ermessenssachewäre . Zu§ 51 gibt St . R.Linder
folgende Erklärung ab : DieVerfassung des § 51 gibt der Gemeinde dasRecht ,
auch für schon bestehende Verkehrsflächen bei erstmaligem Anbauauf bisher un¬
bebauten Bauplätzen Anliegerbeiträge vorzuschreiben .Durch diese Fassung sind

von vorneherein alle jene Bauplätze ausgeschlos sen ,die schon bebaut warenaber
durch Abtragung unbebaut geworden sind .Die Gemeinde Wien wird überdies genau

erwägen ,ob sie jene Strassen ,die schon beimInkrafttreten des Gesetzesbeste¬
hen ,nicht beim erstmaligen Anbau von dem Anliegerbeitrag ausnehmen wirdoder
allgemeineine Ermässigungdieser Anliegerbeiträgefür solche Strassenin
Aussichh nehmen wird .Mit dieser Erklärung werde wohl Abg .Kunschakeinver¬

standen sein .St . . Linderbittet schliesslich in die Spezialdebatte einzugehen
und die Rückverweisungsanträge abzulehnen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

Der Antrag Dr .Wagner auf Uebergang zur Tagesordnung sowie ein Minder

heitsantrag Biber ,der ursprünglich auf Rückverweisungder Vorlage an denMa¬
einenEntragauf RückverweisungandieKommissiongistrat lautete und nunin

modifiziert wirdwerdenabgelehnt . treten .
Es wird beschlossen in die Spezialdebatte einzu
Die Spezialdebatte wird in sieben Gruppen ahgeführt werden .

ZuAbschnitt I Flächenwidmungs -undBebaungsplänerefkektiert Abg.

Biberzunächstauf die Ausführungendes St . . Weberundbestreitet ,dassdas
Gesetz eun Kompromisssei . Wodie Mehrheit den Einwendungender Minderheitzwar

nachlangemZögern ,aberdanndochschliesslichzugestmmthat ,hat essich
umBestimmungengehandelt ,die technisch einfach nicht durchführbargewesen
wären ,In SachenderAuffassungist dieMehrheitderMinderheitgarnichtent¬
gegengekommen .Wasden Flächenwidmungsplanbetrifft ,gibt der Rednerseiner
Besorgnis Ausdruck ,dass die Bestimmungendes Gesetzes zu MissbräuchenAn¬

lass gebenkönnen .Er erinnert an einenunter St . . SiegelvorgekommenenFall ,
Es hat sich umein Objektdes FabrikantenAlder in der Gudrunstrassegehan¬
delt ,dass die Gemeindefür das Amalienbaderwerben wollte ,dass aberder

Eigentümer ,da ihmzu wenighiefürgebotenwurde ,nicht abtretenwollte .
ImVerlaufder Verhandlungenistes zu heftigenAuseinendersetzungendwischen

man

demFabrikentenAlderundSt. . SiegelgekomenundschliesslichhatmitGe¬



XII .BlattWienerLandtagvom20 .November1929
meinderatsbeschlussdieBauliniefürdenbetreffendenGrundaufgehobenundihn
so entwertet . Däealte Bauordnungbot gegenein solches VorgehengewisseHand¬
haben ,nach den vorliegenden Entwurf wird dagegen nichts zu machensein .Abg .

Biber gibt nochmalsdemWuncheAusdruck ,dass das Gesetz in zwei Teile ,einen
der den Städtebau und einen der die baupolizeilichen Vorschriften beinhaltet

geteilt werde .Nachvier ein halb monatigeKampfist vonder MehrheitdieZu .
sicherung gegebenworden ,dass nun demGesetz ein Plan beigeschlossenwerden
soll .Darnachsoll der alte Generalregulierungsplan der erste Flächenwidmungs¬
plan sein .Daskannnatürlich nur eine vrläufige Lösungsein .DerRednerbemän¬

vomGesetz vorgesehenen
gelt es sodann dass beider/Teilung in Wohn -undIndustrie -¬

gebiete auf die neuzuerrichtendenindustriellen AnlagenkeineRücksich
genommen wird .Abg . Biber zieht sodann den Antrag zurück ,der verlangt ,an geeig¬

neter Stelle im Gesetze eine Begriffsbestimmung für denAusdruck"Erholungs - ¬
flächen "vorzunehmen ,dahingehend ,dass diese ausschliesslich ausöffentlichen
Gärten bestehen .Ebenso ist eine solche Begriffsbestimmung für den Ausdruck

" Oeffentliche Gebäude " vorzunehmenund festzulegen ,dass darunter ausschliess¬

lich Gebäude ,wie Aemter ,Schul -und Spitalsbauten ,verstanden sind .Folgende
Minderheitsanträgehält Abg .Biber aufrecht :Die Minderheitsanträge9 und10
in der im gedruckten Bericht aufscheinenden Fassung .Der Minderheitsantrag 11

wird zurückgezogen .An seiner Stelle begntragt Abg .Biber ,dass die Gemeindeüber
Ansuchen zur Ergänzung des Bebauungsplanes verpflichtet sein soll,wenn imAn¬

schlussean das imBebauungsplanfestgesetzte undbereits besthendeStrassen¬
netz oder in einer Entfernungvonnicht mehrals 250Meter ,undnicht ,wiees
im Entwurfheisst ,150 Meter ,von diesemein Bauvorhabendurchgeführt werdensoll .

Abg . Dr . Wagnererklärt zunächst ,dass er auch in die Spezialdebatte

unter Protest eintrete .Er beschäftigt sich sodannausführlich mit demFlächen¬
widmungsplan .Es ist völlig unklar ,waseigentlich mit demFlächenwidmungsplan
werdensoll . Dadurchdie Flächenwidmungder WertdesBodensin radikalerWei¬
se beeinflusst wird,ist es unumgänglichnotwendig ,zu erfahren ,wie mansich
die Planung der Stadt vorstellt . DerRedner beschäftigt sich sodann mit dem
Begriff Verkehrsbänder ,von denen er behauptet ,dass sie die grösste Rechtsun¬
sicherheit bringen werden .Ander Zusammensetzungdes Fachbeirates für Stad - ¬
planungbemängeltDr .Wagner ,dassin ihmnichtdie praktischenOrganederWirt-¬
schaft vertreten sind ,und verweist auf seine in dieser Beziehunggestellten
und bereits vorlie enden Minderheitsanträge .Im § 8 wurde die Bausperre ,dienach
demurspfünglichenEntwurfhöchstens6 Jahre hätte dauernsoll auf 1iJahre
herabgesetzt .Uns erscheint das zu lang zu sein ,wir bitten daherunserem
Antrag zuzustimmen ,wonach die zeitliche begrenzte Bausperre ein Jahr dauern
soll und nur um eine weiteres Jahr verdängert werden kann .In einer Bespre¬
chung des § 7 Absatz 2 beruft sich der Redner auf die von der Mehrheit in
der Kommission gegebene Zusicherung ,wonach der Bauwerber nur zur Herstel¬
lung der Beleuchtungsanlagen nach dieser Bestimmungverpflichtet werdenkann
nicht aber zur Beleuchtung selbst .( Beifall bei der . . )

hen Näcbste ditzung morgenIt Uhr .
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DieWienerSchulzahnpflege.
BedeutendeLeistungenin den letzten Jahren .

Wie bekannt ,hat die Wiener Stadtverwaltung vor einigen Jahrendie
Schulzahnpflege eingeführt .Zweck dieser vorbildlichen Aktion ist jedes Kind

mit gesundembleibendemGebiss aus der Schule zu entlassen und esausserdem
über den Wert der richtigen Zahn - undMundpflegebelehrt zuhaben .

Gegenwärtig betreibt die Gemeinde Wien zwölf Schulzahnkliniken .Aus - ¬

serdem befinden sich drei weitere Kliniken im Bau .Diese werden nächstes Jahr

fertiggestellt ,so dass dann fünfzehn Schulzahnkliniken mit zusammen37Be¬
handlungsstellentätig sein werden .Damitwerdenalle BezirkeWiensmitAus-¬
nahmevon Wieden ,Mariahilf und Neubauder Schulzahnpflege angeschlossensein .

WelchenUmfangdi WienerSchulzahnpflege insbesondere in denletz¬
ten Jahren angenommenhat ,ist daraus zu ersehen ,dass die Zahl derFrequen¬
zen sich seit 1926 mehr als verdoppelt hat .In diesem Jahr hatten die Schul¬

zahnkliniken 55 . 528Frequenzen .1927 waren schon82 . 999 zuverzeich¬
nen und im Jahre 1928 wurden 123 . 524Frequenzen festgestellt .Das gleiche gilt

für den Zahnbürsteunterricht .Im Jahre 1926 wurde in 56 . 841Fällen der Zahn¬

bürsteunterrichterteilt .1927stieg dieseZahlauf 75 . 917undimJahre1928
auf 107 . 785 . DieZahl der Zahnfüllungen ist ebenfalls beträchtlich gestiegen .

Während 1926 erst 24 . 781Fällungen verfertigt wurden ,waren es im Jahre 1927
schon 33 . 838 .Erne bedeutende Steigerung brachte das Jahr 1928 mit Lh . 699Zahn - ¬

füllungen .
Am . Augustdieses Jahres waren in den Wienerstädtischen Schul¬

zahnkliniken 30 Aerzte und 30 Ordinationsgehilfinnen tätig .

Kostplätzefür Kinder ,LehrmädchenundLehrlingegesucht . DiestädtischeKinder¬
übernahmestelle sucht Pflegeplätze für Kinder ,Lehrlinge und Lehrmädchenge- ¬

gen entsprechende Entschädigung .Anmeldungenvon Pflegeeltern werden anWerk¬
tagen von 8 bis 12 Uhr in der Kinderübernahmestelle ,IX . ,Lustkandlgasse 50 ,

entgegengenommen .Die Anmeldungenkönnenauch schriftlich erfolgen .
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WIENERLANDTAG
Sitzungvom21 .November1929

PräsidentDr. Dannebergeräffnetum16UhrdieSitzung . DerWienerLand¬
tag setzt die Spezialdebatte über die neue WienerBauordnungfort .InVerhand¬
lung steht der erste Abschnitt ( Flächenwidmungs-undBebauungspläne) .

Abg .Dr .Hengl ( . . ) verlangt die unbedingte Ergänzung der Bauordnung

durchdie Flächenwidmungs-undBebauungspläne .Insbesonderefür dielandwirt¬
schaftlichen Gebiete ist die Widmungnotwendig .Die Wiener Landwirte ,die kei¬

ne Spekulanten sind ,wollen wissen ,welche Widmungihren Gründenzukommt .Der
Flächenwidmungsplan,das wichtigste der Bauordnung ,mussbeigebrachtwerden,
da -sein Fehlen eine unglaubliche Rechtsunsicherheit schafft .Im Fachbeirat

fehlen die Vertreter der Wirtschaft und Arbeit .Es ist unbedingt notwendig ,

dassimauchein Vertreter der Handals -undGewerbekammer,der Hausbesitzerund
der Landwirtschaftangehören .DieBausperre ,wiesie der Entwurfvorsieht ,
bedeutet eine kollossale Entwertung der Gründe ,die einer Enteignung gleich¬

kommt .Abg .Hengl beantragt sodann ,dass Abänderungen der Flächenwidmungs - ¬

und Bebauungsplänenur dann vorgenommenwerdendürfen ,wennwichtigeRücksich¬
ten wie die Interessen des Verkehres ,gesundheitliche ,städtebauliche oder wirt¬

schaftliche Rücksichten . eserfordern .Bei Festsetzung und Abänderung der Flä¬

chenwidmungs - undBebauungspläne ist auf die Erhaltung des Bestandes undder
Wirkungvon Bauwerkenvon geschichtlicher und baukünstlerischer Bedeutung
Rücksicht zu nehmen .( Beifall bei der . . )

Damitist die Debatte über den ersten Abschnitterledigt .
Zu diesem ersten Abschnitt des Gesetzes „Flächenwidmungs -undBebauungs¬

pläne "sowie zum zweiten Abschnitt " Aenderungen vonLiegenschaftsgrenzen "
im

liegen ausser dem gedruckten Bericht enthaltenen Anträgen noch folgende An¬

träge vor :Ein Antrag des Abg . Bermann :„ In § 5 Absatz . Cist nach demWer¬

te „ Bauplätzen "einzufügen "( Schulen ,Aemter ,Krankenanstalten ,Bäder ,Markt¬
hallen ,Schlachthäuser ,Feuerwachen und dergleichen "ferner nach den Worten

" oeffentlichen Erholungsflächen die Worte" Park -und Gartenanlagenund
dergleichen ") . Im§ 17 Absatz3 sind die Worte" (Park - undGartenanlagenund
dergleichen ) "zu streichen ;ein Antrag des Abg . Biber im § 7 Absatz 2indem

Satze „ DieGemeinde ist jedoch über Ansuhhen zur Ergänzung desBebauungspla¬
nes verpflichtet ,wenn im Anschluss an das im Babauungaplan festgesetzte und

ereits bestehde Atrassennetz oder in einer Entfernung von nicht mehrals
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150 Meter von diesem ein Bauvorhaben durchgeführt werden soll ' statt " 150Metel
" 250 Meter "zu setzen ;ein Antrag des Abg .Reismann ,wonach § 13 Absatz 2 zu

lauten hat : " gehört zum Gutsbestand des Grundbuchskörpers auch nur eine Parzell

der im § 1lit . bbezeichneten Art ,ohne dass sie im Sinne derBestimmungen
des Absatzes 9 im Grundbucheals Bauplatz ersichtlich gemacht ist ,sosind

Ab - oder Zuschreibungen die sich auf andere Parzellen oder Parzellenteile des¬

selben Grundbuchskörpersbeziehen ,anzeigepflichtig .Dies gilt nicht von
Veränderungen an Parzellen . . .' ein Entrag desABg . Biber ,im ersten Absatzdes
§ 21 über die Umlegungendie Worte" unterAusscheidungder notwendigenVer¬
kehrs -und öffentlichen Erholungs flächen "zu streichen ;ferner demAbsatz2
des § 21 folgende Fassung zu geben " Bebaute oder in besonderer Art benützte

Grundstücke ( gewerbliche Anlagen ,Gärtnereien ,Baumschulen ,Parkanlagen undder¬
gleichen )sind in der Regel von der Einbeziehung in das Umlegungsgebiet aus¬
zunehmen ;sie sind nur dann einzubeziehen ,wenn bei ihrer Ausscheidung der

Zweck der Umlegungerschwert oder nicht erreicht wird " ; einAntrag desAbg .

Biber ,im Abaatz des § 22 über das Einleitungsverfären zur Umlegung ,r¬
ganz

te die amtswegige Einleitung des Umlegungsverfahrens/auszuschliessen oder
zu sagen " dieUmlegungkann auch von amtswegeneingeleitet werden ,wennsie

der Befriedigung öffentlicher Interessen dient .
In der Debatte über den zweiten Abschnitt „ Aenderung vonLiegenschaf¬

grenzen "bemängelt Abg .Biber ,dass der so wichtige Begriff " Bauplatz "imGe¬
setze keine Definition findet .Eine UmlegungvonAmtswegensollte nurdurches bei
Gemeinderatsbeschluss möglich sein .Der Redner rügt es entschiedenst ,dass /

der
im GesetzvorgeseheneZusammensetzungder Kommissiongeblieben ist unddass
sich die Anregungder Minderheit ,es mögeder EinflussdesMagistratesaus¬
geschaltetwerden ,nicht durchgesetzthat . Dassist schondeshalbeinarger
Fehler ,weil die Gemeindein Fällen der UmlegungPartei sein kann .DerRed¬
ner beschäftigtsich sodannmit seinemzu diesemAbschnittvorgelegntenMin¬

erklärt zunächst mit Rücksicht darauf ,dassnun¬derheitsanträgen .Er
mehrvon der Majorität ein Abänderungsantragzu § 13 vorliegt ,seinenzu

diesenParagraphengestelltenAbänderungsantragzurückzuziehen.Zum,§21
bemerktAbg .Biber ,dassnunmehreinewesentlicheVerbesserungdiesesPa¬
ragraphendadurcherreichtwerdenwird ,dassnunmehrimerstenAbsatzdes
§ 21in demSatze" dieUmlegungist dieVereinigungvonGrundstückenzueiner
Masseund deren Aufteilung zu demZwecke ,unter Ausscheidungdernotwendigen
Verkehrs -undöffentlichen ErholungsflächenBaugeländezuerschliessen . . .
die Worte"unterAusscheidungder notwendigenVerkehrs -undöffentlichenEr¬
holungsflächen "gestrichenwerdensollen ,wiewir dies beantragen. Auchim
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zweiten Absatzes dieses Paragraphen soll eine Verbesserung in der Richtung

erzieht werden ,dass gemäss einem Antrage der Minderheit auch gewerbliche
Grundflächen geschützt werden . Dervon uns verlangten Ergänzung ,dass gewerb - ¬

lic he Flächennur dannzwangsweisein eine Umlegungeinbezogenwerdenkönnen,
wenn der Eigentümer des Grundstückes zustimmt ,hat die Mehrheit leider nicht

und § 22
zugestimmt .Mit Rücksicht auf die neuon zu § 21/vorliegenden Minderheitsanträge

( siehe BogenII )ziehe Redner die zu diesen Paragraphen in der Kommissionge¬
stellten Anträge zurück .Der Redner ersucht seinen Anträgen zuzustimmen ( Bei¬

fall bei der . . )
Abg . Dr .Wagner bemängelt es ebenso wie Abg .Biber ,dass imGesetz

eine Definition für den Begriff " Bauplatz "fehlt .Den Bestimmungen über die

Abteilungen ,Umlegungenund Grenzherichtigungen versage seine Partei grund¬
sätzlicheseineZustimmungnicht ,da ,wennin einerGrosstadtgebautwerden
soll ,die erste Voraussetzung hiefür geeignete Bauplätze sind .Es ist auch

ein Schutz für den Eigentümer des Grundes ,wenner weiss ,inwieweit ihmdas
geltende Recht hilft ,seinen Grund zu einem geeigneten Bauplatz umzugestalten .

Nur wurdenalle diese Bestimmungenzu sehr kompliziert .Undzwar zunächstden
Antrag ,dass der zweite Absatzdes § 16 unddie Konsequenzdavonderganze
spätere§ 23zuentfallenhat . Esmåthier auszustellen ,dassganzallgemein
gesagt wird ,dass der Abteilungswerberdie FestsetzungneuerVerkehrsflächen
beantragen kann ,dass ihm aber dann ,wenneine solche Verkejrsfläche lediglich
der besseren Aufschliessung seines Grundesdient ,alle Kosten desErwerbsm,
der Herstelkung ,der Beleuchtungundder Einbautenauf diesemGebietaufer¬
legt werdenkönnen .Dasist namentlichhinsichtlich der Siedlungsbauteneine
unerträglicheHärte .DerRednerkritisiert sodanndie Bestimmungendes
§ 17 ,der die GrundabtretungimFalle der Abteilungsbeweilligungregeltund
vertritt seinen Antrag ,dass die ungleichartige Behandlung der Bauwerber an

einseitig und beiderseits verbauten Berkehrsflächen beseitigt wird . DieBe¬
stimmungbetreffend die Abtretungspflicht bei Anlagevon Sportplätzen im§ ä8
nehmenwirmitgemischtenGefühlenauf . Wirkönneneinerseits nicht rechtda¬

SportvereinigungenBeiträgefürVer¬gegen auftreten ,dassauch
kehrsflächen zu leisten haben ,soweit solche Sportplätze die Möglichkeit zu

sehrgrossenVerdienstenbieten .Aberin derweitausgrösserenZahlvonFällen
handeltes sichumeineErschwerungderaufKörpersportgerichtetenBestre¬
bungen .ZubilligensinddieBestimmungen,diesichaufdieGenehmigungvon
Kleingartengebietbeziehen .Im§ 19 betreffenddie Bauverboteist unszwar
entgegengekommenworden ,aber in vollst ndig unbefriedigender Weise . Wirbe¬
fürchten ,durchdas allzueng gezogeneErfordernis der AnbaureifeeineVerteu¬
erungder für die Bautätigkeit in Wienzur VerfügungstehendenGründe.
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Weiters führt Abg .Dr .Wagner aus ,dass eine Umlegung von amtswegen in Wien

nicht notwendig und weit über das Ziel geschossen ist . DieUmlegungbedeutet
eine Einschränkung des freien Eigentums und wir müssen verlangen ,dass die Umle

gungsbestimmungenin einer die Freiheit des Eigentums schonendsten Weiseange¬
wendet werden .( Beifall bei der . . )

Abg .Dr .Henglerklärt ,dassmangegendieBestimmungenüberdieAender¬
ungen von Liegenschaftggrenzen die schwersten Bedenken hegen müsse .Einzelne

Bestimmungen davon sind derart ,dass sie die brivate Bautätigkeit weitgehendst

hemmen .Die Bestimmungen über Grundabtretungen bei Abteilungen bedeuten gegen¬

über der alten Bauoednungeine besondere Ershhwerung .Das freie Ermessenist
bei der Umlegung weit überspannt .Der Mieter -und Pächterschutz wird imGesetz

vollständig verleugnet . DerRedner beschäftigt sich sodann mit der Zusammen¬

setzung des Umlegungsausschusses ,wobeier bei dieser Gelegenheit erklärt ,dass
die Bauoberbehörde keine objektive Rekursinstanz ist .Schliesslich beantragt

Abg . Dr .Hengl folgende Anträge :Im § 14 ( Bebaute Gründe ,Begriffsbestimmung ) esind
die Worte " gegen Widerruf "zu streichen .Die Bestimmung hat zu lauten :Ueberall ,

wo in dieser Bauordnungvon bebauten Gründendie Rede ist ,sindhierunter
Gründe ,die unbefugt bebaut worden sind ,nicht zu verstehen ;solche Gründe gel¬

ten als unbebaut .Der zweite Antrag verlangt ,dass zur grundbücherlichen Durch¬
führung anzeigepflichtige Apteilung die Beibringung der Kenntnisnahme oder

der amtlichen Bestätigung über den Ablauf der Iltägigen ,und nicht ,wie es im

Entwurf heisst dreiwöchigen Frist ,erforderlich ist .Ein dritter Antrag verlangt

die kürzere Erledigungsfrist für Bescheide und Ansuchen bei Abteilungsver¬

fahren .Schliesslich beantragte Abg . Dr .Hengl ,dass von der Umlegungsverhandlung
die unmittelbar betroffenen unter Angabe der Zeit und des Ortes zuverständi¬

gen sind .( Beifall bei der Minderheit ) .

Die Spezialdebatte über die Gruppe zwei ist damit beendet .Nunmehr

gelangen die Bestimmungehüber Enteignungen ,andere Eigentumsbeschränkungen
und Entschädigungen in der Spezialdebatte zur Verhandlung .Die drei Abschnitte

sind in der drittennGruppe zusammengefasst .

Abg. Dr. Gschladt( . . )bezeichnet diese Teile der Bauordnungalsdie
wichtigsten der ganzen Vorlage .Es wurdegewiss als eine Lückein deralten
Bauordnungempfunden ,dass imFalle eines eminentöffentlichenInteresses
eine Enteignung unmöglich war .Es entspricht einem alten Rechtsgrundsatz ,dass
das Privatrecht vor dem Interesse der Gesamtheit zurücktreten muss . Esist des

halb zweckdienlich und anerlässlich ,dass der Gemeindeals die Wahrerinder
allgemeinen Interessen die Möglichkeit gegeben wird ,gegen Eigentümer ,die die
Interessen der Oeffentlichkeit verletzen ,entsprechend vorgehen kann .Aber
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es darf dies niemald zu einer Eskomatierung des Privateigentums ausarten .

Für uns ist das Primäredie Unverletzbarkeitdes Privateigentums,Wirhaben
deshalb zu diesem Abschnitt den Antrag gestellt ,dass die Enteignung nurdann
möglich ist ,wennder Eigentümer des fraglichen Grundstückes oderGrundstück¬
teiles den Verkaufablehnt ,oder einen offenbar übermässigenPreisbegehrt .
Die Fassung der Bestimmungen über Baumasken und Ergänzungsflächen befrie¬

digt uns nicht ganz .Manhat wohlhier die BestimmungenüberdieEnteignung
fallen gelassen ,weil unter dessen der Bundeir :Enteignungsgesetz erlassen
hat . Sehrumstritten war in der Kommissionder Abschnitt über die Entschädi¬
gungsgrundsätze . Siebedeuten eine sehr einschneidende Aenderungdesbisherig
Rechtszustandes . Durchausunberechtigt ist hier die Einschiebung vonSteuer¬

rechtlichen Bestimmungen .Es handelt sich umdie Selbsteinschä zungdieses
Grundstückwertes ,wir beantragen die Streichung dieses ganzen Absazes .

Rednerwendetsich nunsehr ausführlichgegendie Bestimmung,dassfür
Strassengrund ,der an die Gemeindeabgetreten wurdeundder späternicht
voll in Anspruch genommen wird ,nur durch zehn Jahre eine Entschädigung ge¬
leistet wird . Erbeantragt ,dass diese Frist auf dreissig Jahre erhöhtwird ,
da auch das bürgerliche Gesetzbuch diese Frist für unbewegliches Gutbe¬

stimmt .ZumSchlusse stellt der Rednerfest ,dass diesesKapiteln
über die Enteignungund die Entschädigungeneines der wichtigsten imGesetze
ist undes bringt eine Neuerungin die Gesetzgebung ,die wir begrüssen ,die
aber in allen ihren Einzelbestimmungenumso gewissenhafterge prüftwerden
muss ,weil sie ganz neu in die Wirtschaft eingreift und in ihrenletzten
Auswirkungenimmerhinbedenklichwerdenkann .Erersucht ,dieMinderheits¬
anträge anzunehmen( LebhafterBeifall bei der . . )

Abg. Dr.HenglgibtderMeinungAusdruck,dassEnteignungengrundsätzlic
nurdannvorgenommenwerdendürfen ,wennvorherallegütlichenWegeergebnis¬
los gebliebensind ,wennalso der EigentümerdenVerkaufentwederablehnt
oder einen offenbar übermässigenPreis fordert .Auchdürfte dieEnteignung
nur dann durchgeführt werden ,wennwirklich öffentliche Rücksichtensie
erfordern .DiesenbeidenGrundsätzentragendie vorliegendenMinderheitsantr.
Rechnung .Shrbedenklichundviel zu weitgehendist die Bestimmungdes
§ 39,wonachauchverbauteFlächenfür Verkehrszweckeenteignetwerdenkön¬
nen. BezüglichderBaumaskenbeantragenwirdassdie Entschädigungange¬
messenzu sein hat . Eswäreauchklarzustellen ,dass ,wennder Enteignerdazu
imstandeist ,nachTunlichkeit Ersatzgrundstückebeigestellt werden .Geradez¬
ungeheurlichist die Bestimmungdes Absatzesdes § 57 ,wonachausSelbst¬
einschätzungenfür Steuerzweckeeine Grundlagefür Entschädigungengewonnen
werden kann .
. 07
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werden soll .Diese Bestimmungist vollständig überflüssig .Eine besondereHär¬
te liegt darin ,dass die Entschädigung ,wenn der zu Enteignende nicht ein¬
verst anden ist ,bei Gericht hinterlegt werden kann und dass er solange er

prozeseiert nicht einmal in den Genuss der anerkannten Entschädigung kommt .Zum

Schlusse verlangt der Redner ,dass nicht der Magistrat ,sondern objektive Behörd

über die Entschädigungbeziehungsweiseüber die Zulässigkeit derEnteignung
entscheiden sollen ,da die Gemeindehier Partei ist ( Lebhåfter Beifall bei
der . . )

Abg .Stöger ( . . )bemerkt ,es handle sich bei der Enteignungumeine
falsche Sozialisierungsidee .Eine wahre Sozialisierung müsste allerdings beim

Bodenbeginnen .DieGemeindemüsstetrachten ,demWuchermitBodenentgeenzu¬
treten ,sie müsste den Boden möglichst vielen Hutzbar machen ,möglichst vielen

Familiendie Möglichkeiteigener Heimstättengeben .AberdieZusammenballung
von Grundund Bodenin der Handder Gemeindezu demZweckummöglichstviele

schliess¬Parteimitglieder in Wohnungsburgen unterzubringen,muss
lich dieselbe Wirkunghaben ,wie die Bodenspekulation .Wir haben dahergegen
jede einzelne Bestimmung ,die die Enteignung betrifft die grössten Bedenken ,

Boden¬
da wir befürchten ,dass die Enteignungsvorschriften nicht gegen den/Wucher
sondern gegen die Bodenständigen Grundbesitzer werden angewendet werden . GR.

Stöger äussert sodann Bedenkengegen die Fassungdes § 39 wonachauchBaudenk- ¬
mälerin Strassenzügen ,welche in die Fluchtlinie des Regulierungsplanes eingrei

fen ,enteignet werdenkönnenunder beantragt daher dem§ 39 einen viertenAb- ¬
satz mit folgendemWortlautanzufügen :"Aasgeschlossenist eineEnteignung
jener Bauwerke ,deren Erhaltung wegenihres baukünstlerischen odergeschicht¬

lichen Werteskulturell wichtig ist .Ebensobeantragt er dem§ 18einen
sechsten Absatz anzufügen wonachbei den in diesen Paragraphenvorgesehenen
Massnahmen der Duldung öffentlicher Einrichtungen an Gebäuden oder anGrund¬

stücken ,soweit es sich hiebei um Bauwerke von geschichtlicher oder künstle¬

rischer Bedeutung handelt ,mie kulturellen Werte der betreffenden Bauwerke

zu schonen sind .( Beifall bei der . L )
Abg. Dr. Wagnererinnert daran ,dass der ursprünglicheMagistratsent¬

wurf der Gemeindeein uferloses Enteignungsrecht zubilligen wollte .Nachdema .
tenTexthatsichdieGemeindedasRechtwahrenwollen ,alle Gründezuenteig
nen die trøgendwie als öffentliche Bauplätze Erholungsflächen oder Friedhöfe

in Frage käman .Von dieser ursprünglichen Absicht ,die für uns die stärkste
Herausforderung war ,ist die Mehrheit sehr weit abgekommen .Die heutige Fassun

des § Al kannsowohlvonder Minderheitwie vomStaat als erträglich hingenom
werden .Bei dem Abschnitt Enteignung ist also auf der ganzen Linie ein Siegde .
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Regierung und der Minderheit festzustellen .Hier hat mander Mehrheitkräfitg
auf die Finger geklppft und ein zweitesmal bei den Bestimmungen über die
Entschädigung .Derursprüngliche Entwurfwarbei jedemWortüber dieEnt¬
schädigung sehr vorsichtig .Ursprünglich wolltan Sie die Entschädigungnur
nach dem Verkehrswert bemessen ,dass heisst dem Grundeigentümer einen Bettel
geben . DieRegierung hat Sie darüber nicht im Zweifel gelassen ,dass es nicht

die Sacheder WienerBauordnungsein kann ,unter demScheineinerBaupoli¬
zeiordnung das alte bürgerliche Gesetzbuch ausser Kraft zu setzen .Nach der

jetzigen Fassung hat die Entschädigung den Ersatz aller vermögensrechtlichen

Nachteile zu umfassen . Wirverstehen es daher sehr wohl ,wenn dr theoretische

Verfechter jener geistigen Richtung unter den Sozialdemokraten die derEnt¬

eignung der Produktionsmittel sehr nahesteht immer erklärt ,wir habenden
ganzen Geschmack an der Enteignung verleren ,weil wir soviel Entschädigung
zu zahlen haben .Wir empfinden lebhafte Genugtuung dsrüber ,dass es hier gelt

gen einen machtgeführten Anschlag auf die bürgerliche Ordnung in dieser Stad - ¬

zurückzuweisen . Dassist den Bemühungender Minderheit und derösterreichisch
Regierung gelungen ( Lebhafter Beifall bei der . . )Allerdings gibt es einzeln

sehr wesentliche Bestimmungen ,die uns keineswegs begriedigen . DerRednerwen
det sich dann insbesondere gegen die Entrechtung der dinglich Berchtigten

wie Mieter und Pächter .In Wiengibt es eine Mengevon Häusern ,dieVerkehrshi
dernisse sind . Wenndiese Häuser nun enteignet werden ,trifft sowohl die Miete

als auch die Gewerbetreibenden ,die dort ihre Geschäfte oder Werkstättenhabe
das schwerste Los ,da die neue Bauordnung sie keineswegs schützt .DieAbstim¬

mungüberdiese schwerschädingendenBestimmungenwirdbeweisen ,ob Siedie
Mieter und Pächter schützen wollen oder ob Sie der Meinung sind ,dass mitdem
Mieterschutz kein Geschäft mehr zu machen ist .( Beifall ) .

In seinem Schlusswort erwidert der Berichterstatter auf dieAus¬
führungender einzelnen Redner .Bezüglich der Entschädigungder nichtdinglic
Berechtigten erklärt der Berichterstatter ,dass die diesbezüglichen Bestimmur

gen denen des Bundesenteignungsgesetzes gleich sind .( Beifall ) .
Die AnträgeHartmann( §) ,Bermann( §5, §17) ,Biber( § 7, §19 ,§ 21 ,§ 22

Gschladt ( ( 57 ) ,Nowak( § 58 ) ,Swoboda( §59 ) undReismann( §13 )werdenangenommer
die abrigen Anträge abgelehnt und die in Verhandlung gestandenen Abschnitt d

Gesetzesmit den angenommenenAnträgenbeschlossen . Eswird sodannderfünfte
Abschnitt " Anliegerleistungen "in Verhandlung gezogen .Hiezu liegen folgende

Anträge vor : EinAntrag des Abg .Bermann vor wonach im § 51 Absatz 3die
in Lit B mit 315 Meternin lit C mit ' 5Metern ,in lit . dmit ' 5Meternun
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in lit . emit 8 Meternfestgesetzten Höchstmasseabgeändert werdenin 3Meter ,
e ziehungsweise4 Meter ,5 Meter und 6 Meter ;ein Antrag des Abg .Millikzu
§ 54wonachdie ErhaltungsfristbezüglichdesGehsteigesimFalle desAufbruche
desGehsteigesfür öffentlicheZweckeabzukürzenist . .

Abg .Ullreich lehnt die Anliegerbeiträge als bauverteuernd ab . Dadie
Wertzuwachsabgabe schon den Zweck hat ,die Strassenkosten zu bestreiten ,kommt

die Festsetzung der Anliegerbeiträge einer Doppelbesteuerunggleich .Dabeisind
diese Beiträge keineswegs gering .Ein Haus der sogenannten Gesibatype miteiner
bewohnbaren Fläche von nur 33 Quadratmetern wird Anliegerbeiträge imAusmass

von ' 1Prozent der Baukosten leisten müssen .Bei Einfamiliemhäusern inder
Bauklasse II machen die Anliegerbeiträge trotz der Ermässigung ' 3Prozent der

Baukosten aus . Esgibt Siedlungen ,die Strassen aus eigenem gebaut haben und
die trotzdem die Anliegerbeiträge leisten müssen ,Das ist eine krasse Unge¬

rechtigkeit ,zumal bei den Kleinhäusern der Besitzer die Beiträge zur Gänzele
ten muss während sie sich bei einem Hochbau auf viele Parteien verteilen .Bei

den Kleinhäusern und Siedlungshäusern müsste bezüglich der Anliegerbeiträge

ein Entgegenkommen gezeigt werden .Zu Absatz 9 des § 54 stellt der Redner einer
mit

demobenangeführten Antrag des Abg .Millik gleichlautenden Antrag .( Beifall
bei der . . )

Abg .Dr .Hengl bedauert ,dass der Referent in seinem Schlusswort über

die letztgesprochenen Abschnitte sich nur sehr mangelhaft über die Einwendun¬

gen der Minderheit ge äussert habe .Die Anliegerbeiträge stellen für die Wirt - ¬
schaft die denkbar schwerste Belastung dar .Aufgabe der Gemeinde ist es ,für

die Strassenherstellung Sorge zu tragen ,weshalb es unter keinen Umständen an¬

geht ,die Pflichten der Gemeinde auf Einzelne zu überwälzen .Bei der Enquete

haben sich insbesondere die Bodenreformer und die Mietervertreter gegen diese
unerhörten Belastungen ausgesprochen . Wirerwarten ,dass Sie dem AntragDr .

WagneraufStreichungderAnliegerbeiträgezustimmenwerden .Wenndiesnichtg
schehensollte,so stehen Sie wenigstensdavonab ,die Anliegerbeiträgefür
schonbestehendeStrasseneinzuheben .Wünschenswertwärees auh ,fürLand¬
wirtschaftliche Gebäudeeine Ermässigung der Anliegerbeiträge umfünfzig Proz

eintreten zu lassen . Wirerwarten ,dass Sie den berechtigten WünschenderWirt- ¬
schaft und der Bauinteressenten Rechnung tragen werden .( Beifall ) .

DieBeratungwirdnunabgebrochen. S
Schluss der Sitzung 21 ' 15Uhr .
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Verkehrsregelung in der Inneren Stadt . Dieunhaltbar gewordenenVerkehrsver - ¬

hältnisse in dem eng verbauen Teil der Inneren Stadt zwingen denMagistrat
zu einer Regelung . Wennnicht binnen kurzem ein Verkehrschaos entstehen soll ,

müssen schleunigst geeignete Massregeln getroffen werden .Der Magistrat hat

nunmehr nach mehrfachen Vorbesprechungen mit der Bundespolizeibehörde undmit
den Interessentengruppen einen diesbezüglichen Kundmachungsantwurf verfasst ,
den er jetzt den Interessentengruppen zur endgiltigen Stellungnahme über¬

mittelt . DerEntwurf fasst einige alte Bestimmungen über den Verkehr in der
Inneren Stadt ,wie Durchfahrt und Zufahrt von Last - undGeschäftswagen ,Verkehr
auf der Ringstrasse und ihren Seitenstrassen ,zusammen und bringt dann als

neue Vorschriften ein Verbot des Schulfahrens mit Kraftfahrzeugen imengver¬
bautenTeilder InnerenStadtwährendderstarkenVerkehrszeitenvon10Uhr
30 bis 13 Uhr30 undvon15 Uhrbis 20 Uhr,ferner ein Verbotdes Fahrensmit
Pferdefuhrwerk und Handwagensowie des längere Zeit beanspruchendenAuf -und
Abladens grösserer Warenmengenwährend der obigen Verkehrszeiten in denna¬
mentlich auf gezählten wichtigsten Durchzugsstrassen des engverbauten Stadt - ¬

teiles . DasKreuzenderDurchzugsstrassenist nachdemEntwurffürPferde¬
fuhrwerle gestattet .Die Zufahrt zu Häusern soll für Fahrzeuge nur auf derlin
ken Fahrbahnseite zulässig sein .Schliesslich folgen Bestimmungenüberdas
längereAufstellen ,sogenannte"Parken " ,vonFahrzeugenin derKärntnerstrasse
undin anderenbesondersverkehrsreichenStrassen der Inneren Stadt .Fürdie
Kärntnerstrasse wird bestimmt ,dass in den obigen starken Verkehrszeiten ein

längeres Aufstellen nur auf einer Strassenseite zulässig ist .Wie es imParis
und in anderen Grosstädten bereits geschieht ,soll die Aufstellungsseite ab¬

gewechseltwerden ;an dengeradenKalendertagensollen sich die Fahrzeugeau
der Seite der geraden und an ungeraden Kalendertagen auf der Seite derunge
raden Hausnummernaufstellen .Bezüglich der anderen besondersverkehrsreiche .

Strassen werdendie engenStellen ,an denenein längeres Aufstellenverkehrs
behinderndwirkt ,daher die Aufstellung verboten ist ,in der Kundmachunggena
bezeichnet . Schliesslichistt auchdie GewährungvonAusnahmenfürbesondere
Fälle in dem Kundmachungsnetwurf vorgesehen .

- . —. - - ——— — — ———- - ¬L11
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WIENER LANDTAG
Sitzung vem22 .November1929

Träsident Dr .Dannebergeröffnet die Sitzung um14 ' 15Uhr .
Es wird in die Tagesordnung eingegangen und die Spezialdebatte über

dem Bauordnungsentwurf und zwar den SAbschnitt 5 Anliegerleistungen fortge¬

setzt .
Ab . Pr .WagnerTE. . )verweistdarauf ,dassdie Bestimmungendieses

AbschnittesganzimGegensatzzu denvonder MehrheitvertretenenPrinzipien
der Wohnbauförderung stehen .Janz im Gegensatz hiezu standen namentlich die

ursprünglichenBestimmungen .Ursprünglichsollten ganzallgemeindie
Anliegerbeiträgefestgesetzt werdenundBegünstigungenhätten nur aufGrund
des freier Ermessens gewährt werden können .In der Kommission wurdeer¬
reicht ,dass die Begünstigungen für Kleinbauten und Siedlungsbauten imGeset :
festgelegtwordensindundzwarmusstedasderMehrheitin hartemKampfatge
rungen werden .Die Anliegerbeiträge werden eine wesentliche Verteurung des

pritaten Bauens zur Folge haben und wir sind daher der Meinung ,dass man

ten den Anliegerbeiträgen überhaupt absehen sollte .Ins diesemGrundehabe
Rednerin der Kommissiondie Streihung dieses ganzenAbschnittesverlangt
er modofiziere aber diesen Antrag dahin ,dass nur die § §50 bis 53sowie

der § 355 und 56 zu entfallen habe ,dass also jene Bestimmungenübrigbleiben ,

die sich auf die Gehsteigherstellung beziehen .Die Minderheit erwartetauch ,
dassder zweiteSatzdes§ 51ausdemGesetzverschwinde ,wonachauchfürsch
bestehende Jerkehrsflächen bei erstmaligem Anbau auf bisher unbebauten

Bauplätzen Anliegerbeiträge eingehoben werden können .Diese Bestimmungist
ausserordentlich gefährlich und sie könnte ohne jeden Schadenfür dieGemein
fallen gelassen werden .Abg .Wagner Dr .verweist auch darauf ,dass wennman

alle Anliegerverpfliehtungen ,auch die bisher bestendenen in Betracht zieht ,
sich eine ungeheuerliche Belastung des privaten Bauwerbers zumZweckeder
Stärkung der Gemeindefinanzewergibt .Es ist auch einErfolg derKommission,

dassdie ursprünglicheSczialisierungsbestimmungdes§ 5hgefallenist,wo¬
nachdie Gemeindehätte beschliessenkönnen ,auchan bestehendenVerkehrs¬
flächen die Gehsteigedurch die Gemeindeherstellen zu lassen und asder
Landesregierungvorbehaltengewesenwäre ,imVerordnungswegeBeiträgezude
Kosten der Gehsteigherstellung festzusetzen .
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Der Redner kritisiert ,dass die Anliegerleistungen ,wenn keine Nachsicht oder
Stundung vorliegt ,vor Hinausgabe der Baubewilligung bezahlt werdenmüssen .

In allen Fällen ,in denendie Gemeindeeine Zahlungzu fordern hat ,wurdeinder
neuen Bauordnung ein möglichst früher Termin gewählt . ,hat aber ein Privater

eine Entschädigung zu fordern ,hat man einen möglichst späten Terminfestge¬

setzt .Praktisch genommen darf also ein Bau nicht früher begonnen werden ,bevor

nicht die Anliegerleist ungen bezahlt wurden .Die Gemeindeaber übernimmtnicht
die Verpflichtung ,die Strassen sofort herzustellen ,und es wird auch nicht ge¬

sagt ,wannfür die Gemeindediese Verpflichtung eintritt .Die Bestimmungenhie¬
rüber sind sehr rückhaltend und vorsichtig . Wasnun die Berechnung über die Hö

der Anliegerleistungen anlangt ,so haben die Fachkreise berechnet ,dass die An¬

liegerleistungen das Bauen bis zu 52 Prozent der Baukosten verteuern werden .

Bei einemEinfamilienhausin der offenenBauweisemit einemBauwertvon
ko . 000Schilling tritt bei zwanzig Frontmetern durch die Anliegerleistungen

eine Verteüerung um 25 Prozent ,bei Ermässigung um 21 ' 22Prozent und bei einer
um

Eckbauplatzmit demgleichen Bauwerteine Verteuerung52 ' 2Prozent ,beiEr¬
mässigung um 12159 Prozent ein .Es entsteht die Frage ,ob wir durch die Ein¬
führung dieser Anliegerleistungen in der gegenwärtigen Situation des Wohnungs - ¬

ckni t

marktesunddesBaugewerbes/eineMutwillenstatbegehen ,die die privateBau¬
tätigkeit vollends erschlagen wird . Wennwir einen Abbau der Arbeitslosigkeit

und der schlechten Wohnungsversorgungerreichen wollen ,müssen dieBestimmung
über die Anliegerleistungen aus demGesetz entfernt werden .Es haben auchall
massgebendenFaktorendie Einführungder Anliegerleistungenals eingefährli
Wagnis bezeichnet .( Beifall bei der Minderheit ) .

Der Wiener Landtag tritt nun in die Spezialdebatte über die Bestimm

gen hinsichtlich formeller Erfordernisse bei Bauvorhaben ,Vorschriften ,die
hauptsächlich Konstruktion betieffen ,Bestimmungen über besondere Arten von

Bauanlagen ,Vorschriften betreffend die Ausführung ,Benützung und Erhaltung de

Bauten ,ErsichtlichmachungvonVerpflichtungenimGrundbuchundBehörden ,Par¬
teien undBeteiligteein .

Dazustellt Abg. Dr. Henglfolgende Anträge :Für dieBauverhandlung
trägt die Baubehörde die Verantwortung .( §65 ,Unterfertigung der Baupläne ,
Verantwortlichkkitder VerfasserundBauführer ) .DieVerständigungvonder
Bauverhandlungandie Beteiligten ,sowieandenPlanverfasserunddenBaufüh¬
rer hat mindestensdrei Tagevor der Bauverhandlungzu erfolgen .( §68 ,Bau¬
verhandlung ) .Kommteine Einigungbei der Eauverhandlungnichtzustande ,
so entscheidenüber die Frageder Entgeltlichkeit oderUnentgeltlichkeit
die ordentlichen Berichte ;diese entscheiden in allen Fällen über die Höhe

derEntschädigung.( §69 ,GrundabtretungenundEinbeziehungenimBaufall).



III . BlattWienerBauordnungvom22 .November1929
Die Gemeindeverwaltunghat demBauwerberden durch dieNichtigkeitserklärung
entstandenen Schadenzu ersetzen ;üher dke Entschädigungentscheiden dieor¬
dentlichen Berichte .( §137 ,Nichtigkeitsgründe ) .Streichung derWorte"dinglich
Berechtigte " ,an ihrecStelle sind die Worte " andere Personen "zu setzen .( §134 ,
Beteiligte ,Parteien ; h.Absatz) .

ü Abg. Stöger( . . )verweist auf die Wichtigkeit der Erhaltungvonkul¬
turellen Werkenund beantragt ,dass die Baupläne auch dahin überprüft werdensol
len ,ob der geplante Bauauchden denkmalpflegerischenRücksichtenentspricht .
Ferner ,dasszurBauverhandlungin jenenFällen ,in denenes sichumBelangeder
Denkmalpflege handelt ,auch ein Vertreter der staatlichen Denkmalpflege ga¬

laden werdensoll .

GR. Ullreich ) . . )beantragt zu den Bestimmungenüber die Kleinwohnun
häuser ,dass auch ein Hausgehilfinnenzimmer bei der bewohnbaren Fläche von 60

QuadratmeternausserBetrachtfbleibensoll .HinsichtlichderBestimmungenüber
die Kleinhäuser stellt der Redner den Antrag ,dass Erleichterungen auch für Kü¬
chenfenstergeweährtwerdensollen .

Abg .Dr .Wagner( . L )beschäftigt sich mit der ZusammensetzungderBau
oberbehörde und verlangt ,dass dieser auch Vertreter der Kammerfür Handel ,Ge¬
werbe und Industrie ,des Haus -und Grundbesitzes und der land - undforstwirt¬
schaftlichen Hauptkörperschaft angehören sollen .Er verweist auf die Verhandlun

gen über die Verfassungsreform und erklärt ,dass nach Abschluss dieser die Be¬
stimmung über die Zusammensetzung der Bauoberbehörde novelliert werden müsste .

Der Abschnitt VII ,( FormelleErfordernisse bei Bauvorhaben )bringt einigenicht
unbedenkliche Neuerungen .Die Bestim ung ,dass für alle baulichen Anlagenüber

und unter der Erde ,dass für alle Einfriedungen und für jede Veränderung einer
Höhenlageeine Baubewilligungverlangt wird ,erscheint uns zu weitgehand .Am
bedenklichstenist aber die Festsetzung ,dass eine Baubewilligungauchnot¬
wendig ist ,wennes sich umden gänzlichen oder teilweisen Abbruchbestehen¬
der Gebäude handelt .Die Frage ist heute sehr aktuedl ,da ø imStadtgebiet
eine grosse Zahl abbrauchreifer Gebäudekünstlich erhalten wird und esbesteh
die Gefahr ,dass mandiese Bestimmungbenützen wird ,umalte ,abbruchreife
Häuser vor demApbruchzu bewahren ,damit die Gemeindenicht verpflichtet wird
zur Delogierung gelangenden Parteien Wohnungenzuzuweisen .Deshaöbbeantrage

der Rednerdie Streichungdieser Bestimmungen.MitdenBestimmungen,welhe
die Konstruktionbetreffen kanndie Minderheitamhhesten einverstandensein .
Wir billigen es alle ,dass die Baucrdnung in dieser Beziehung elastisch ist .

Geradein diesemAbschnitt sind auch für die Bauführendenganz erheblicheEr¬
leichterungenfestgesetzt .Ebensobilligen wir es ,dass für Hochhäuserzwinger

Lil
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Aufzügevorgeschriebenwerden .Ebensobilligenwir es

dass die Bestimmungenhinsichtlich

desRauchabzugeselastischgehaltensind .Ebg. Dr.Wagnersprichtdie Bitteausman

dass in denVerodnungenüberdie Einstellräumefür Kraftwagennichtallzu
engherzigsein mäge .Er hebt lobendhervor ,dass die verschiedenenUeberprüfung
während der Bauführung eine viel grössere Sicherheit bei der Bauausführunger¬

möglichen ,asl es bisher der Fall warundbei der HandhabungdieserBestimmun¬
genwerdenSichsoungeheuerlicheFälle wiebeimBauenderHeiligenstädterstras
und in der Hagenmällergasse hoffentliche nicht ereignen können .Wir sind auch

einverstandenmitderHaftungderMieterfürdie ,konsenzmässigeBenützungder
ihnenin BestandgegebenenRäume .MitgrosserBefriedigungerfülltesuns,
dass es gelungen ist ,die Generalklausel bezüglich des freien Ermessensim §
133in eine brauchbareTextierungumzuwandeln .Abg .Dr .Wagnerbeantragtschlies
lich eine ErgänzungdesAbsatzes6 des§ 69dahingehend ,dass ,wenndieGe¬
meindedie Herstellungeiner vorläufigenHöhenlageverlangt hat ,dieGemeinde
diie Kostender Herstellungder endgiltigen Hzhenlagezu tragen hat ( Beifallbe
der . . )

Abg .Ing .Biber ) . . )hebt hervor ,dass bei den Vorschfiften überdi
Konstruktion die wenigsten Aenderungen notwendig waren ,was auchbegreiflich

sei ,angesichts der Tüchtigkeit der Beamten ,die diesen Abschnitt ausgearbeit

haben .Zu begrüssen ist es ,dass das Bauamt nunmehr verlangen kann ,dass frei¬

stehende Feuermauern in ihrem Aussehen das Stadtbild nicht stören dürfen .Hin¬
sichtlich der Brandmauern hätte die generelle Bestimmung aufgenommen werden

sollen ,dass die Brandmauern unter dem Dach bis zur Eindeckung des Daches zu

führen haben .Es ist auch zu begrüssen ,dass gegenüberder alten Bauordnung
hinsichtlichder Holzbauweisenicht unwesentlicheVerbesserungenaufggnommen
wurden .Einen sehr wesentlichen Erfolg konnte die Minderheit bei § lol erzie¬

für
len ,indem statt der Vorschrift der Feuerbeständigkeit der Eindeckung die
Dächer nunmehr lediglich vorgeschrieben ist ,dass die Eindeckung feuer¬

hemmendsein muss .( Beifall bei der . . )
Es werden sodann die Abschnitte VIII ( Ausnützbarkeit der Bauplätze )

und IX ( Vorschriften die vornehmlich dem Schutze der Gesundheit dienen ) in

Beratung gezogen .Hiezu liegen folgende Abänderungsanträge for :Ein Abänder¬

ungsantrag Ing .Biber zu § 78 . Darnach haben die ersten zwei Absätze folgende

massen zu lauten : " Vordem Gebäude dürfen ,auch wenn sich aus der Bauklas sen¬

einteilung eine grössere Höhe ergebe,in den Bauklassen I und II in der Regel
nicht höher aufgeführt werden ,als das um zwei Meter vergrösserte Massdes

Abstandes von der gegenüberliegenden Baulinie oder Baufluchtlinie beträgt ;
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in denBauklassenIII undIVsindjedochdemMassdieseAhstandes3Meter
statt 2 Meterzuzuschlagen .DieseZuschlägevergrössern sich um50Zenti¬
meter in Strassen mit Steigungenvon mehrals 3 Prozent . Dienach denobigen
Bestimmungensich ergebendeGebudehöhevergrässert sich an janen vomGemeinde
rat zu bezeichnendenStrassen ,in denenüblicherweise im ErdgeschossVerkaufs
läder gergestellt werden( Geschäftsstrassen )umhöchstens weitere zweiMeter ,
soweitdie nachder Bauklasseneinteilungsich ergebendegrössteGebäudehöhe
nicht überschritten wird ! - AnSprassende BauklasseIV ,die mindestens15Me¬
ter BreitsinddürfendagegenVordergebäude,wenndie nachderBauklassenein¬
reilung sich ergebende grösste Gebäudehöhe nicht überschritten wird,bis zu

jener Hzhe aufgeführt werden ,die sich aus der Anwendung der Bestimmungdes

des§ 83Absatz2 überdenseitlichenNichteinfallfür zweiMeterüberden
anschliesendem Gelände gelegene Hauptfenster ergibt,so dass die Gbeäudehöhe
nach der Formel : Massdes Abstandes der gegemüberliegenden Baulinien oder Bau
fluchtlinien durch Cos .30 Grad mehrzwei Meter berechnet wird .FürGeschäfts
strassen dieser Breite gelten die Bestimmungen des Absatzes . "Der l .Absaz
des § 78 hat zu lauten :Bei ungleichen Abstand der Baulinien oder Bauflucht¬

linien gilt das mittlere Mass " . Fernerbeantragt Abg .Biber zu § 82 Absatz6
eine stilistische Aenderungund zumEingangdes Absatze1 des § 83 überdie
Beløichtung und Belüftung der Räume folgende neue Fassung :" BeieinemNau¬

nau darf ,wenn der Bauplatz eine zu geringe Tiefe besitzt und eine Ergänzugn
durch Nachbargrundausgeschlossenist ,weil ein VerkaufdesErgänzungsgrundes
abgelehnt wird und ffürdessen Abtretung keine gesetzliche Verpflichtung
besteht in der Bauklasse III . . . " zu§ 83 beantragt als neuen Absatz 7Abg .
Königstetter : "FürKüchen ,deren HauptfenstervoneinemSeitenabstandaus
belichtet werden ,kann von den Bestimmungenüber den erforderlichen Licht¬
einfall dann abgegangenwerden ,wenndie Fenstfläche mindestens einSechs¬

tel der Bodenfläcie beträgt und wenn die Wohnungmindestens eine Hausper¬
sonalstube enthält " . ZuAbsatz 6 des § 89 beantragt Ing .Biber nach demSat¬
ze : "Der Fussboden von Wohnräumenund Hauspersonalstuben darf ankeiner
Stelle weniger als 15 Zentimeter über ,jener der übrigen Aufenthaltsräume

an keiner Stelle tiefer als 50 Zentimeter unter der angrenzenden Verkehrs¬

oder Hoffläche liegen .„ Folgenden neuen Satz einzuschalten :" Wennbesondere
sanitäre Vorkehrungen getroffen werden ,kann das Mass von 50 Zentimetern

bis zu einem Meter vergrössert werden . "

Abg .Ing .Biber hebt hervor ,dass in Abschnitt 8 die Minderheit sehr

wesantliche Erfolge hinsichtlich einer klareren Textierung des Gesetzes erzi

habe . Esist sehr zu begrüssen ,dass es den Einwendungen der Fachkreise gelung
ist zu erreichen ,dass der Stadtkern von Wien ,nicht wüees früherbeabsichtig
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war ,durch die Ringstrasse begrenzt wird und dass nur die innere Seite der
Ringstrasse die aussergewöhnliche Begünstigung hinsichtlich der Höherführung
und cichteren Verbauung geniesst ,sondern dass auch die äussere Seite der

Ringstrasse in die begünstigte Seite einbezogen wird .Zu begrüssen ist

weiter auch die Neuerung ,dass nunmehr nicht wie früher nur zwei Bauweisen
vorgesehen sind ,sondern dass nunmehr den modernen Auf assungen über den

Städtebau entsprschend 6 verschiedene B,uweisen zur Anwendung gelangen können
ebenso dass es möglich ist ,die Häuser der Tiefe nach zu staffeln .Fraglich

allerdings ist ss ,ob es gut war ,an der Dachneigungvon höchstens 45Grad
strenge festzuhalten und ob nicht eine etwas steilere Dachfläche als zulässig
hätte erklärt werden können . Wesentliche Fortshhritte konnte die Min erität

bei § 84 erzielen durch Aufnahmeder Bestimmung ,dass die Eckplätzenunmehr
verbaubar sind . Wirbedauern es ,dass ein generelles Verbot vonDachwohnunge :

ausgesprochen wurde .Dachwohnungen hätten wenigsens in der Uebergangszeit der

grossen Wohnungs -und Wirtschafstsnot zugelassen werden müssen .So sehr wir

mit denVorschriftenmitder Verbesserungüberdie Belichtungeinver¬
standen sind ,ist es noch fraglich ob immerzu viel Licht ,dasbekanntlich
die Abwehrder Kälte und Wärmeershhwert erwünscht ist .Hierunterwird
vielleicht namentlich die ärmeie Bevölkerungzu leiden haben .DieBestimmunge

hinsichtlich der Mandestgrässe eines Raumessowie die Bestimmung ,dassAbor¬
te in je e Wohnung eingebaut werden müssen ,finden unsere rückhaltlose Zu¬

stimmung( Lebhafter Beifall bei der . . )
St . R .Einder verweist gegenüber der Polemik über die Anliegerbeiträ - ¬

gedarauf ,dassyadeseAnliegerbeiträgenichtnurin demBauendnungsentwurf
sondernin einer ganzenReiheausländischerBuordnungfinden .Gewisssind
in der heutigen schwierigen Zeit Milderungen notwendig wie solche in einer

ReihevonParagraphanja auchgeschaffenwordensind ,weiters sollauch
durch einen Antragdes Abg .Bermannhinsichtlicht der Anliegerbeiträgefür
Siedlungsbauten entgegengekommenwerden .Zu den Anträgendes GR. Stögerbe¬
merkt St . . Linderes sei gewiss angebracht ,dass auf Baudenkmälerdie
gebührendeRücksichtgenommenwerde ,dochsei dies vor allem eineAufgabe
des Denkmalamtes .Es ist nicht möglich ,in die BauordnungBestimmungenauf¬
zunehmen ,die in die Bundeskompetenzeingreifen .DerBerichterstatterersuch
demAnträgender Abg .Bermannzu§ 51 ,Henglzu§ 52 , . llikundUllreich
zu§ 54 ,Biberzu§ 66,78,82und83,Königstetterzu§ 83,Henglzu§88,Bibe
zu § 89undUllreichzu § 116anzunehmen .( LebhafterBeifall bei derMehrhei
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Die vom Berichterstatter zur Annahme empfohlenen Anträge werden an¬

genommen.Damitist die Spezialdebatteüberdie in Verhandlung.gestandenen
Abschnitte erledigt .Nunmehrtritt der Landtagin die Spezialdebatte überdie
Artikel I bis VIIein .

Abg. Kunschakstellt fett ,dass es ein Verdienst der Minderheitist ,
dassimGesetzsehr weitgehendeVerbesserungenplatzgegriffenhaben .Ebenso
stellt er fest ,dass sich die Einsicht der Mehrheit den Bedürfnissen der Wirt¬

schaft nicht verseklobgenunddassdie MehrheitdaraufabzielendeAnträge
der Minderheit im Hause angenommen hat .Heiss umstritten sind jene Bestimmungen

die die sogenanntenAnliegerleistungen vorsehen .Der Werteiner Bauordnungund
ihrer Bestimmungen ist davon abhängig ,ob sie den wirtschaftlichen Ver¬

hältnissen Rechnungtragen .DieWirtschaftbietet gegenwärtigdas düstersteBil
Zahl der Arbeitslosen

In den ersten zwei Novemberwochenhatdie um über 18 . 000

Unterstützezugenommen .In einer solchenZeit ist . .doppelteVorsichtjedes
Gesetzgebers insbesondere bei allen den Massnahmen geboten ,die in das Wirt¬

schaftsleben eingreifen .Es ist ein wahrer Satz ,dass das BaugewerbedasMutter

gewerbe ist . Sinddie Arbeiter im Baugewerbebeschäftigt ,lebt dieWirtschaft .
Der Landtag hat sich neuerlich zu den Anliegerleistungen bekannt ,aber es

Möglichkeit
gesucht werden,um von den strikten Bestimungen ühermuss trotzdemeine

die Anliegerbeiträge in gewissen Fällen abgehen zu können .Wir wissen nicht ,

wie lange die Wirtschaftskrise dauernwird,hoffentlich nicht lange .DerRedner
Bauwerber ,die aufverweist sodann auf den Artikel VI nach demjene

Grunddes Bundeswehnbauförderungsgesetzesbauen ,von denAnliegerbeiträgenbe¬
freit sind .Zwischen diesem Kreis von Bauwerbern und jenen ,die Luxusvillen bau
sind aber noch viele Bauwerber ,die mit ihren Mitteln haushälterisch umgehen

müssen .Diese Gruppe soll auch der Begünstigung teilhaftig werden ,die imArti
kel 6 vorgesehenist .Ich stelle daher folgendenAntrag :DieBefreiungtritt fi
die Dauer der Wirksamkeit des Bundeswohnbauförderungsgesetzes auch für solche

Baulichkeiten ein ,die den im § 2 ,Absatz 1 ,lit . aund b dieses Bundesgesetzes

enthaltenen Voraussetzungen hinsichtlich ihrer Beschaffenheit und des Ausmas :

der Wohnungen entsprechen ,wenn gleich die Bauwerber keinen Bundeszuschuss erl

ten .( Lebhafter Beifall ) .

Abg. Dr .Wagnererklärt ,dass trotz aller Verbesserungen ,die durchdie
Minderheit erreicht wurden ,der Kampf um die Bauordnung mit einer Nieder¬

lage der Interessenten endet ,deren Interessen von den bürgerlichen Parteien

gewahrt werden .Er schliest seine Ausführungen mit der Festsellung ,dass er mi

Liebe und Demut im Interesse Wiens an der Bauordnung mitgearbeitet hat .Zum

Artikel III stellt Abg . Dr .WagnerfolgendenEventualantragfür denFall
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der Ablehnungseines in der KommissioneingebrachtenMinderheitsantrages:
Artikel III . derzweite Satz des ersten Absatzes hat zu lauten :Abteilungs - und
Baubewilligungen aber ,die nach den bisherigen gesetzlichen Vorschriften noch
nicht erloschensind ,jedochnachdenBestimmungendieser Bauordnungschoner¬
loschen wären oder innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
erlöschen würden ,behalten ihre Gültigkeit für den Rest ihrer bisherigen Dauer

längstens jedoch für ein Jahr vom Tage des Inkrafttretens desGesetzes .
DerBerichterstatterspricht sich überdeeAnnahmedesAntragesKun¬

schakunddes EventualantragesDr .Wagneraus ,
Die Artikel I bis VII werdenbeschlossen ,die Anträge Kunschak und Dr - ¬

Wagnerangenommen .
Präsident Dr . Danneberg dankt allen Kommissionsmitgliedern sowie

denBeamten ,die an dem Entwurf der Bauordnung mitgearbeitet haben ,
Damit ist die erste Ledung des Gesetzes beendet .

findet
Auf Antrag des Abg .Dr. Wagner die zweite Lesung amkommenden

Montagum16 Uhrstatt .
Schluss der Sitzung 20Uhr .

- . - -419 - . --
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WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom22 .November1929

BürgermeisterSeitzeröffnetum20Uhrdie Sitzung .Zunächstwirdohne
Debatteeine ReihevonAnträgenangenommen.In der Quellenstrassewird
einnWohnhausbauerrichtet . DieKosten werden sich auf über fünf Millionen Schi
ling belaufen .FernerwerdenWohnhausbautenbewilligt in HernalsinderGüp¬
ferlinggasse ( Kosten3 Millionen Schilling ),X . ,Neilreichgasse ( Kosten ' 6Mil
lionen Schilling ) Weiterswird der AnkaufvonLiegenschaftenan derKopalgasse
an der Brigittenauerlände ,des Hauses . ,Franziskanerplatz 3 ,vomAnglo - Danu¬

biaLloydsowievonHäusernin derGutenberggasseundKirchberggasseimVII.
Bezirkgenehmigt . Denstädtischen Elektrizitätswerkenwirdein weitererverzin
licher Betriebskredit bis zu zweiMillionenSchilling genehmigt .Ebensowird
denElektrizitätswerkenfür die Ausstellungen ,welchedemStrombezugausden
Wasserkraftanlagen der steirischen Wasserkraftwerke . G .dienen ,ein Betrag

von :612MillionenSchillinggenehmit ,wovon100 . 000SchillingimJahre1929
verbrauchtwerden .Sodanngenehmigtder GemeinderatAenderungendesKollektivt
trages des städtischen Fuhrwerksbetriebes ,Massnahmenbetreffend dieAngestell
ten der städtischen Unternehmungen,Massnahmenbetreffend dieFeuerwehrange¬
stellten ,Aenderungdes Kollektivvertragesmit den Lagerarbitern desWirtschat
amtes ,eine Aenderungdes Arbeitsvertrages für die Maschinisten in denstädti
schen Wohnhäusern ,eine Aenderung des Erbeitsvertrages für die Arbeiter des

städtischen Kanalräumungsbegriebes und des Arbeitsvertrages mit den Arbeiter .

der städtischen Baustoffelager .
GR .Zimmerl ( . . ) hatfolgenden Dringlichkeitsantrag eingebracht :

Am25 .Jänner wurdein einem Dringlichkeitsantrag daraufhingewiesen
dass das Erscheinenuniformierter und mit GummiknüttelnbewaffneterGemeinde
wachleute bei Festveranstaltungen von den Besuchern in missliebiger Weisebe

merkt wird ,zumaldie Organeder Bundespolizet ,solange ihnen dieUeberwachung
solcherFestvorstellungenpblag ,immerin Zivilk - leidungerschinnannwaran,
so dass die Festteilnehmer überhaupt keine Kenntnis hatten ,dass ein Polizei¬

organ anwesend ist .Es wurde damaäs der Antrag gestellt ,der Gemeinderat w
le den Bürgermeister beauftragen ,zu verfügen ,dass solche Gemeindewachleute

den Dienst in Zivilkleider versehen . DemAntrage wurde damals die Dringlich¬

keit nicht zuerkannt .Als mit Beginndes Herbstesfestliche Veranstaltungen90
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II . BIwieder einsetzten ,zeigte sich dasselbe Bild : Mitgummiknüttelbewaffnete

Gemeindewachlentedurchschreitendie Säleunderregennachwievor beiden
Festteilnehmern rosses Kergernis ,was bei der heutigen Stimmung der Bevöl¬

kerung le icht zu unliebsamen Auftritten Veranlassung geben kann .DieAntrag

steller stellen daher unbeschadetihres Standpunktes ,dass dieGemeindewache
aufzulösen ist ,neuerliche den dringlichen Antrag :Der Bürgermeister wird be¬

auftragt ,unverzüglich zu verfügen ,dass die mit der UeberwachungvonFest¬
lichkeüten beauftragten Angehörigen der Gemeindewache diesen Dienst,so wie

es in früherer Zeit durch die Polizsiorgane geschehen ist ,inZivilkleidern
zuversehen .

DieGemeinderätinSchlösingerhat seinerzeitandenBürgermeisterei
ne Anfrage über die Umschulungen gestellt .Die Beantwortung der Interpella¬
tion wird vom Schriftführer verlesen .Sie besagt ,dass die Anfrage der ge¬

schäftsordnungsmässigen Behandlung zugeführt worden ist und nachAbschluss

der Erhebungen in einer der nächsten Gemeinderatssitzungen über die Umschu¬
lungen berichtet wird .

GR .Schlösinger ( . . )beantragt ,die Interpellationsbeantwortung zu

besprechen .
Der Antrag wird abgelehnt .Die Ablehnunglöst bei der MenderheitLärn

and .Protestrufeaus .( GR. Dr. Gschladt: Dasist dieDemokratie!y
Nunmehrgelangt der Dringlichkeitsantrag Zimmerl zurVerhandlung .
GR .Zimmerl begründet die Dringlichkeit .Die Minderheit ,stehe auf dem

Standpunkt ,dass die Gemeindewache abzuschaffen ist . Schonam 25 .Jänner wurde

der Antrag eingebracht ,dass die Gemeindewacheihren Dienst in Zivil zuver¬

sehenhabe .Seither sind zehn Monate vergangen und noch immer erscheint die
Gemeindewachein Uniform und mit Gummiknütteln .Diesen Gummiknüttel habenSi

in die Veranstaltungen gebracht .Ein solcher Zustand mussunbedingtabgeschaf
werden ,da gesellige Veranstaltungendurchihre Gummiknüttelnichtgestört
werden dürfen .( Beifall bei der . . )

Bürgermeister Seitzberwidert ,Gemeinderat Zimmerl habe sich mit Rech
auf seine seinerzeitige Antwortberufen .DieFragewäreauchschonlängst
geregelt ,wennnicht im Parlament gelegentlich der Verhandlungenüber dieVe
fassungsreform nicht im besonderen auch Verhandlungen über die Organedes
Vollzugs von Landesgesetzen schwebten . Esist immerhin möglich ,dass bei die¬

sen Verhandlungen ein Uebereinkommendahin erzielt wird ,dass mit demVoll - ¬
zug einiger Landesgesetze ;auch Organedes Bundes ,zumBeispiel diePolizei
beauftragt werden .Ich werde mich freuen ,wenn dann unsere Beratungen im

Wiener Landtag zu dem einstimmigen Beschluss führen ,dass solchen Aufsichts¬

organenbeiKonzerten,BällenunddergleichendasTragenvonUniformen,
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von Waffen und dergleichen verboten wird . Esist aber auch gar nicht ausge¬
schlossen oder mindestens möglich ,dass gelegentlich der Verfassungsver¬

handlungenim Parlamentauch Verhandlungenzwischenden massøgebendenPar¬
teien über die Abrüstunggeführt werden ,und dass sie zu demerwünschten
Erfolg führnh ,dass alle privaten Formationen ,ja damit im Zusammenhangauch
derartige Formationenwie die WienerGemeindewacheaufgelöst werden .Sollte
dieses günstige Reauttat nicht zu erzielen sein und die Gemeindewachedahes
auch weiterhin diese Funktionen auszuüben haben ,so werde ich eventuell auf

meineursprüngliche Anregungzurückkommen ,dass die GemeindewachebeiAus¬
ühung des Dienstes bei solchen Veranstaltungen nicht in Uniform ,sondern in

Zivil erscheint .Hoffentlich wird einmal eine Zeit kommen ,in der solche
als

Ueberwachungen überhaupt uns allen/nicht mehr notwendig erscheinen und die

Bevölkerung in Theatern ,Kinos und bei Tanzveranstaltungen sich selbst über .
lassen bleibt .( Beifall bei der Mehrheit ) .

Bei der Abstimmungwird demDringlichkeitsantrag die Drignlichkeit
nicht zuerkannt .

Schluss der Sitzung 2oUhr30

Stromstörung .DieProzellangasse-Lichtensteinstrasse ,Glasergasseunddie
umliegenden Strassenzüge sind infolge eines Kabelbrandes in der Glaser¬

gasse von 11 Uhr bis 17 Uhr 30 gestört gewesen .Es handelt sich um die An¬

lage des altenA . . G.Union Netzes mit 1 110 Volt Spannung .An der Behebung

wirdgearbeitet .
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SitzungenimRathaus.InderkommendenWochetritt amMontagum16Uhrder
WienerLandtagzurzweitenLesungderneuenBauordnungzusammen.Anschliessend
darantagt derWienerGemeinderat .AmDienstagnehmendie gemeinsamenSitzungen
desStadtsenatesunddesFinanzausschusseszurBeratungdesstädtischenVoran¬
schlagesfür 1930ihrenAnfang .DieSitzungenfindenbis auf Weiterestäglich
von16 Uhrbis 20 Uhrstatt .

VerlegungdesChristkindlmarktesauf denNeubaugürtel .DerMagistrathatheute
imEinvernehmenmitderBundespolizeidirektionbeschlossen,denChristkindlmarl
von der Innern Stadt auf den Neubaugürtelzu verlegen .Massgebendhiefür waren
die Verkahrsrücksichten,die sich infolgedesstets zunehmendenVerkehrsinde :
Innern Stadt immermehrzuspitzen . DerChristkindlmarkt wird nunmehraufder
Stadtseite des Neubaugürtels vomHotel Wimbergerbis zumHesserdenkmalabge - ¬

Haltenwerden .Währendder Christkindlmarktin der InnernStadt nurgegen
80Ständeumfasste ,werdenaufdemNeubaugürtelgegen150Ständeaufgestellt
werden ,AlszulässigeArtikeldürfenChristbaumschmuck,Bäckereien ,Zuckerwaren,
LebkuchenundSpielwarengeführtwerden ,Ausserdemwerdenversuchsweisebei

20ProzentderStändeGalanterie-undKurzwarenzumVerkaufzugelassen.Der
Christkindlmarktbeginnt am2 .Dezemberundendet am6 .Jänner .

Auszeichnungvonfreiwilligen Feuerwehrmännern.VoreinigenTagenfandimRat¬
haus die feierliche Ueberreichung von Ehrenzeichen undAnerkennungsdiplomen
anlangjährigeverdienstvolleMitgliedervonfreiwilligenFeuerwehrenstatt .
AmtsführendenStadtrat Linder würdigtedie Verdienste der freiwilligen Feuer
wehrenundnahmdanndie DekorierungdermitderOesterreichischenMedaille
für vierzigjährige ,beziehungsweisefünfundzwanzigjährigeTätigkeit aufdem
GebietedesFeuerwehr- undRettungswesensausgezeichnetenMitgliedervonfrei
willigen Feuerwehrenvor .Die Medaille für vierzigjährige eifrige undersprie
liche Tätigkeitauf demGebietedes Feuerwehr- undRettungswesenserhielten
Zugsführer Franz Kottner und LöschmannFranz Mangvon der freiwilligen Feuer
wehr Dornbach ;die Medaille für fünfundzwanzigjährige Tätigkeit Exerziermeis .

ter Josef Sagl vonder städtischenBerufsfeuerwehr ,ZugsführerFranzPölzl
von der freiwilligen Feuerwehr Penzing ,Rüstmeister Karl Kaltenberger undLös
meister Josef Weiss von der ffeiwilligen Feuerwehr Dornbach und Spritzmeis¬
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ter FranzWindischvonderfreiwilligenFeuerwehrOberSievring .Ueber200Feu¬
erwehrmännern überreichte Stadtrat Linder das Anerkennungsdiplom für die Ver¬

dienste auf dem Gebiete des freiwilligen Feuerlöschwesens und sprach ihnen den

Dank und die Anerkennung der Stadt Wien aus .Der Verbandskommandant des Landes - ¬

verbandes der freiwilligen Feuerwehren Wiens Karl Kantner dankte derGemeinde
Wienfür die Auszeichnungder freiwilligen Feuerwehrleute .Der Abschieddieser
Fauerwehrmänner von ihrer bisher ffeiwillig geleisteten Tätigkeit imInteresse

ihrer Mitmenschen ,sagte er ,wird ihnen durch die Reformarbeit der WienerBerufs
feuerwehr erleichtert die an Stelle des alten Neues schafft .DasTätigkeitsge¬

biet der freiwilligen Feuerwehrenliege nunmehrauf demLande .DerFeierwohnte
auch BranddirektorIngenieur Wagnerbei .

EröffnungvonzweineuenFeuerwachen .MorgenSonntagvormittagnimmtamtsfüh¬
render Stadtrat Linderdie Eröffnung von zwei neuen Feuerwachen vor .Dieeine

Feuerwachebefindetsich in Aspernunddie zweitein Grinzingin derCobenzi
strasse .

- . —.- .—. —. ————. -- ¬
ZurFragederGemeindewache.HeutevormittagerschienbeimBürgermeistereine
Deputation der Vertrauensmänner der Gemeindewacheunter Führung desZentralin¬
spekters Schubauer ,des Gewerkschaftsobmannes Stransky und der Gewerkschafts¬

sekretärs GemeinderatWagnerund teilte mit ,dass trotz der deutlichenErklä¬
rung des Bürgermeisters in der Freitagsitzung des Gemeinderates ,manerwäge
bloss die Auflösungder militärischen Formationen ,bei einemTeil derAngestel
ten der Gemeindewachedie Ansicht bestehe ,manerwägeauch Entlassungen .Der
Bürgermeister verwies zunächst auf den deutlichen Wortlaut seiner Erklärung ,
in der es ausdrücklich heisst :Es ist nicht ausgeschlossen oder mindestens mög

lich ,dass im Parlament auch Verhandlungenüber de Abrüstunggeführt werden
und dass manim Zusammenhangdamit zu einer Auflösungder privatenFormatio¬
nen ,eventuell auchder Gemeindewachekomme. Dievonder Deputationausgespro¬
chenen Befürchtungen sind also absolut unbegründet .Denn erstens wird es sich

darumhandeln ,obdieseVerhandlungenüberhauptaufgenommenwerdenundauch
zu einemResultat führen .Vorläufigzeigt sich bei den bürgerlichenParteien ,
ja selbst bei der Regierung keine Geneigtheit dazu . ZweitenswürdeimFalle
der Auflassung der Formationen der einzelne Gemeindewachmannselbstverständ¬
lich nicht die geringste Gefahr laufen ,weil der Dienst ,den diese Wachorgane

in ihrerderzeitigenAusrüstungbesorgen,zumallergrösstenTeilseitJahrzeh
ten versehen wordenist und auch fernerhin versehen werdenmuss ,wennauchdi
se Organedann nicht so ausgerüstet sind ,wie heute . Drittensmachtder inder
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Freitagsitzung des Gemeinderateszur Erörterung gestandeneAufsichtsdienst
bei Bällen ,Konzerten und Vergnügungeneinen so geringer Teil derGesamtar¬
beiten aus ,dass eine Uebertragungan andereOrganekeine Rolle spielt .Ich
erkläre Ihnenalso ,sagte der Bürgermeister ,dass kein einzigerGemeindewach¬
mann ,gleichgiltig ob er schon im Dienst steht oder in nächster Zeit für die
Aufnahme in Aussicht genommen ist ,aus diesem Anlass auch nur die geringste Ge¬

fahr läuft ,seine Existenz zuverlieren .

Ablenkungvon Strassenbahnlinien .VonübermorgenMontagan wird die LinieH2
bis auf weiteres anstatt zur Hauptallee nur bis zur Schleife Wittelsbach¬

strasse - Böcklinstrasse - Thugutstrasse - Schüttelstrasse geführt . WegenBahner¬

haltungsarbeiten auf demMargaretengürtel und in der Radetzkystrassewird
die Bahnhofrundlinie von übermorgen Montagan bis Donnerstag vomNeubaugür¬
tel über den inneren Mariahilfergürtel ,Gumpendorferstrasse ,Brückengasse ,
Schönbrunnerstrasse und Reinprechtsdorferstrasse zum Matzleinsdorferplatz ge¬

führt .WeiterserfolgtdieAblenkungvonderInvalidenstrasseüberdieWollzei
le ,Stubenring ,Aspernbrücke ,Praterstrasse zumPraterstern .

Weihnachtsaktionfür die in WienwohnhaftenKriegsbeschädigtenundHinterbli¬
benen .Wie im Vorjahr ,findet auch heuer unmittelbar vor Weihnachten eine Bete
lung von bedürftigen arbeitslesen oder in häuslicher Pflege befindlichen

Kriegsbeschädigten ,sowie von Hinterbliebenen statt .Die Anmeldungenwerdenvo
25 .November bis einschliesslich 1 .Dezember an allen Wochentagen von 9bis

17 Uhr in der Magistratsabteilung 11,XII . ,Niederhofstrasse ll,entgegengenom¬
men .DienäherenBestimmungenenthält die KundmachungderMagistratsabteilung

11 .

DiamanteneundgoldeneHochzeiter .In diesen Tagenfeiert das EhepaarAnna
und Anton Wittmayer seine diamantene Hochzeit .Die Ehepaare Franz und Anna

Sauer ,WenzelundTheresiaPazdera ,ThomasundMarieBrezina ,JohannundKatha¬
rina Bauer ,Josef und Anna Jennewein ,Anton und Sophie Nowotny und Karl und

Leopoldine Kamenbegehendas Fest der goldenen Hochzeit .In Vertretung desBü
germeksters überreichte amtsführender Stadtrat Linder heute denJubelpaaren
die Ehrengabe der Stadt Wien .
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DerAusbaudes WienerFeuerschutzes .Bekanntlichführt die WienerGemeindever¬
waltung seit einigen Jahren eine Reorganisation des Wiener Feuerschutzes durch
indem dieser im ganzen Wiener Stadtgebiet der Berufsfeuerwehr übertragen

wird . Währendim Jahre 1920 die städtische Feuerwehrnur 12 FeuerwacheninWier
hatte ,verfügtsie heutenebender mitdemFernlöschzugundvielenSpezialge¬
räten ausgestatteten Zentrale AmHof über 6 Haupt - und22 Nebenwachen .In den
nächsten Mohatenwerdendann noch zwei Feuerwachen ,eine in Ottakring inder
Steinhofstrasse und die andere im Kahlenbergerdorf ,die schon im Bau sind ,in
den Dienst gestellt werden ,womit dann die Reformarbeit bei der WienerBerufs¬
feuerwehr durchgeführt sein wird .Gestern Sonntag wurden die Feuerwachen Asper

und Grinzing in den Dienst gestellt .Dort waren bisher freiwillige Feuerweh¬

ren tätig ,die nun gestern anlässlich der Eröffnung der beidenFeuerwachen
vonder Berufsfeuerwehrabgelöst wurden .Besondersfeierlich gestaltete sich
die Eröffnung der Feuerwache Grinzing ,die sich in der Cobenzlstrasse befinde

Stadtrat Linder würdigte die aufopferungsvolle Arbeit ,die die freiwillige
Feuerwehr ,die imJahre 1874gegründetwordenist ,imDienstedesFeuerschut¬
zes für die Bevölkerunggeleistet hat ,undstattete ihr im NamenderStädt¬
verwaltung den herzlichsten Dankfür ihre vorbildliche Hilfebereitschaft abr
Dann überreichte er den freiwilligen FeuerwehrmännernJosef Lehner dasEh¬
renzeichen für hojährige Tätigkeit und Ignaz Söllner das Ehrenzeichenfür
25jährige Tätigkeit auf demGebiete des Feuerwehr -und Rettungswesens .Eine
Reihe von Mitgliedern der freiwilligen Feuerwahr Grinzing erhielt ein An¬

erkennungsdiplom .Für die Bezirksvertretung sprach sodann Bezirksvorsteher

Seleskowitsch ,für den Verbandder freiwilligen FeuerwehrWiensKommandant
Kantner und für die abgetretene freiwillige FeuerwehrObmannIngenieurFinge
Ander Eröffnung nahmenausserdem Gemeinderätin Wielsch ,Branddirektor Ingen .

Wagnermit dendienstfreien Offizierender WienerBerufsfeuerwehrundviele
andereFestgästeteil .Jededer beidenFeuerwachenist mit einemLöschwagen,
einemTenderpumpenwagenundeinemPionierwagenausgestattet .ImLaufedieser
Wochewird auf den FeuerwachenFloridsderf undOberSt .Veit ,wobisher mitd
Berufsfeuerwehr noch die freiwillige Feuerwehr im Alarmfalle ausrückte ,aus - ¬

schliesslich die Berufsfeuerwehr den Dienst übernehmen .

- —. - —— .- ——————- ¬126
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WIENER LANDTAG
Sitzungvom25 .November1929

PräsidentDr .Dannebergeröffnet um16 Uhrdie Sitzung .AufderTagesordnung
steht die zweite Lesungder neuenWienerBauordnung .Berichterstatter Stadtrat
Linder beantragt eine stilistische Aenderungim § 116,woes statt Hausgehil¬
finnenzimmerHauspersonalstubeheissen soll .DiesemAntrag wirdzugestimmt
und das Gesetz in zweiter Lesung beschlossen .

Schlussder Sitzung16 ' 10Uhr .
- .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom25 .November1929 .

Vizebürgermeister Hoss eröffnet um16 ' 15Uhr die Sitzung .

St .R .Professor Dr .Tandler beantragt ,für die Errichtung desStadions
im Prater den Gesamtbaukredit im Betrage von ' 5Millionen Schilling zugene
migen .Der dafür seinerzeit genehmigte Sachkredit von ' 7Millionen Schilling

erhöht sich somit umden Betrag von ' 9Millionen Schilling .DerGesamtbaukre
dit ist für denBauder Hauptkampfbahnundder Schwimmbahnveranschlagt .

GR .Prinke ( . . )erklärt ,dass das Stadionprejekt nicht gründlich

durchdachtundhinsichtlichderKostenberechnetwordenist .DieZeitfürdie
Eknreichung der Projekte war viel zu kurz .Die Pläne wurden mit grösster Eile

eingeholt . Dasalles rächt sich heute .Manwird auch mit den veranschlagten K .
ten von ' 6Millionen Schilling nicht auskommen ,da der Bau derHauptkampf¬

bahnundder Schwimmbahnallein etwa zehn MillionenSchilling kostendürfte
In der Zeit der grö sten wirtschaftlichen Not werden wieder fast zwei Milli

nen Schilling aus der Bevölkerung herausgeholt ,um den parteipolitischen In¬
teressen dienen zu können .Wir müssen verlangen ,dass vor allem beim Baudes

Stadions die Sportkörperschaften mehr gehört werden .Da für den Bauder

Schwimmbahnnoch kein Projekt vorliegt ,sind wir nicht in der Lage ,denKredi
zu genehmigen .Der Redner beantragt die Rückverweisung das Antrages anden

Ausschussun )Sportbeirat .( Beifall ) .
Der Rückverweisungsantrag wirdabgelehnt ,

GR .Pfeiffer ( . . )erklärt ,dass sich die Frage des Stadions durch
abboluteste Planlosigkeit und Systemlosigkeit auszeichnet .Er gibt zunächst
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einen Ueberblick über die bisherige Ausarbeitung des Projektes ,dasschon
dreimaldenGemeinderatbeschäftigt hat . DasStadionhhukomitee wurdebisher
zweimal einberufen .Einmal umdie Pläne zu prüfen und das zweite Mal umdas
Baugeländezu besichtigen .Seit Monatenhat nun keine Sitzung desBaukomitees
mehrstattgefunden ,Wirwissen gar nicht ,in welcher Weisedas seinerzeit geneh
migte Projekt geändert wurde .Es ist ein ganz unmöglicherZustand undeine
Brüskierung des Gemeinderates ,einfach ein genehmigtes Projekt zu ändernund

ein anderes Projekt vorzulegen .Das seinerzeitige Projekt derHauptkampfbahn

sah eine Ueberdachung vor .Diese wurde jetzt fallen gelassen .Warum ,das weiss
man nicht ,ebenso wenig wie man weiss,wo das Schwimmstadion erbaut wird . Schlie

lich ist ein Zuschusskredit von fast zwei Millionen Schilling auch für die
reiche Stadt Wien keine Bagatelle ,weshalb der Gemeinderat das Recht hat ,über

jede Projektänderunggenauestensin Kenntnisgesetztzu werden .DerRednerkri¬
tisdert sodann die Behandlung ,die der Sportbeirat von Seiten desamtsführende
Stadtrates Professor Dr .Tandler erfährt .Als das Gesetz über dieBodenwert¬

abgabevonunverbautemGrundim Landtagbeschlossenwurde,hattendieSportve
einigungen keine Gelegenheit ,dazu Stellung zu nehmen .Da die Steuer für alle

Vereinigungen eine Unmöglichkeit ist ,hat sich der österreichische Hauptverba

für Körpersport an Professor Tandler gewendet und um Einberufung des Sport¬
beirates gebeten ,umeinheitliche Schritte zur Milderungder Steuerunternehn
zu können .DerHauptverbandfür Körpersporthat auf diesesSchreibenbisheut
keine Antwort erhalten ,Die gleiche Behandlung erfahren wir beimStedionbau .
Die Gemeindehat nicht nur ein Recht ,sondern auch die Pflicht ,ein Stadionzu

bauen ,da ein solchesimInteresse des FremdenverkehrsvongrössterWichtigke
ist . RieserIdealgedankeist aberbereits heuteschonerschlagen .DasRossis¬
beim Schweif aufgezäumt worden . Stattzunächst Lehrflächen und Spielplätze a

schaffen ,wird als erstes die Hauptkampfbahnerbaut und damit die Erziehung
der Jugend vernachlässi . Esist dies im Hinblick auf die kommendeArbeiter
olympiade eine Kraftprobe der sozialdemokratischen Partei auf Kosten der Wi

ner Steuerzahler . Durchihr Verhalten in der Stadionfrage haben die Gegner d

Stadions ihre Gegenerschaft verschärft ,die Schwankendensind zu denGegnern
übergegangen und die bis jetzt für das Stadion waren ,sind misstrauisch ge¬

worden .Wir müssen mit allem Nachdruck verlangen ,dass in dieser für Wien und

für die körperliche Ertüchtigung seiner Jugend so wichtigen Frage endlich

nal andereWegegegangenwerden .( Beifallbei derMinderheit) .
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GR .Körber ( . L )bemängelt zunächst ,dass keine Planskizze für den

Stadionbau vorgelegt wordenist . DerPlatz ,der für das Strand - undSchwimm¬
bad in Aussicht genommenist ,ist ungeeignet .Das Bad sollte in derMittelachs

gebaut werden .Damit würde man sich auch das Fällen von Bäumenersparen .Wenn
man schon soviel Geld ausgibt ,sollte man bei der Kanalisation auch auf den

übrigen Brater Rücksicht nehmenund der Bundwürde dabei sicher mitwirken .
Es könnte bei diesem Anlass bis zu einem gewissen Grade zur Entsumpfungdes

Praters beigetragen werden . G. Körber spricht sich sodann dagegen aus ,dass

so hohen Investitionen aus den laufenden Einnahmenbestritten werden .ImZu¬
sammenhang mit dem Stadionbau ,betreibt er den zweigeleisigen Ausbau der 1ler

Linie ,den Ausbau des Autobusverkehrs zum Stadion hin und meint ,dass man
auch der Freigabe der Hauptallee für den Verkehrwerdenäher treten müssen .
Nicht mötwendig wäre die Heranziehung eines ausländischen Architekten ge¬

wesen ,vie ,mehr hätten die Projekte für das Stadion vom Stadtbauamt vorge¬
legt werden können .Er appelliert zumSchluss namens der WienerBevölkerung

an den Stadtrat Tandler ,dass anlässlich des Stadionbhus die Baumbestände
des Praters möglichst wenig leiden .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . . Tandlerweist den Irrtum zurück ,als ob es sich hier umeinen

neuerlichen Kredit für das Stadion handeln würde .Es handelt sich lediglich
um die Ankündigung ,dass das Schwimmstadion gebaut werden soll und umdie

Bewilligung der zweiten Rate hiefür im Rahmender Budgetmässig für dasSta
dion bereits bewilligten Beträge . VonHauswar bekanntlich für dasStadion
Verausgabungeines Betrages von 6 Millionen vorgeshkan .Die erste Ratedes
Baues kostet ' 7Millionen ,wovonim ganzen bisher eine Million veraus¬

gabt wurde ,die zweite Rate macht ' 9Millionen Aus . Davonsind ' 3Million
budgetmässig vorgesehen ,so dass es sich also lediglich um eine Ueberpräli

minierung von 600 . 000Schilling oder zehn Prozent handelt . Voneiner Ueber
schreitung kann natürlich nicht gesprochen werd n ,da der Baunochnicht
endet ist .An dem Bau des Schwimmstadions glaubten wir über Anregung eines

bürgerlichenSchwimmverbandesder wegeneinesinternationalenWettschwimme:
das Schwimmstadion zur Verfügung haben will ,noch in diesem Herbst wegen d

schönen Wetters und um in dieser schweren Zeit möglichst viele Arbeitslos

beschäftigen zu können ,herantreten zu müssen .Die berufenen Faktoren habe

hiebei so viel nur immermöglichwar ,mitgesprochen ;nachder Vergebungde
Baues war über die Sache nichts mehr zu reden und die Pläne werden in der

Momentvorgelegt werden ,wenn um eine Baubewilligung angesucht wird . Stad
Tandler wendet sich gegen die Behauptung des GR .Pfeiffer dass beimStadi

bau parteipolitische Tendenzen mitspielen .Aber selbst wenn manannimmt ,
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dass der Bauwegender Arbeiterolympiadebeschleunigt werdensoll ,soist

dasja auchein StückFremdenverkehr ,für densich GR. Pfeifferso sehrein¬
setzt .Esist richtig ,dasswirunsbemühthaben ,dieArbeiterolympiadenach
Wienzu bekommenundwir glauben ,dass das für Wienebensoehrendist ,wer
wenn hier eine andere Olympiade stattfinden würde ,( Lebhafter Beifell bei der
Mehrheit )Richtig ist auch ,dass der zehnjährige Gedenktagder Republikdurd
Aufstellungeines Gedenksteinsgefeiert wurde .Schliesslich habanwirdoch

Republikaner
als ein Recht darauf ,die Republük zu feiern . St . R.Tandler macht

schliesslich nochaufmerksam ,dass sich der Gemeinderat mit derVerwaltung
des Stadions zu beschäftigen haben werde und gibt bekannt,es sei nicht an
eine Verwaltungdurch die Gemeindegedacht ,vielmehr soll dasStadion
als gemeinnützige Einrichtung verwaltet werden ( Lebhafter Beifall bei der

Mehrheit ) .
GR .Pfeiffer berichtigt gegenüberden AusführungendesSt . . Tandle

es habe nureine einzige Sitzung des Stadionkomitees und eine einzige Be¬

sichtigung des Stadions stattgefunden ,ferner dass sich niemand gegendie
Aufstellung des Gedenksteines gewendet habe ,sondern dass er es nurkriti¬

siert habe ,dass der Gedenkstein auf einen falschen Platz aufgestellt wurd
Tatsächlich werde jetzt ein anderes Projekt ausgeführt als das ,dass der Ge

meinderat beschlossen hat und dieses neue Projekt müsste demGemeinderat

vorgelegt werden .
Der Antrag des Referenten wird genehmigt .

St . R.Prof .Dr .Tandler berichtet über die NeuanlageeinesSpiel¬
platzes auf dem rechtsseitigen Ufer der oberen alten Donau im Winkelzwi

schen demNordbahndammund der Bruckhaufenstrasse . DieKosten werdenauf
50 . 000Schilling veranschlagt .

GR .Merbaul ( . . ) begrüsstdie Errichtung dieses Spielplatzes ,führt

aber Beschwerde über Vorkommnisse auf dem Spielplatz imWaldmüllerpark .
Dort hat mandemBundesgymnasiumKriehubergasseden Platz entzogenund
dafür die Kinderfreunde hingegeben .Am Abend treiben die sozialdemokra¬

tischen Turner dort Nacktkultur ,was zu berechtigten Beschwerden der Bevö

kerung Anlass gibt .Im Klieberpark befindet sich ein sehr kleiner Spielp
der von der Gmeindesehr vernachlässigt wird .Dort ist auch keinBrunnen
und die Kinder holen Wasser von der Strasse ,wodurch sie sehr gefährde
werden .Auch im Haydnpark lässt der Spielplatz und die Aufsicht viel zu

wünschen übrig .( Beifall bei der Minderheit ) .
GR .Körber( . . )befürchtet ,dass der neue Spielplatz durch dieNäb

der groseen städtichen Mistablagerungsstätte am Bruckhaufen seinen Zwed
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nichtganzerfüllt . DiegrosseStaubentwicklung,dieinsbesonderein derheis¬
sen Jahreszeit auf dem Bruckhaufen entsteht ,düffte sich auch in demneuen

Spielplatz bemerkbarmachen .GesundheitlicheSchädigungender Kindersindal¬
so nicht ganz ausgeschlossen . DerRednerrichtet an den ReferentendieAnfrag
ober sich persönlichüberzeugthabe ,dassdort ein Spielplatzerrichtetwer
denkönne .

ST. R.Prof .Tandlererwidert ,dassdieseBedenkennichtgeteiltwerd
den können ,da dieser Spielplatz sehr weit vomBruckhaufen entfernt ist . Was
die Benützung des Spielplatzes im Waldmüllerpark durch das Bundesgymnasium
Kriehubergasse anlangt,so hat diese Schule darauf verzichtet ,da es innächs
ter Nähe einen eigenen Spielplatz hekommenhat .Die Vorlage wirdangenommen .

St . . Weberbeantragt die Genehmigung der Pläne für eine Wohnhaus- ¬
anlage in Meidling ,Aichholzgasse . DieKosten werdenauf 513Mills
nen Schilling veranschlagt .Die Zahl der Wohnungenist 299 . DiePläne hat Ar

chitekt CamilloFritz Discherentworfen .
GR .Müller( . L, )verlangt die Erhöhungder Geschossevon . 80Met

auf . 20Meter und die Vergrösserung der Kabinette von 1o auf 12Quadratme

In der Nähe des nun zur Ausführung kommenden Wohnhausbaues hat die Gemeind

eine Reihe grösserer Wohnhausanlagenvollendet ,die aber durch die grelle M
lerei der Aussenseiten sehr verunziert wurden .Eine Notwendigkeit ist auch

die Fühnungder Strassenbahn durch die Hohenbergstrasse und die Kanalbaute
in Hetzendorf - Altmannsdorf .Die Gemeinde müsste auch endlich einmal der Lö
sung des Licsingtalsammelkanals näher treten . Rednerwendet sich auchgege

die Absperrung der Schwenkgasse und verlangt die Errichtung eines Weges z

Längenfeldgasse .
St . . Webererklärt ,dass die Geschosshöheauchin der neuenBauor

mit . 80Meter bestimmt ist ,was vollkommengenüge und in vielen anderenS
ten seit Jahren eingeführt ist .Die Fanbenpracht an den Aussenseiteneinze
Gemeindchäuser ist eine Frage des künstlerischen Geschmackes .DieBerlänge

der Strassenbahnlinie in die Hohenbergstrasse ist noch nicht spruchreif ,

da dort noch gebaut werde .Strassenabsperrungen werden nur dannerfolgen ,
wenn sie unbedingt notwendig sind . DieKanalfrage hängt nicht allein von

Gemeindeab ,sondern von einer Reihe anderer Körperschaften .DieLorlage

wird angenommen .
GR. Beisserersucht umgrundsätzliche ZustimmungzurErruichtung

einesBundesspielplatzesimFasangartenzuSchönbrunn.Fürdiedazugehöri
Zweckbauten ,wieUmkleide -undTuschräume ,Aportanlagen ,Aufseherwohnungun
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zwei Schwimmbeckenwerdendie Bestimmungenüber den Parkschutzaufgehoben .

GR . Gschladt ( . . )erklärt zunächst ,dass mit diesem Antrag ein

Skandal ärgster Sorte bereinigt wird . DerBund unterhält schon seit langem

im Fasangarten einen Spielplatz von ungeheurer Ausdehnung .Die notwendigen

Nebenräumlichkeiten wurden his jetzt nicht errichtet .Nun schreitet der Bund

mit einem Kostenaufwand von 600 . 000bis 700 . 000Schilling zur Errichtung

dieser Nebenräume . Schonim Juli 1928 hat der Bund um die Baubewilligung und

Aufhebung der Parkschutzbestimmungen angesucht .Innerhalb weniger Tagewurde

die Kommission ausgeschrieben ,bei der sich auch kein Anstand ergeben hat .

Bei dieser Gelegenheit sagte sich die Gemeinde ,dass es nützlich wäre ,den

Spielplatz auch der WienerSchuljugendzugänglich zu machen .DerVertreter
des Bundes gab auch damals die Erklärung ab ,dass der Bund nach Massgabe

des Platzes und der Zeit den Spielplatz der Gemeinde zur Verfügung stellen

werde .Eine Bindung jedoch könne er nicht eingehen .Damit wäre der Akt ents h

dungsreif geworden .Nunaber setzten die Sabo . tageakteund förmlicheEr¬
presungsversuche an den Bund ein .Wiederholt verwies der Bund darauf ,dass
durch die Verzögerung die Gefahr bestehe ,dass die erste ,bereits bewilligte

Baurate verfalle . Trotzdem liess man das Jahr 1928 verstreichen .Endlich war

der Akt soweit ,dass er dem Stadtsenat vorgelegt wurde . Dieserbeschloss am
. März1929 und heute erst wird der Akt dem Gemeinderat vorgelegt .Gegen¬

über den Sabo tageakten der Gemeindean den Bundist festzustellen ,dassde
Bund der Gemeinde gegenüber bisher das grösste Verständnis entgegengebrach

hat . Sohat auch der Bund den Schönbrunner Vorpark der Gemeindeüberlass
Dass eine solche Verzögerungeines Aktes eintreten kann ,ist etwas,wasman
bei einer öffentlichen Verwaltung einfach für unmöglich halten müsste .Wir

werden scharf dahinterher sein ,eb nicht auch die Baubewilligung verzögert

werde ,und wenndies der Fall sein sollte,in aller Oeffentlichkeit dieSch
frage klarstellen .( Beifall bei der Minderheit ) .

GR. Dr . Wagner( . L. ) erklärt ,dass die Erledigung des Ansuchens d

Bundes schon vor Monaten hätte erfolgen können .Nun hat der Bund die Erle¬
digung seines Ansuchensohne jede Bindung erreicht ,eine grenzenlose Blama
ge jener Kreise ,die .unter Missbrauch der Stellung des Magistrates a
den BundErpressungsversuche verübt haben .Der Redner verweist darauf ,das
er schen im Mai dieses Jahres den Herrn Bürgermeister bezüglich derErle
gungdes Ansuchensdes Bundesinterpelliert habe .DieAntwortdesBürgerr
auf diese Interpellation sagt der Redner ,war eine Frotzelei .Bürgermeisi
erklärt in seiner Antwort ,dass er keine Veranlassung habe ,wegenderErl
gung des Ansuchensauf den Magistrat einzuwirken .Der Redner streift sod
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sodann das Verhältnis der Gemeinde zum Bund ,wobei er erklärt ,dass die Ge¬
meinde die Unternehmungen des Bundes stets herabsetzt oder dem Bund bei ir - ¬

gendwelchen Vorhaben immer wieder Prügel vor die Füsse wirft .Das Verha lten

der Gemeinde bei der Erledigung des Ansuchens des Bundes bezüglich des Spiel¬
als

platzes im Fasangarten kann nur ein unwürdiges bezeichnet werden .( Beifall ) .

In seinem Schlusswort erwidert der Referent ,dass sich die Gemeinde
gemühthabe ,durch Verhandlungenmit demBundzu erreichen ,dass derSpiel¬
platz im Fasangarten nicht nur der Wiener Mittelschuljugend ,sondern der Wie¬

ner Schuljugend überhaupt zur Verfügung stehen soll .Diese Bemühungen der Ge¬

meinde müssten von jedem Gemeinderat vertreten werden .Tatsache ist ,dass der
Bunddas Verlangender Gemeinde ,im Volksgarten und Belvederegarten einKin¬
derfreibad zu errichten ,glatt abgelehnt hat .Der Bund hat eben ,obwohl es sic

umdas Interesse der Wiener Kinder gehandelt hat ,unsozial benommen .( Beifall
bei derMehrheit ) .

Nach tatsächlichen Berichtigungen des GR. Dr . Wagnersowie desRefere
ten wird die Vorlageangenommen.

Nunmehrgelangt der Rechnungsabschlussdär GemeindeWienfürdas
Jahr 1930 sowie der Kontrollamtsbericht zur Verhandlung .

Es wird zunäähst über diese beiden Vorlagen eine Generaldebatte ab

geführt .
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St . . Breitnerberichtet üher den Rechnungsabschlussfür 1928 : Dasab¬

gelaufeneVerwaltungsjahrwargekennzeichnetdurcheineverhältnismässig
günstige Lage der Wirtschaft ,durch eine gute und hoffnungsfrohe Stimmung in der

Gesamtbevölkerung .Das wichtigste äussere Merkzeichen der Besserung darf darin

erblickt werden ,dass in Wien im Jahre 1928 der Höchststand der Arbeitslo¬

sigkeit 89 . 217gewesenist ,wesentlichgeringerals in den Jahren 192541926
und 1927 . Derniedrigste Stand der Arbeitslosigkeit wurde mit 53 . 850erreicht ,

was Jahre vorher nicht eingetreten ist .Im Jahre 1928sind vomJ,hresbeginn
bis Jahresende die Einlagen bei den Wiener Kreditinstituten von 899 Millio - ¬

nen Schilling auf 1148 Millionen Schilling gestiegen ,das ist ein Zuwachs von

28 Prozent .Wer die Vorgänge der letzten Wochen vor Augen hat ,weiss ,welche Be¬

deutung diesen Ziffern zukommt .Die Bankrate betrug im abgelaufenen Jahr durch¬

schnittlich bloss 6 ein Viertel Prozent ,war also um rund zwei Prozent ge¬

ringer ,als diesmutmasslichfür dasheurigeJahrzutreffendürfte .DerFremden¬
verkehr erreichte 1928 ohne Berücksichtigung der zumSängerfest gekommenen
Gäste die nochnie vorher verzeichnete Rekordziffervon637 . 448Personen .
Im Jahre 1925 waren es 533 . 000 ,im Jahre 1926 waren es 535 . 000und imJahre
1927 waren es 561 . 000Personen . DerSprung ist also ein ausserordentlich gros¬

ser .Nimmtmandazu noch die 113 . 328Besucher des Sängerfestes ,dann sieht man .
von welchem pulsierenden Leben das Verwaltungsjahr ,über das heute Rechenschaft

gelegt wird,erfüllt war . Wennman sich die Stimmung während desSängerfestes

nach dessen glänzendemBeginn vergegenwärtigt ,dann merkt manerst sorecht
den Unterschied gegen heute .So war das Verwaltungs jahr 1928 für Bund undGe¬

meinde erfolgreich .Dies kommt darin zum Ausdruck ,dass der Gemeinde an gemein¬

samen Abgaben rund 24 ' 7Millionen Schilling als Mehrertrag zugewiesen worden

sind . Dazukommennoch ' 6Millionen Schilling als die vomBundeingehobenen ,
der Gemeindezufliessenden Zuschlägezu den Immobiliargebührenundrund ' 3
MallionenSchilling ale erhöhte Entschädigungder GemeindeWienfür dieEinhe¬
bung der Bundessteuern,pas sind also 27 ' 7Millionen Schilling ,die der Gemeindemehr
gegenüber den seinerzeitigen Angabendes Finanzministeriums/zugeflossen sind .
Die verringerte Arbeitslosigkeit undgewisseLohnbewegungenfinden ehrenAus¬
druckin einemMehrertragder Fürsorgeabgabevon7 MillionenSchilling .Das
Sängerfest und der sonst gute Verlauf des Jahres 1928 drückt sich inMehrer¬
lösen von ' 7Millionen Schilling bei der Lustbarkeitsabgabe ,' 2Millionen
Schilling bei der Nahrungs -undGenussmittelabgabe,fast zweiMillionenSchil¬
ling bei der Fremdenzimmerabgabe aus . Insgesamt haben die Gemeinde - undLandes¬
abgaben 19 'Millionen Schilling mehr geliefert ,als im Voranschlag angenommen
war .Darauf ist es zurückzuführen ,dass an statt des seinerzeit vorausgesehenen
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grossen Defizites von35 MillionenSchilling ein kleinerGebarungsüberschuss
von 286 . 000Schilling erzielt werdenkonnte .Dabei hat aber die Gemeindedie
Aufgaben ,die zu vollbringen sie sich gesetzt hat ,nicht nur voll erfüllt ,son¬

dern noch wesentlich übertroffen .Der Gesamtaufwandfür Investitionen ,dieja
allen der Bekämpfungder Arbeitslesigkeit dienen ,warenmit 102Millionen
Schilling in Aussichtgenommen.In Wirklichkeitwurdenhiefür nahezu116Mil¬
lionen Schilling verausgabt .Darunter steht an erster Linie der Wohnungsbau ,
dem 89 Millionen Schilling zugeführt wurden sind .Es ist dabei gelungen ,alle

das Verwaltungs jahr 1928 betreffenden Rechnungen zu liquidieren ,so dass die

Budgetpost des Jahres 1929 nicht mehr Rurch Rechnungender früheren Arbeits¬
periodebelastetdeinwird .NurwenigeArbeitenmusstenzurückgestelltwerden.

So die Hafenbrücke ,da mit dem Grundeigentümer keine zweckentsprechenden Ver¬

einbarungenzustandegebrachtwerdenkonnten ,undgewisseKanalbauten ,diemit
demBauprogrammin engster Verbindungstehen .Stadtrat Breitner verwiesdann
noch dar auf ,dass die städtischen Unternehmungengesondert Rechnunglegen ,
dass aber das Brauhaus in der Lage war ,statt den veranschlagten 236 . 000

Schilling mit 909 . 000Schilling zu den NetwendigkeitendesGemeindehaushaltes
beizutragen .Er ersucht ,nach Besprechungder einzelnen GruppendesGemeinde¬
haushaltes umGenehmigungdes Rechnungsabschlusses ( Beifall bei derMehrheit ) .

GR .Zimmerl ( . . . ) : Anden Rechnungsabschlüssen der Gemeinde

Wiengemessen ,müssten die Wiener glückliche Menschensein ;denn seik dem

Jahre1923warendie Rechnungsabschlüsseununterbrochensehrgühstig .Indieser
Zeit hat sich das Vermögen der Gemeinde Wien unausgesetzt vermehrt aber die

Wirtschaft dieser Stadt ist umebensoviel ärmer geworden .Das Ziel derMehrheit

ist ebendieEnthüterungundEnteignungdesPrivatpakitals .Daswaraufdem
Wegeder Revolutionundirekter Massnahmennicht möglich ,daherversuchtman
es ,auf demGebiet der Finanzverwaltung .Die von den Sozialdemokraten sosehr
geschmeähteProfitrate der Burgeoishat sich in die Profitrate derGemeinde
Wienverwandelt .Im Voranschlag ist ein Defizit von 35 ' 5MillionenSchilling
angekündigtworden .In Wirklichkeitist dieses präliminierteBefizitverschwun¬
denundes wirdnocheinkleinerUeberschussausgewiesen .DieKassenbeständeFest¬
sollen von 66 Millionen auf 41 ' 7Millionen gesunken sein .Diese niedrige
stellungist abernureinebuchmässige .In Wirklihkeitsinddie Kasenbeständeweit¬
aus höher ;sie könnenmit 70 Millionen Schilling angenommenwerden .DerRech¬

nungsabschluss vomJahre 1928 wurde stark beeinflusst durch denNachtragskredit .
von20 Millionenfür Wohnhausbautenunddie Reservesondrei Millionenzur
Fertigstellung von Siedlungsbauten .Diese 23 Millionen sind demJahre1928
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buchmässig zur Last gelegt worden ,aber erst im Jahre 1929 zur Auszahlung

gelangt . Esist also statt des Defizits von 35 ' 5Millionen ein faktischer

Ueberschuss von 23 ' 5Millionen vorhanden ,also eine Besserung der Gebarung
gegenüber dem Voranschlag um 58 Millionen festzustellen .Der Voranschlag wird

mit einem grossen Defizit aufgestellt ,damit mandie EinhebungderSteuern
und Abgabenim nächsten Jahr in derselben Höherechtfertigen kann .Beiden
Abgabeerträgnissen findet man fast nur Mehriengänge .Die sogenennten Ermässi - ¬

gungen der Steuern ,wirken sich in höheren Eingängen aus .WennSie die Wirt¬
schaft durch ihre Massnahmen wirklich entlasten wollen ,müssten Sie Ermässi¬

gungen vorschlagen ,die sich auch im Ertragnis der Steuern ausdrücken .En

diesem Zusammenhangsoll festgestellt werden ,dass vor längerer Zeit in der
Abteilung des St . . Breitner der Auftrag gegeben worden sein soll ,dass

Gemeinderäte und Nationalräte ,wennsie mit Gemeindesteuern imRückstand
sind ,nicht gemahnt werden rüefen und es soll sogar ein Beamter ,der einen

solchenFunktionärgemahnthat ,in Disziplinaruntersuchunggezogenworden
sein .Ich stelle ausdrücklich fest ,dass niemand für uns für einen Funktionär
der Gemeindeoder für einen Nationalrat eine andere Behandlungverlangt hat .

Wirverlangendie gleichmässigeBehandlungaller Steuerträger( LebhafterBei¬
fall bei der . . )Undwir lehnen dieses Zugeständnis mit allem Nachdruckab ,

da es unseren Grundsätzen vollkommen widerspricht .( GR. Kunschak: Ichmelde
offiziell die gegenteilige Forderung an :Gemeinderäte und Nationalräte sollen

zuerst zahlen ! )Manredet sich bei den Steuermassnahmenimmerauf höhereAus¬
gaben in der Wohlfahrtspflege aus .In Wirklichkeit ist aber imwohlfahrts¬
wesen nicht umeinen Heller mehr ausgegeben worden als präliminiert ist und
bei der Kleinrentnerhilfe ,von der man soviel spricht ,sind atatt 50 . 000

55 . 000Schilling ausgegeben .Im Wohnungswesen haben sie allerdings um20

Millionen mehrausgegeben ,Das kann so nicht weiter gehen . Siebetreiben
fast gar nicht mehrWohlfahrt .Die ganzeGemeindeverwaltungist nurdarauf
eingestellt ,das Vermögen der Gemeinde Wien zu vermehren .Undtatsächlich
hat sich das Gemeindevermögenim Jahre 1928 wieder umhundert Millionen
Schilling vermehrt .In der Verwaltungsgruppe Technische Angelegenheiten ,wo
mantausenden Arbeitslosen Arbeit verschaffen könnte ,sind 5 MillionenSchil¬
ling erspart worden .In der Gruppe 6,wohin auch der Ankauf von Grundstückenund
Häusergehörthat manumeineMillionmehrausgegeben.GR .Zimmerlbeschäf¬
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tigt sich sodannmit demBericht des Kontrollamts .DerBericht ist heuer
viel umfänglicher als früher und man entnimmt daraus viele und zwar auch in¬

teressante buchhalterische Mitteilungen .Dagegen ist der in der Kritik der

Verwaltung sehr zurückhaltend .Ueber die Notwendigkeit undWirtschaftlich .

keit der Gebarung ,worübereine Aeusserungdes Kontrollamtessehrerwünscht
wäre ,findet sich kein Wort .Dem Kontrollamt fehlt eben jede Unabhängigkeit .

Wennmanmirr das erste Konzeptdes Revisionsberichtes zur Verfügungstellte
und mir die Möglichkeit gäbe die Veränderungen ,die mit dem Konzept vorgegan¬

gen sind an der Hand des Aktes zu konstatieren ,werde ich nachweisen können ,

dass hier Köpfe mitgearbeitet haben ,die absolut nicht befugt sind ,in die
Revisionstätigkeit des Kontrollamtes einzugreifen .Das Kontrollamt hat mit

niemandemauch nicht mit St . . Breitner zu verkehren .Interessant ist ,dass der
Kontrollamtsbericht feststellt ,die Ausübung der sogenannten Finazkontrolle

habe wenig Wert ,sondern nur die Gebarungskontrolle ,das heisst ,die Kon - ¬

trolle über die Wirtschaftsführung und über die Organisation .Jetzt bei den
Verhandlungen über die Verfassungsreform wollen die Vertreter der Mehrheit

Finanz - ¬
dem Rechnungshof nur die/Kontrolle zugetshen .Ebenso interessant ist die Be¬
merkung im Kontrollamtsbericht ,dass die bisherige Art der Brutto -und Netto¬

verrechnung kein klares und durchsichtiges Bild ergeben habe .Wirbeschwe¬
ren uns bekanntlich schon seit Jahren darüber ,dass bei Ihrer Geschäftfüh¬
rung so manches unklar und undurchsichtig ist .Im Beritht des Kontrollamtes

steht nichts über die Steuerrückstände . DieZiegelwerke Oberlaa und Granit¬

werke Mauthausen wurden aus der Hoheitsverwaltung herausgenommen ,weil Sie

mit den Arbeitern in diesen Betrieben nicht fertiggeworden sind .Dawollten
Sie die Leute aos werden .Aber nicht weniger als ' 6Millionen Schilling

Verluste mussten im Jahre 1928 für diese Betriebe aus Gemeindegelderngedeckt
werden .Bei der Zentralsparkasse fehlt im Kontrollamtsbericht jede Aufkkärung

über die Geschäfte und über die Bonität der Debitoren .Der Kreditverein wird
überhaupt nicht erwähnt und es wurde mir erzählt ,dass der dortige sozial¬

demokratische Leiter sich ganz einfach micht kontrollieren lasse . DieObst¬

und Gemüse . G .wird mit zwei Zeilen abgetan .Wir empfehlen über dieses ver¬
krachte Unternehmendie Rede des Kollegen Huber nachzulesen .Gewiss,seehen
wir nicht an ,zu erklären ,dass das Kontrollamt unter den gegebenenVerhält .

nissen eine gewaltige Arbeit geleistet hat ,wofür ihm sicherlich der Dankdes
Gemeinderates gebührt .( Beifall bei der Minderheit . )Der Apparat ist gut ,
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aberer kannnicht so funktionieren ,weilgewisseBeeinflussungengesche¬
hen .Deshalbverlangenwireine grundlegendeAenderungderKontrolle .

Ganz gewaltig sind die Summen ,die durch die Finanzpolitik des
Herrn St . . Breitner seit dem Jahre 1923 der Wirtschaft entzogen wordensind .

Gering gerechnet kommtmanauf mehrals tausend MillionenSchilling,wo¬
von 70 ,Millicnen auf die Kassenbestände ,loo Millionen auf die Debitoren ,34
Millionen auf die Grundankäufe ,60 Millionen auf Wertpapiere undBeteiligun¬

gen und 600 Millionen auf den Wohnhausbauentfallen .Dazu kommendie Inves¬
titionen ,die die städtischen Unternehmungen aus Betriebsmittel gemacht
haben und die mit 200 Millionen eher niedriger als zu hoch bewertet werden

können .In den letzten fünf Jahren ist also die Gemeinde um rund eine Milliar
de Schilling reicher geworden ,die Bevölkerung aber ist umdiese Summeär¬

mer geworden .( Beifall ) .Manhat den erwerbenden Ständen das Kapital wegge¬

steuert . Wirmüssen beim Kredütverein mehr als die Hälfte der Ansuchen ab¬
lehnen ,weil die Leute gar nicht mehr Kreditfähig sind .Das ist eine Folge
Ihrer Finanzpolitik .Sie gebenallen Mütterndie Säuglingswäscheundschä¬
digen dadurch schwer eine bestimmte Gruppevon Geschäftsleuten .Ebensoma¬
chen Sie es mit den Schulhüchern .Von den Parteisubventionen ganzabgesehen ,
die sich bis auf den Warmwasserspeicher erstrecken .Vor mir ist eine sozia¬
listische Mittelschülerzeitung ,die ein grosses Inserat der städtischen Ver¬

sicherungsanstaltaufweist .DieseEinschaltungkanngeschäftlichabsolutnich
begründet werden .Sie könnenbald ein Siechehhaus für verkrachte Unter¬
nehmungeneröffnen .Da ist zuerst das Lagerhaus mit einem Verlust von .

316Millionen -es soll jetzt aufgelöstwerden ,wodurchwiederdiedeArbeiter
und Beamte um ihr Brot kommen .Dann kommt das Ziegelwerk Oberlaa mit einem

Verlust von ' 6MillionenSchilling ,die Obst -undGemüse . G.mit480. 000
Schilling ,dasPorphyritwerkmit70 . 000Schilling ,die Steinagmit267. 000
Schilling und die Land -und forstwirtschaftliche Betriebsgesellschaft mit
360 . 000Schilling .Ausdiesen Verlusten folgt ,dass Sie sehr viel Steuern
einheben können ,dass Sie aber wirkliche Werte nicht schaffen können .Das
ist das richtige Bild des Rechnungsabschlusses .Die Minderheit kann diese

Zuständehiernuraufzeigen ,helfenmusssiehdieWienerBevölkerungselbst .
Da diese nun auch in anderen Bundesländern genossen gefunden hat ,sohoffen

wir ,dass nicht mehr viel solche Rechnungsabschlüsse hier beschlossen
werden können .( Beifall bei der Minderheit ) .
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GR .Pfeiffer (. . )führt aus ,dass der Rechnungsabschluss die Li¬

quidierung des Voranschlages ist ,Bei der Feststellung der prozentualen Ab¬

weichungen der Ziffern des Rechnungsabschlusses vom Voranschlag führt der
Redneraus ,dass die Gemeinde -und Landesabgabenum11 ' 2Prozent mehreinge¬
bracht haben . DieMehrheinnahmebei der Fürsorgeabgabemachtzehn Prozentaus ,
bei der Lustbarkeitsabgabe fast 20 Prozent ,bei der Fremdenzimmerabgabe6115
Prozent ,bei der Wertzuwachsabgabe 23 Prozent ,bei der Nahrungs -undGenuss¬
mittelabgabe 25 Prozent und bei der Kraftwagenabgabe 22 Prozent .Mindereinnahme

haben sich nur bei der Hauspersonalabgabe und Hundeabgabeergeben .DieMehr¬
eingänge an Bundesabgaben machen 22 Prozent aus . DieAusgaben für Personal

machen um fünf Prozent mehr aus ,beim Wohnungswesen um 24 Prozent ,beimSchul¬
wesenum ' 3ProzentundbeimGrundbesitzum32 Prozent .GR. Pfeifferbeschäf¬
tigt sich dann ausführlich mit der Tätigkeit des Kontrollamtes . Dafür die

Berichte des Kontrollamtes im Gemeinderat niemand verantwortlich ist ,ver¬

langt er die Schaffung eines Kontrollamtsausschusses .In diesem hätten nurGe¬

meinderäte ihre Funktion aus zuüben .Die Berichte des Kontrollamtes einmal im
Jahr sind unzulänglich ,da sie historische Berichte sind .UeberdieSkontrie - ¬
rungen ,die vomKontrollamt vorgenommenwerder ,sagt der Redner ,dassdie

Materialienskontrierungenviel wichtigerals die Kassaskontrierungensind .
Bei den Skontrierungen wäre auch die Beiziehung vonMinderheitsmitgliedern
notwendig .Die Arbeit des Kontrollamtes muss man als hervorragend bezeichnen

und sie verdient nicht nur den Dank und die Anerkennung des Gemeinderates ,

sondern auch seine Bewanderung ,schon deshalb ,weil die Herren vomKon¬
trollamt nicht so schreiben dürfen wie sie wollen und daher alle Mühehaben ,
diesen Bericht herzustellen .In Zukunft mussaber die Stellung desKontroll¬
amtes eine andere sein .Wir wollen ein unabhängiges Kontrollamt ,dass sich
mit dem Gemeinderat und mit dem Finanzausschuss in Verbindung setzen kann .
Auf meinen im Vorjahr geäusserten Wunsch ,die Gemeinde Wien möge der Kon¬
trolle des Rechnungshoßes unterstellt werden ,haben die Sozialdemokraten
nur ein Lächeln übrig gehabt .Nun haben sich die Zeiten aber geändert und die
Gemeinde Wien wird sich der Kontrolle des Rechnungshofes unterstellen müs¬
sen .Man muss auch in diesem Zusammenhang die Verfassungsreform begrüssen .
Solange diese Kontrolke aber nicht geschaffen ist können wir für den
Rechnungsabschluss der Gemeindenicht stimmen( Lebhafter Beifall bei der . . )

Die Verhandlung wird abgebrochen .
Schluss der Sitzung 2050 Ehn
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DierückständigenGemeindesteuernvonNational - undGemeinderäten .In derges¬
trigen Beratung des Rechnungsabschlusses 1928 hat Gemeinderat Zimmerl folgen¬

des vorgebracht :Es soll der dem Finanzreferenten anterstehenden Steuerabteilun

der Auftraggegebenwordensein ,dass GemeinderäteundNationalräte ,wennsie
mit Gemeindesteuern im Rückstand sind ,nicht gemahnt werden dürfen und es soll
sogar ein Beamter ,der einen solchen Funktionär gemahnt hat ,in Disziplinar¬

untersuchung gezogen worden sein .Stadtrat Breitner konnte darauf ,da er noch

nicht zum Schlusswort gelangt ist ,nicht erwiderh .Da die nächste Sitzung des
Gemeinderateserst nachmehrerenTagenstattfinden wird ,soll dieseMittei¬
lung bis dahin nicht unwidersprochen bleiben . Eskann mit allem Nachdruck

und auf Grund der gepflogenen amtlichen Erhebungen festgestellt werden ,dass

ein derartiger oder auch nur irgendwie ähnlicher Auftrag niemals erteilt wor¬

den ist .Ebenso wenig entspricht es demgemässden Tatsachen ,dass ein Beamter
wegen Zuwiderhandeln gegen diesen gar nicht bestehenden Auftrag in Diszi¬

plinaruntersuchunggezogenwordensei .

WarnungvoreinemSchwindler.In denletztenWochenhateinältererMann,der
sich Karl Koch nennt ,wiederholt bei öffentlichen Stellen undPrivatpersonen
versucht ,ünterstützungen und Fahrspesen herauszulocken .Der Mannberuft sich
dabei auf Empfehlungendes GemeinderatesKarl Hofbauer .Wir werdenvonGemein¬
derat Hofbauer ersucht festzustellen ,dass er dieser Angelegenheit vollständig

fernesteht unddass es sich nur umeinen raffinierten Unterstützungsschwind¬
ler handeln kann ,der im Betretungsfalle der Wachezu übergeben ist .

Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung.In dennächstenTagen
wird die neuhergestellte elektrische Strassenbeleuchtung auf der Wiedenin
dem noch nicht elektrisch beleuchteten Teil der Johann Straussgasse undauf

demAlsergrundin der Eisengasse ,Galileigasse ,DreihackengasseundSobieski¬
gasse in Betrieb gesetzt .

- .
gpende .KommerzialratJohannKremenetzkyhat anlässlich seiner Ernennungzum
Bürger zu Harden des Bürgermeisters fünftausend Schilling zur Verteilung

nach freiem Ermessengespendet . DerBürgermeisterhat in derFreitagsitzung
des Gemeinderates dem Spender den Dankausgesprochen .

„ ¬ —- - - - - - . - . —- . - - ¬Io
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Der städtische Voranschlag für 1930 .
Der Wiener Stadtsenat trat heute gemeinsam mit dem städtischen Finanz

ausschuss in die Beratungen über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 1930 ein . DenBericht erstattete amtsführender Stadtrat Breitner ,
der ausführte ,dass die Wirtschaft in den letzten Monaten von grosser Beun¬
ruhigung erfüllt war ,die sich in ungewöhnlich starken Behebungen bei allen
Kreditinstituten und in einer välligen Zurückhaltung nicht nur von allen
grösseren Investitionen ,sondern selbst von den Anschaffungen für den laugen¬
den Bedarf ausdrückte . DerFremdenverkehr weist einen sehr fühlbaren Rückgang
auf . Der Zinsfuss ist ungewöhnlich hoch und wird auf der ganzen Welt nur noch

von dem in Rumänien geltenden übertroffen .Es gab sogar Augenblicke ,in denen
sich Misstrauen gegen die Währung geltend machte ,wenn auch dies nach der aus¬
gezeichneten Golddeckung ,über die Oesterreich verfügt ,völlig unbegründet
war und ist . Esunterliegt keinem Zweifel ,dass ein längeres Andauern dieses

Zustandes für die ganze österreichische Wirtschaft von den verhängnisvollsten
Folgen begleitet sein muss . Derschlechte Stand der Arbeitslosigkeit in Oes¬

terreich ist dafür der beste Beweis . DerHöchststand der Arbeitslosen in den
ersten drei Quartalen 1929 war 261 . 118 . ImVorjahr waren es nur 230 . 754und
im Jahre 1927 waren es 24l . 257 . Seit Kriegsende hat es noch niemals so un¬

günstige Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt gegeben .Dabei haben aber die letz¬
ten Wochen noch eine sprunghafte ,fürchterliche Verschlechterung herbeige¬
führt .Den Voranschlag etwa unter der Annahme der Fortdauer solcher Zustände
oder gar des Eintretens eines ungesetzlichen Zustandes in Oesterreich auf¬
zustellen ,ist unmöglich ,weil die Wirtschaft dies nicht auszuhalten vermöchte
und man sich die Auswirkungen auf jeden einzelnen Haushalt ,auf jeden einzel¬

nen Geschäfts -und Industriebetrieb und damit auf den grossen Haushalt der

Gemeinde gar nicht vorzustellen vermag .Es wurde vielmehr das Budget unter Be¬
dachtnahme auf die geltenden Gesetze und die in Kraft stehende Abgabenteilung
und unter der Annahme der baldigen Wiederkehr normalen Bebens und des Sie¬
ges der Vernunft über alle Gewaltdrohungen ausgearbeitet .In diesem Sinne muss
in die Betrachtung des Voranschlages getreten werden .Der Referent bespricht
dann noch eine Reihe von Einzelheiten und verwies insbesondere darauf ,dass
für Investitionen gegenüber 1929,wo für diese Zwecke 103 Millionen Schilling
veranschlagt waren ,für das nächste Jahr 122 Millionen Schilling vorgesehen
sind . Damit wolle die Gemeinde im Rahmen aller ihr gebotenen Möglichkeiten
die schreckliche Not der Arbeitslosigkeit bekämpfen .

Zu Beginn der Generaldebatte stellte Stadtrat Kunschak folgenden
Antrag :

Um finanzielle Auswirkungen ,die sich aus einer Aenderung der ver¬
fassungsrechtlichen Stellung und der verfassungsrechtlichen Befugnisse der
Gemeinde Wien ergeben könnten ,im Budget berücksichtigen zu können,stelle
ich den Antrag ,mit der Beratung des Voranschlages im Stadtsenat und Finanz¬
ausschuss bis zum A .Dezember auszusetzen . "

Bürgermeister Seitz bemerkt hiezu :
Wenn der Antrag von einer Aenderung der verfassungsrechtlichen Stel¬

lung und der Befugnisse Wiens spricht,so könne er nur sagen ,dass an der
rechtlichen Stellung Wiens als Land nichts geändert werden kann ,weil die
überwiegende Mehrheit der Wiener sich ihrer Rechte nicht berauben lassen
will und weil daher auch für eine derartige Verfassungsänderung imParlament
keine Zweidrittelmehrheit aufzubringen ist . Aber selbst wenn der ursprünglich
Verfassungsentwurf ,der heute weder von der Regierung noch von irgendeiner
Partei aufrecht erhalten wird ,Gesetz geworden wäre,hätte das keine wesent¬
liche Aenderung des Budgets erfordert .Dies könnte erst bewirkt werdendurch
eine Aenderung des Finanzverfassungs - oderdes Abgabenteilungsgesetzes .Diese

Aenderung aber würde auch eine neue Erstellung des Bundesvoranschlages und
der Voranschläge der Länder notwendig machen und man müsste daher mit der
gleichen Begründungauch im Parlament die Beratung des Voranschlageseinstel
len . Ichglaube ,sagt der Bürgermeister ,dass das weder hier noch drüben zweck¬
mässig wäre . Mankönne eben ein Budget immer nur vom Standpunkt desGesetzes
erstellen und verhandeln .

Der Antrag Kunschakwirdabgelehnt .

Lll
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Nachder Ablehnungdes Antrageserklärt Stadtrat Kunschak ,dasssich
die Opposition an den weiteren Beratungenüber den VoranschlagimStadtsenat
und Finanzausschuss nicht beteiligen werde .Dieser Entschluss behindert je¬
doch nicht die Bereitwilligkeit nach Ablauf des obigen Termines an der recht¬
zeitigen Erledigung des Voranschlages mitzuwirken .

NachdemStadtrat Kunschak diese Erklärung abgegeben hatte ,verliessen
die Mitglieler der Minderheit den Sitzungssaal .

In Fortsetzung der Generaldebatte verwies Gemeinderat Weigl auf den
innigen Zusammenhang der Finanzgebarung bei der Hoheitsverwaltung und bei
den städtischen Betrieben . Dieletzteren können nicht bloss vomStandpunkt

des Ertrages beurteilt werden ,sondern auch von dem ihrer wirtschaftlichen
und sozialen Bedeutung .Er verweist als Beispiel auf das städtische Lager¬haus und richtet in dieser Hinsicht einige Anfragen an den Referenten .

GR .Dr .Neubauer lenkt die Aufmerksamkeit auf die Notwendigkeit einer
ständigen Steigerung der Ausgaben für das Schul -und Bildungswesen .Die Ge¬
meindeverwaltung hat mit diesem Verständnis für die schulreformatorischen
Aufgaben in kürzester Zeit die gänzliche Umstellung der Bürgerschule auf die
Hauptschule durchgeführt .Es wäre höchst bedauerlich ,wenn durch die geplanten
Verfassungsänderungen der grosse Gedanke der Schulreform zu Schaden käme .
Eine zu weitgehende Zentralisation insbesondere in administrativen Schul¬
angelegenheiten wäre sehr bedauerlich .Wenn zum Beispiel eine Gymnasialdirek¬
tion gezwungen wäre ,den Stundenplan erst dem Ministerium in Wien zur Ge¬
nehmigung zu schikken ,würde der normale Schulbetrieb oft eine wochenlange
Verzögerung erfahren .

Es sprechen noch die Gemeinderäte Blum und Broczyner ,der insbesonder
auf die Notlage der Künstlerschaft verwies und an den Finanzreferenten das

Ersuchen richtete ,wenn möglich noch mehr ,als wie bisher ,die aufstrebenden
Künståer zu fördern .

Die Generaldebatte wird abgebrochen .Sie wird morgen um 4 Uhrnach¬
mittags fortgesetzt .

Bezirkvertretung Favoriten .Die nächste Plenarsitzung desBezirksvertretung
Favoriten findet am kommendenFreitag um 16 Uhrstatt .
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Der städtische Voranschlag für 1930 .Der Wiener Stadtsenat setzte heute ge¬
meinsam mit dem städtischen Finanzausschuss die Generaldebatte undSpezial¬

debatte über die Verwaltungsgruppe für Finanzwesen fort .GemeinderatHiess
verwies insbesondere auf die Bedeutung des Wohlfahrtswesens ,dessen veran¬
schlagte Ausgaben rund 30 Prozent der Nettoausgaben ausmachen .GR. Thaller
richtete an den Finanzreferenten das Ersuchen ,bei der Vergebung von Subven¬
tionen auch auf die grossen Kulturorganisationen der Wiener Arbeiterschaft
Rücksicht zu nehmen .Bei der Besprechung der Förderung der Theater - undMusik¬
aufführungen für die Arbeiterschaft durch die Wiener Gemeindeverwaltung
lenkt GR . Thaller die Aufmarksamkeit auf das darniederliegende Wiener Kon¬
zertleben .In diesem Zusammenhang bemerkt er ,dass die ausländischen Rundfunk¬
gesellschaften grosse Kulturaufgaben erfüllen ,während die Ravag damit nichts
zu tun haben will . Wienist im Ravagbeirat ganz unzulänglich vertreten .Da
jedes Bundesland in diesen Beirat nur einen Vertreter entsenden kann,steht

der Vertreter Wiens ,das 230 . 000Teilnehmer hat ,den 8 Vertretern der übrigen
Bundesländer gegenüber ,die jedoch insgesamt nur 130 . 000Teilnehmer zählen !
In seinem Schlussworg beantwortet St . RBreitner zunächst die an ihn gestell .
ten Anfragen und gibt dann einen Ueberblick über den Betrieb des städtischen
Lagerhauses .Während im Jahre 1912 rund ' 5Millionen Meterzentner und im
Jahre 1913 rund ' 30Millionen Meterzentner Einlagerungen im städtischen
Lagerhaus vorgenommen wurden ,weist das Jahr 1928 nur 793 . 000Meterzentner

Einlagerungen auf . DasLagerhaus teilt eben das Schicksal von Oesterreich ;
alles ist für den kleinen Staat viel zu grossiVon einer Unfähigkeit der Ver - ¬
waltung bei der Betriebsführung des städtischen Lagerhauses kann daher

nicht gesprochen werden . Die Generaldebatte und Spezialdebatte über die
Verwaltungsgruppe für Finanzen ist damit abgeschlossen .Die Positionen der
Verwaltungsgruppe für Finanzwesen werden genehmigt .Nun berichtet ST. . Profes - ¬
sor Dr . Tandler über die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und soziale
Verwaltung .Der Nettoaufwand beziffert sich gegenüber 91 Millionen Smhilling
im laufenden Jahr auf lol Millionen Schilling .Der Fürsorgeapparat wird im
kommenden Jahr eine weitere Ausgestaltung erfahren .Im Budget sind die Bau¬
kosten für 15 Kindergärten sichergestellt,es werden neue Horte errichtet ,
neue Tuberkulose Fürsorgestellen sowie zwei neue Behandlungsstellen von
Schulz ahnkliniken .Ausserdem werden drei neue Schulzahnkliniken errichtet .
Am 1 .November ds .Jahres trat eine automatische Erhöhung der Pfründen ein .
Die niederste Pfründe beträgt jetzt 16 Schilling ,die Höchstpfründe 56 Schil¬
ling . DasFürsorgewesen der Gemeinde ist an der Bekämpfung der Not ,die durch
die Arbeitslosigkeit hervorgerufen wird ,hervorragend beteiligt . Sowurden
zum Beispiel im Mai für Pflegegelder 151 . 000Schilling ausgegeben ; 72 . 000
Schilling davon nur deshalb ,weil die Eltern der Kinder arbeitslos geworden
sind .Von Mai bis September wurden an Pflegebeiträge für Kinder arbeitsloser
Eltern insgesamt rund 330 . 000Schilling ausgegeben .Nicht weniger als 16 . 000
Familien erhalten diese Pflegebeiträge .Im gleichen Zeitraum wurden arbeits¬
losenFamilien 215 . 000Schilling als Aushilfen gegeben .Eine schwere Belastung
für das Wohlfahrtswesen sind auch die Fürsorgebedürftigen minderjährigen
Ausländer .In den ersten neun Monaten dieses Jahres wurden nicht weniger
als 160 . 000Schilling für Kinder fremdzuständiger Eltern ausgegeben .Ueber
den Gesundheitszustand der Wiener Bevölkerung berichtet St .R .Professor Br .
Tandler ,dass gegenwärtig in Wien eine Scharlachepidemie herrscht .Die Krank¬
heiten nehmen jedoch durchwegs einen leichten Verlauf .Die Gemeinde hat für
scharlachkranke Kinder ein Rekonvaleszentenheim errichtet .Wenn es die Situa¬
tion erfordert ,wird auch ein Scharlachepidemiespital eröffnet werden . Die
Tuberkulosesterblichkeit geht zurück ,die Süuglingssterblichkeit ist gleich
geblieben und beträgt 8 Prozent ,Sehr bedeutend hat die Sterblichkeit zuge¬
nommen ,die durch Karzånom verursacht wird . DieKrebskrankheiten und Herz¬
krankheiten bedeuten eine wirkliche Gefahr für die Existenz der Menschheit .
GR . Blum stellt an den Referenten die Anfrage ,ob im Wohlfahrtswesen alle
Vorsorgen getroffen wurden ,um den Gefahren des kommenden Winters wirksam
begegnen zu können .GR .Gross ersucht ,auch in Mariahilf einen Kinderhort und
ein Kinderfreibad zu errichten .Ebenso wäre ein zweiter Kindergarten notwen¬
dig .GR . Thaller verweist auf die Bedeutung des Berufsberatungsamtes und ins¬
besondere auf die Bedeutung der Ueberwachung der Lehrstellen . GR .Professor
Dr .Neubauer erklärt ,dass im Zuge der Verwaltungsreform die Gesetzgebung
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hinsichtlich des Leichen - undBestattungswesens Bundessache und die Vollzie¬
hung Landessache werden soll ,Es muss daher Vorsorge getroeffen werden ,dass
die Feuerbestattung der Wiener Bevölkerung erhalten bleibt . DerRedner spricht
dann über die Abstinenzpropaganda und wünscht ,dass auch die Gemeinde Wien
an der Abstinenzpropaganda aktiv teilnehmen soll . GR . Wimmererklärt ,dass
im Hernalser Friedhof die Errichtung einer zweiten Bedürfnisanstalt notwendig
wäre . GR . Broczyner stellt an den Referenten die Anfrage ,wie es um die neue

Diätkuren steht .Er bespricht sodannBehandlung der Tuberkulose durch
die Kündigungen von Sportplätzen ,die für den Wohnhausbau benötigt wærden ,
und ersucht den Referenten ,in dieser Hinsicht den Wünschen der einzelnen
Vereine nach Möglichkeit nachzukommen .GR . Weigl begrüsst die Berufung des
Professors Dr .Noorden an das Spital der Stadt Wien und stellt an denRefe¬
renten die Anfrage ,wie weit der Bau des neuen Rheumatikerpavillons schon
gediehen ist .In seinem Schlusswort erwidert Professor Dr Fandler auf die
verschiedenen Anfragen .Der Rheumatikerpavillon in Lainz ist bereits unter

Dach .Professor Dr .Noorden erhält im Krankenhaus der Stadt Wien eine Abtei¬
lung von 50 bis 60 Betten .Er wird die Aerzte und das Pflegepersonal in diä¬
tetischer Küche unterrichten .Das Gersonsche Heilverfahren hat sich bei der
Lungentuberkulose nicht bewährt . Eshilft angeblich bei der Knochen - undHaut¬
tuberkulose . Bezüglich der letzteren wird das Verfahren im Lupusheim über¬
prüft . DiePositionen der Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und soziale
Verwaltung werden genehmigt .Amtsführender St . . Weher berichtet über die

Verwaltungsgruppe für Wohnungswesen .Während für das laufende Verwaltungs¬

jähr 76 Millionen Schilling für Wohnhaus -und Siedlungsbauten veranschlagt
sind,beträgt diese Post für das Jahr 1930 rund 90 Millionen Schilling,wo¬
von für den Hochbau rund 82 Millionen Schilling veranschlagt sind .Mit Ende
1929 verwaltet die städtische Häuserverwaltung 51 . 161Wohnungen und 2875
Geschäf tslokale .Die Zahl der Wohnungssuchenden ist unverändert .Vom 1 .Jän¬
ner bis 30 .September dieses Jahres haben sich 22 . 392Parteien umeine
Wohnung beworben .Im gleichen Zeitraum wurden 6198 Parteien untergebracht .
Der Wohnungstausch geht im grössten Ausmass vor sich .Für die bisher fertig¬
gestellten und noch im Bau befindlichen Wohnhausbauten ergibt sich der un¬
geheure Materialbedarf von 607 . 668Waggons zu zehn Tonnen .DieGemeinderäte
Schafranek ,Hiess ,Gross und Blumbringen Bezirkswünschevor . DazunimmtderReferent Sterlung ,werauf die Ansätze der Verwaltungsgruppe für Wohnungswesen
und soziale Ver aitung beschlossen werden .Amtsführender Stadtrat Speiser

berichtet nun über die Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten und
Verwaltungsreform .Der gesamte Dersonalaufwand wird mit 196,000 . 000Schilling
veranschlagt . Davonentfallen auf die Aktiwenund Lehrpersonen116,000 . 000
Schilling ,auf die Pensionisten 15,000 . 000Schilling ,auf dieniederösterrei¬
chischen Landespensionisten 1,000 . 000Schilling .Der Aktivaufwand hat sich
um rund 715 Prozent ,der Pensionsaufwand um ' 1Prozent und der Gesamtauf¬
wandumrund 8 Prozent erhöht . Dererhöhte Aktivitätsaufwand ist vorwiegend
auf die ab 1 .Dezember dieses Jahres zugestandene Bezugserhöhung durch Aus¬
zahlung eines vierzehnten Monatsgehaltes zurückzuführen .Am1 .Augustds . J .
beschäftigte die Gemeinde 25 . 602Angestellte und Lehrpersonen .Davonvertei¬
len sich auf die allge,eine Verwaltung 1913 ,auf die Betriebe 1h . 03h ,auf
das Schulwesen 6562 und auf das Kontrollamt 63 Angestellte .Am 1 .August
dieses Jahres wurden 1o . 116Pensionsparteien gezählt .Nach dem Referat des
Stadtrates Speiser werden die Verhandlungenabgebrochen .Sie werden amFrei¬
tagforsgesatzb .

Sitzungenim Rathaus .MorgenDonnerstagfindet keine gemeinsameSitzung
des Stadtsenates und des Finanzausschusses statt .Die Beratungen über den
Voranschlag der Bundeshauptstadt Wienfür das Jahr 1930 werdenübermorgen
Freitag um 16 Uhrfortgesetzt .
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Städtische Subventionen .Der städtische Finanzausschuss hielt am Dienstag eine
Sitzung ab ,in der zwei grössere Subventionen beschlossen worden sind .Dieös - ¬

terreichische Gesellschaft für Volksgesundheit erhält auf Antrag desGemeinde¬
rates Hiess eine Subvention von tausend Schilling .Die hekannte Gesellschaft
hat sich die Verbreitung sozialhygienischer Kenntnisse und die Förderung der

Volksgesundheit zur Aufgabe gestellt .Gemeinderat Thaller beantragte die Sub - ¬

ventienierung der Konzertvereinigung Wiener Staatsopernchor mit ebenfalls tau¬

send Schilling .Die Konzertvereinigung wurde ins Leben gerufen ,umkünstlerisch
aufzuzeigen ,dass auch Chorsänger ,ähnlich wie das Opernorchester als Philhar¬

moniker einen erstklassiger Körper bilden und damit einen ersten Platz im

Wiener Kunstleben einnehmen können .Der Finanzausschuss hat dem Antrag des Re¬

ferenten zugestimmt .

Kampfumdie Grabstelle .In einigenTageszeitungenwarunter denUeberschrifte
" Kampfumdie Grabstelle "und„Szenenbei einer Beerdigung "voneinemStreit
umdie Beisetzung einer Leiche in einem bestimmten Grabe die Rede .Es wirdda¬
rauf aufmerksam gemacht ,dass es sich hier um Zwistigkeiten auf dem von der is

raelitischen Kultusgemeindeselbstständig geführten Teil desZentralfriedho¬

fes handelt . DieVerwaltungdes allgemeinenTeiles des Zentralfriedhofeshat
mit dieser Angelegenheitnichts zutun .

AblenküngdesBahnhofrundverkehrs.In der NachtvomFreitagauf Samstagwird
die Bahnhofrundlinie wegen Oberleitungsarbeiten auf dem Südtirolerplatz vom
WiedenerGürtel über die Belvederegasse ,Rainergasse ,JohannStraussgasse ,Zie - ¬

gelofengasse ,Margaretenstrasse ,Reinprechtsdorferstrasse ,Schönbrunnerstrasse,
Brückengasse ,Gumpendorferstrasse ,Innerer Mariahilfergürtel zum äusseren Ma¬

riahilfergürtel geführt .

WarnungvoreinemSchwindler.SeiteinigenWochentreibtsichin Wienein
Schwindler namens Karl Koch ,geboren 1901 ,herum ,der verschiedene öffentliche

und private Fürsorgeinstitute und bekannte Persönlichkeiten telefonisch an¬
ruft ,umihnen unter irgendwelchenlügenhaftenVorspiegelungenGeldheraus-¬
zulocken .Mit Vorliebe stellt er sich am Telefon als öffentlicher Funktionør
vor ,der den Arbeitslosen Karl Kochfür eine Spende empfiehlt ,häufigunter
der Angabe ,dass dieser eine Fahrkarte nach Linz oder Graz brauche ,umeinen
ihm versprochenen Arbeitsposten anzutreten .Karl Koch wurde wegen ähnlicher

Vergehenschonöftersbestraft .Eswirdausdrücklickvorihmgewarnt.
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Das jubilierende Hotelgremium im Rathaus .Nach der Festversammlung ,die das
Wiener Hotelgremium anlasslich seines vierzigjährigen Bestandes heute .im

Landhaus abgehalten hatte ,waren die Mitglieder der jubilierenden Organisa¬tion ,mit ihnen unter anderen die Vizebürgermeister Emmerling und Hoss ,die

amtsführenden Stadträte ,Minister a .D .Schürff ,Abgeordneter Domes ,Stadtrat
Rummelhardt ,Generaldirektor Kommerzialrat Müller und andere Gäste desBürger - ¬
meisters im Rathause ,In einer herzlichen Ansprache an den Bürgermeisterdänk¬
te der Präsident des Gremiums ,Kommerzialrat Felix Scheiflinger dem Bürger - ¬
meister für die Uebernahme des Ehrenschutzes und für den Empfang im Rathaus ,

dessen bedeutende Förderung des Fremdenverkehrs und Hotelgewerbes das Gremium
anerkennt .Er hob insbesondere die Bemühungen der Stadt Wien um den Fremden¬
verkehr ,die Ausgestaltung des Stadtbildes und die Förderung der Kongressver¬

anstaltungen hervor ,Bürgermeister Seitz dankte in launigen Worten für die An¬
erkennung der Verdienste der Stadt und versicherte ,dass die Stadtverwaltung
immer um die Hebung des Fremdenverkehrs bemüht sein werde .Er wisse wohl ,dass
die Hebung des stummen Exportes ,der im Fremdenverkehr liegt ,eine absolute
Notwendigkeit für Wien und Oesterreich sei, - dieStadtverwaltung zähle diese
Förderung zu ihren wichtigsten Aufgaben .Schon in den ersten Jahren nach dem
Kriege ,sagte der Bürgermeister ,war eine der ersten ihrer :Aufgaben ,Wien der
Welt wieder zugänglich zu machen .Das ist nicht nur eine Pflicht der Stadt ,
sondern der ganzen Republik gegenüber .In diesem Sinne sei die Fremdenverkehrs¬
kommission gegründet und gefördert worden ,die Errichtung der Wiener Messe

. . ,wie auch die bedeutenden Veranstaltungen grossen Umfanges ,zum Bei¬

spiel das Musikfest 1920 ,die Beethoven . Zentenarfeier ,an der die Stadt Wien
massgebend beteiligt war ,die Schubert - Zentenarfeier die sie selbst veran¬
staltet hat . DieStadt Wien habe auch für das kommende Jahr um1,000 . 000
Scßilling mehr für den Fremdenverkehr veranschlagt ,nämlich 1,500 . 000Schil¬
fing ,von welchen ' 1Millionen Schilling direkt der Fremdenverkehrskommission
überwiesen werden .Zur Ermässigung der Fremdenzimmerabgabe ,von der in der Fest¬
versammlung auch gesprochen wurde ,führte der Bürgermeister aus ,die Stadt Wien
nehme auch hier Bedacht darauf ,dass die Steuern zweckmässig seien ,wieder in
die Wirtschaft zurückfliessen und ihr einen Impuls geben .Als über Anregung
des Stadtrates Breitner seinerzeit ein Teil diezer Abgabe zum Zwecke der
gesteigerten Investitionstätigkeit im Hotelgewerbe hachgelassen wurde ,war ,
wie der Bürgermeister betonte ,ein richtiger Weg gezeigt den die Steuern zu

gehen haben ,nämlich in die gesteigerte Wirtschaft zurück . DerBürgermeister
dankte der Hoteklerie für das Verständnis ,diesen Gedanken aufgenommen und

ihm Bahn gebrochen zu haben .Dieser seinerzeitigen Massnahme ist es zu danken ,
dass das Hotelwesen in Wien eine weitgehende Ausgestaltung erfahren hat .In
diesem Zusammenhang verwies der Bürgermeister ,auch darauf ,dass der Dienst
an den Besuchern der Republik und der Stadt nicht nur ein Verdienst der Ho¬
telunternehmung und ihrer Leiter sei ,sondern ebenso ein Verdienst aller Hotel
angestellten und im Hotelbetrieb arbeitenden Menschen ,gleichgiltig auf wel¬

chem Platze sie tätig sind .Möge es dieser vereinten Tätigkeit und einem gu¬
ten Einvernehmen zwischen den Unternehmern und den Angestellten in den Hotel¬
betrieben gelingen ,die Stadt Wien bis zur fünfzigsten Jahresfeier des Verban¬

des wirklich zu einer ersten Fremdenstadt zu machen ,das Hotelgewerbe in
Oesterreich auf eine hohe Stufe zu bringen .Der Bürgermeister schloss mit dem
Wunsche ,eine baldige politische Beruhigung mäge auch hier die Wege in die
bessere Zukunft bereiten und ebnen .

Suhneverhandlungen .Beim Gemeindevermittlungsamt Neubau finden die nächsten
Sühneverhandlungen am . ,11 . ,18 .und 31 .Dezember um halb 11 Uhr vormittags
im Büro des Bezirksvorstehers statt .
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AuszeichnungvonFürsorgeräten.DerGemeinderatsausschussfürallgemeine
Verwaltunghatbeschlossen ,denFürsorgerätenJosefSchaffer ,FranzReidinger,
WilhelmSchubertundLeopoldNowakin Anerkennungihresmehrals25jährigen
verdienstvollenWirkensauf demGebieteder öffentlichen Armenpflegeeinen
Ehrenringzuverleihen .JosefSchafferist seit 1898FürsorgeratamNeubau.
FranzReddingerist schon32JahreFürsorgerat.WilhelmSchubertstehtseit
1900imDienstederFürsorgeundLeopoldNowakübtseineFunktionalsFür¬
sorgerat seit demJahre 1891aus .

EisbrecherdienstimFreudenauerHafen .ImFreudenauerHafen ,der imVorjahre
von der GemeindeWienübernommenwurde ,ist es bei Auftreten plötzlichen Fros¬

tes vorderEinstellungderSchiffenotwendig,die Bildungeinerstärkeren
EisdeckedurchununterbrochenesFahrenmiteinemgeeignetenSchiffsoweitzu
verhindern ,dass die zur Ueberwinterungden FreudenauerHafenaufsuchenden
Scriffe ohneGefährdungeinlaufenkönnen .Einsolckr Eisbrecherdienstmusste

in den zwei letzten Wintern erfolgen .Dazu wurde ein Schraubendampferdes
Bundesstromamtesverwendet ,da Raddampferfür diese Arbeit nicht geeignet sind .

Die GemeindeWienhat nunmit demBundesstrombauamtein Uebereinkommengetrof
fen ,wonachdie Durchführungder EisbrecherarbeitenimFreudenauerhafenimkom
mendenWinter demBundesstrombauamtübertragen wird .Die Kosten dermit
einer HöchstdauervonzehnTagenanzunehmendenEisbrecherarbeitwerdenmit
1500Schillingveranschlagt.DerGemeinderatsausschussfür TechnischeAngele¬
genheitenhat amMittwochdas Uebereinkommengenehmigt .

- . - -— — —- — -— -- ¬

Gebührenfür die Fleischbeschau .Für die Zeit vom1 .bis 31 .Dezemberbeträgt
die Grundgebührfür die Vornahmeamtlicher Untersuchungenvon Vieh -und
Fleisch ' 81Schilling .Die gleiche Grundgebührwird für dietierärztliche
Untersuchung von Tieren eingehoben ,die in einer Wiener Eisenbahn - oderSchiff
station ein - undausgeladen werden .

- . - . —. - . - .- .
BezirksvertretungMeidling .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Meidlingfindet amDonnerstag ,den 12 .Dezember ,um18 UhrimgrossenSit¬
zungssaale des Amtshausesstatt .
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Der städtische Voranschlagbeschlossen .
Der Wiener Stadtsenat setzte heute gemeinsam mit dem städtischen Fi¬

nanzausschuss die Beratungen über den Haushaltsplan der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 1930 fort .Zum Kapitel Personalangelegenheiten und Verwaltungsre¬
form spricht zunächst Gemeinderat Dr .Neubauer .Er verweist auf die Bestrebungen
der Regierung ,die Lehrerbildung aus den Agenden der Stadt Wienauszuscheiden .
Die Gemeinde hat die alte Forderung der Lehrerschaft nach der einheitlichen
Hochschulbildung durch die Errichtung des Pädagogischen Institutes und durch
Angliederung ven hochschulmässigen Lehrerbildungskurse erfüllt . Auchdie päda¬
gogische Zentralbücherei ,die im Jahre 1928 über mehr als 127 . 000Werke und
über hoo pädagogische Zeitschriften verfügte ,ist eine herverragende Leistung
auf dem Gebiete der wissenschaftlichen Lehrerfortbildung .Die Tätigkeit des
Bundes auf dem Gebiete der Lehrerbildung ,soweit sie das mittlere Schulwe¬

sen betrifft ,bleibt hinter den Leistungen der Gemeinde weit zurück ,weshalb
es dem Bund auch nicht zusteht ,sie zu verkleinern .Gemeinderat Weigl führt
aus ,dass auch in der Gehaltspolitik der Gemeinde wesentliche Fortschritte
zu verzeichnen sind und stellt hinsichtlich der Krankenfürsorgeanstalt eini¬
ge Anfragen an den Referenten .Gemeinderat Broczyner ersucht ,bei der Aufnah¬
me von Beamten für die städtische Versicherungsanstalt auf die abgebauten
Versicherungsbeamten entsprechend Rücksicht zu nehmen .Nach einigen Bemer- ¬

kungen der Gemeinderäte Gross und Blum beantwortet Stadtrat Speiser in sei¬
nem Schlusswort die an ihn gestellten Anfragen ,worauf die Positionen der
Verwaltungsgruppe für Personalangelegenheiten und Verwaltungsreform geneh¬
migt werden .Stadtrat Richter berichtet über die Verwaltungsgruppe für Tech¬
nische Angelegenheiten .Das Bäderwesen erfährt auch im kommenden Jahre eine
nicht unwesentliche Ausgestaltung .Besonders zu begrüssen ist die Errich¬
tung von zwei neuen Kinderfreibädern .Grosse Ausgaben erfordern das Kanalwe¬
sen ,der Betrieb Wasserversorgung und der Strassenbau sowie die Strassenerhal¬
tung .Die Elektrifizierung der Strassenbeleuchtung wird fortgesetzt .Gegenwärt :
sind schon rund 600 Kilometer Strassen mit weit über 20 . 000Glühlampen aus¬
gestattet . DieGemeinderäte Hiess ,Schafranek ,Thaller und Wimmer bringen Be¬
zirkswünsche vor .Gemeinderat Broczyner wünscht die Errichtung eines Kinder¬
freibades in Breitensee .Er verweist auf Misszustände im Wienerwald und er¬
sucht ,der Pflege desselben mehr Sorgfalt zuzuwenden .Gemeinderat Blum spricht
über die Wasserversorgung Wiens .Die Vorarbeiten für den Bau einer dritten
Hochquellenleitung sollen mit allem Nachdruck durchgeführt werden .Nachdem
Schlusswort des Referenten werden die Ansätze der Verwaltungsgruppe für
Technische Angelegenheiten beschlossen .

Ueber die Verwaltungsgruppe für Ernährungs - undWirtschaftswesen be¬
richtet Stadtrat Kokrda .Das Schulwesen erfordert einen Aufwand von 78 Mil - ¬
lionen Schilling .Auf dem Gebiete der Märkte und Schlachthöfe sind bauliche
Umgestaltungen und in der Kontumazanlage der Bau einer dritten Rinderschlach
halle vorgesehen .Die schwierigen Verhältnisse ,die für die städtischen Lager¬
häuser durch Zerreissung des Wirtschaftsgebietes entstanden sind ,machen
sich nach wie vor geltend .Nach langwierigen Verhandlungen mit den Bundes - ¬
bahnen werden nunmehr die Reformarbeiten in der Grossmarkthalle verstärkt
fortgesetzt .Ueber die Approvisionierung berichtet Stadtrat Kokrda ,dass die
Fleischeinfuhren infolge der verschärften von der Regierung veranlassten
Veterinärmassnahmen sehr stark zurückgegangen sind ,Die Folge davon war eine
empfindliche Erhöhung der Fleischpreise .Gemeinderat Wimmer wünscht die Ausge
staltung der städtischen Bäckerei .Gemeinderat Thaller erklärt ,dass die Päda
gogen des Auslandes die unentgeltliche Abgabe von Lehr - undLernmittel durch
die Gemeinde als eine wirkliche Kulturtat bezeichnen .Gemeinderat Dr ,Neubaue :
verweist auf die kulturelle Bedeutung der städtischen Schülenherberge .Wäh¬

rend diese im Jahre 1927 erst 1866 Schüler bequartiert und verköstigt hat ,
zählte sie im Jahre 1928 schon 8920 Gäste .Gemeinderat Schafranek ersucht ,
dem Wunsche vieler Kreise Rechnung zu tragen und den Christkindlmarkt in
der Inneren Stadt zu belassen .Sehr notwendig wäre es auch ,im äusseren Teil
von Ottakring einen grösseren Markt zu errichten .Gemeinderat Broczyner
wünscht ein rascheros Tempo bei der Einführung der elektrischen Beleuchtung
in den Schulen .Nach dem Schlusswort des Referenten werden die Positionen de
Verwaltungsgruppe für Ernährungs -und Wirtschaftswesen genehmigt .
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DenBericht über die Verwaltungsgruppefür allgemeineVerwaltungs¬

angelegenheuten erstattet Stadtrat Linder .Die vor Jahren eingeleitete Reform
des Feuerlöschwesens wird im kommenden Jahr ihren Abschluss finden .Eswerden
zwei neue Feuerwachen fertiggestellt und der Fahrpark bedeutend ausgestal¬
tet . Gegenwärtig verfügt die Wiener Berufsfeuerwehr über 123 Fahrzeuge ,115
Kilometer Kabel ,über eine 598 Kilometer lange Oberleitung ,598 öffentliche
und über 384 private Feuermelder .Sie ist in diesem Jahr bis heute über 7000
mal ausgerückt .Bezüglich des Gewerbeförderungsamtes führt der Referent aus .
dass das Kuratorium bald bestellt und zusammentreten wird .Die städtischen
Sammlungen wurden auch heuer durch wertvolle Erwerbungen bereichert .Gemein¬

derat Weigl regt an ,für die städtischen Sammlungen und das Mugeum der Stadt
Wien nach geeigneten Räumen Umschau zu halten ,da die derzeitigen Lokali¬
täten völlig unzureichend sind .Gemeinderat Hiess verweist darauf ,dass sich in
dichtverbauten Teilen Wiens grosse Holz -und Kohlenplätze befinden .Sie be¬
deuten bei einem Feuer eine grosse Gefahr für die umliegenden Häuser .Gemeinde
rat Broczwner führt aus ,dass in unmittelbarer Nähe des Schottenringes auf den
Deutschmeisterplatz die Fahrprüfungen ,die die Shauffeure ablegen müssen ,
abgehalten werden .Da der Deutschmeisterplatz sehr belebt ist ,führt dies
mitunter zur Gefährdung der Passanten .Es wäre notwendig ,die Prüfungen an

einem weniger verkehrsreichen Platz abzuhalten .Gemeinderat Thaller ersucht ,
bei der Förderung der Musik - undTheateraufführungen auch kleinere Vereini¬
gungen zu berücksichtigen .Gemeinderat Blum spricht über das Gewerbeför¬
derungsamt ,worauf nach dem Schlusswort des Referenten die Ansätze der Ter¬
waltungsgruppe für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten genehmigt werden .

Vizebürgermeister Emwerling berichtet über die Verwaltungsgruppe

für städtische Unternehmungen .Die Abfuhren des Brauhauses der Stadt Wien
werden mit 800 . 000Schilling und die der städtischen Ankündigungsunterneh¬
mung mit 120 . 000Schilling veranschlagt .Diese Ansätze sowie das Kapitel
Bilanz und Bedeckung werden ohne Debatte genehmigt .Damit ist der Voranschlag
der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 1930 im Stadtsenat und Finanzausschus

beschlossen .

Der 14 .Monatsgehalt für die Strassenbahner .Die seit längerem bei der Stras¬
senbahndirektion geführten Verhandlungen wegen Zuerkennung eines erhöhten

Weihnachts - undUrlaubszuschusses zum Ausgleich erhöhter Lebenshaltungskos¬
ten und der durch das neue Mietengesetz hervorgerufenen Zinssteigerungen

wurden nunmehr heute unter dem Vorsitze des amtsführenden Stadtrates Speiser
mit dem Vertreter des freien Gewerkschaftsverbandes und den Vertretern des
Personals abgeschlossen .Das Fahr - undWerkstättenpersonal der Strassenbahnen
wird somit ebenso wie die Bediensteten der zwei anderen grossen Unterneh¬
mungen noch vor Weihnachten den erhöhten Weihnachtszuschuss erhalten .Der

erhöhte Urlaubszuschuss wird zum erstenmal am 16 .Juni des nächsten Jahres
ausbezahlt werden .
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- . - ,

WienerStrassenpolizeivorschriften ab 1 .Dezember1929 .

Am30 .November1929endetdie Frist ,für die dasBundesverfassungsge¬
setz vom24 .Mai1929die WienerStrassenpolizeiordnungin Geltungbelassen

hat .

DadieendgiltigeverfassungsmässigeRegelungdiesesVerwaltungsge¬
bietes durch BundesgrundsatzgesetzundLandesausführungsgesetznochnicht

vorgenommenwordenist ,hatderWienerMagistratmEinvernehmenmitderBun¬
despolizeidirektioneine Strassenpolizeikundmachungerlassen ,die bis zuder
bezeichnetenendgiltigenRegelunggeltensoll .

Umder BevölkerungkeinerkeiSchwierigkeitenzu bereiten ,wurdeder
Inhalt der Kundmachungden bisher geltenden Vorschriften angepasst ,sodass
eine Aenderungder Vorschriftennichtplatzgreift .
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Wien ,amSamstag ,den30 .November1929
- . - . —- - - - —- —- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Die Gemeindezuschüsse zu den Instandhaltungskosten .Bekanntlich hat der Wiener
Gemeinderat im Juni einen Beirat zur Begutachtung der Gewährung von Zuschüssen

zu denInstandhaltungskosteneingesetzt ,die überdas ViertausendfachedesFrie -¬
denszinss hinausgehen . Am14 .Novemberhielt dieser Beirat seine achteSitzung
ab ,in der die Ansuchenvon165Parteienin lo Häusernerledigt wurden .Bisher
wurdeninsgesamtdie Ansuchenvon2781Parteienin 319Häusernbehandelt .Die
von der Gemeindegewährleisteten Zuschüssezu den Mietzinsen betragenmonatlicl
11. 111Schilling .Dersich hiedurchergebendeAufwandbeträgt für die Zeitvem
1 .Augustds .Jahresbis 31 .Juli 1930bisherinsgesamt119 . 126Schilling .

Wiens Bevölkerungszahl .Wie die Magistratsabteilung für Statistik mitteilt ,wur - ¬

de der Stand der Wiener Bevölkerung für Ende Oktober mit 1,848 . 748Einwohner
berechnet .Von diesen sind 995 . 173weiblichen und 853 . 275männlichen Geschlech¬

tes .

Die häufigsten Todesursachen .In Wiensind im Oktober 2057 Menschengestorben .

Davenwaren1052Männerund1005Frauen .In ihrer Wohnungssind815Menschenge¬
storben und in Anstalten 1213 . Vonden Verstorbenen gehörten 1919 der Wiener

Bevölkerung an ,138 waren ortsfremd .Die häufigsten Tbdesursachen waren wieder

die organischen Herzkrankheiten und der Krebs .An örganischenHerzkrankheiten
sind 373 Menschen und an Krebs 313 gestorben .Dann folgt die Lungen -und Kehl¬

kopftuberkulose mit 214 Todesfällen .Anvierter Stelle steht dieLungen- und.
Rippenfellentzüngung ,der 139Menschenerlegen sind .AnGehirnschlagsind127
Menschengestorben ,an Arterienverkalkung 77,an Alterssschwäche 55 und anepi
damischenKrankheiten19 Menschen. 83VerstorbenehabenSelbstmordverübt . 545
Menschen starben im Alter von über 70Jahren .

DiamanteneundgoldeneHochzeiter.IndiesenTagenfeiertedasEhepaarJohann
und Johanna Petrak seine diamantene Hochzeit .Die Ehepaare David und Cäcilie

Grossmann ,WenzelundKarolineSlavicek ,FranzundKatahrånaNikisch ,Heinrich
und Anna Fischer ,Josef und Mathilde Krawinkler ,Johann und MariaRasovsky ,

Josef und Karoline Kolmund Robert und Marie Rotter begingen das Festder

goldenenHochzeit.InVertretungdesBürgermeistersüberreichteStadtratLind
den Jubelpaaren die Ehrengabe der Stadt Wien .

— ——— .- - ¬1151



Rathauskorrespondenzvom30 .November1929 II .Blatt
Die letzten Viehmärkte .Wiedie städtische Marktamtsdirektion über dieViehmärk¬
te in St . Marxvom24 .bis 30 .Novembermitteilt ,betrugen die Zufuhren aufden
Rindermarkt 935 Stück Mastvieh und 711 Stück Beinlvieh .Das Inland lieferte

davon 191 Stück Mastvieh und 364 Stück Beinlvieh .Auf dem Schweinemarktwurden
7513 Stück Fleischschweine und 7486 Stück Fettschweine aufgetrieben .DasInland

lieferte davon 53 Stück Fleischschweine und 12 Stück Fettschweine .DieZufuhren
auf den Jung -und Stechviehmarkt waren bei den Kälbern grösser ,bei denSchwein

und Schafen geringer .Die Zufuhren auf dem Rindermarkt deckten den Bedarf voll
kommen .Auf dem Schweinemarkt wurden bei ruhigem Verkehr prima Fettschweine bis

zu zehnGroschenteurer ,mittlere undmindereWarezu gutenVorwochenpreisen
verkauft .

Sitzungen im Rathaus .In der kommenden Woche tritt am Dienstag um zehn Uhrvor¬

mittags der Wiener Stadtsenat zusammen . DerWiener Gemeinderat tagt zur Be¬
ratung des städtischen Rechnungsabschlusses für 1928 und des Voranschlages

für1930amMittwochunddiefolgendenTage. DieSitzungenbeginnenum1 %Uhr.

Stipendien der GemeindeWien .Für das laufende Schuljahr werdenanStudenten
und Studentinnen der Lehrerbildungskurse am Pädagogischen Institut der Stadt

Wienmehrerer von der Gemeinde errichtete Stipendien im Betrage von je 35Schi

ling monatlich nach den hiefür bestehenden allgemeinen Vorschriften verliehen

ZumGenusse dieser Stipendien sind nur unbemittelte Absolventen undAbsol¬
ventinnen der Mittelschulen und der Lehrerbildungsanstalten berufen .Ausnahms¬
weise können auch Erwachsene bis zum 25 .Lebenajahr ,die eine einer Mittelschu

le gleichwertige Bildung nachweisen können ,berücksichtigt werden .Unter sonst

gleichen Bedingungen haben nach Wien zuständige Bewerber den Vorzug .DieSti¬
pendien werdenjeweils auf ein Jahr verliehen ,könnenjedoch in der Regelbis
zur Vollendung der Studien wieder verliehen werden ,falls nicht besondereGrün
de dagegensprechen .Die mit der Würdigkeitsbestätigungder Direktion desPä¬
dagogischen Institutes versehenen Gesuche sind bis 14 .Dezember unmittelbar

beim WienerMagistrat ,Abteilung 8 , . ,Rathaus ,einzubringen .
- — - - .- . — .- . - - - —-- ¬

BezirksvertretungFünfhaus .DienächstePlenarsützungderBezirksvertretung
Fünfhausfindet amDonnerstag ,den 5 .Dezember ,um18 Uhrim FünfhauserAmts¬

hausstatt .
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DerGesundheitszustandderWienerBevölkerung.DiestädtischenAmtsärztehiel-¬
ten amDonnerstageine Sitzung ab ,in der über den GesundheitszustandderWie¬
ner Bevölkerung im Oktober folgendes berichtet wurde : DieZahl der Infektions¬

anzeigen ist von 1289 im September auf 2396 angestiegen .Diese Steigerung ist
hauptsächlich auf die bedeutende Zunahmeder Scharlachfälle zurückzuführen ,die
sich im Zusammenhang mit dem regelmässigen Herbstanstieg seit Schulbeginn im

heurigen Jahr sowohl in Wien als auch in den andern österreichischen und mit - ¬

teleuropäischenLändernstärker ausgebreitet haben .DerScharlachverläuftsehr
milde . Währenddie Letalität im Oktober des Vorjahres ' 95Prozent betrug ,be¬

trägt sie heuer nur ' 1Prozent .Gegenüber dem vorjährigen Oktober ist die

Diphterie heuer um etwa 25 Prozent angestiegen .Parallel damit ist aucheine

Zunahmeder Varizellenerkrankungen festzustellen .Unter denInfektiostodesfäl¬
len sind gegenüber dem Vorjahr nur die Diphterie und der Rotlauf etwas ange¬

stiegen .Zusammenfassend kann gesagt werden ,dass,wie alljährlich zu Herbstbe - ¬

ginn ,eine Zunahmeder Atmungs - undeiniger Infektionskrankheiten ,wieScharlach
Diphterie und Varizellen ,festzustellen war ,die aber sowohlhinsichtlich des

Umfangesals auchder LebensgefährdungnirgendsbedenklichenCharakterange¬
nommenhat .

AusgestaltungderelektrischenStrassenbeleuchtung.In dernächstenZeitwird
in Floridsdorf der Mühlgrundwegmit der elektrischen Strassenbeleuchtungaus¬

gestattet .
. - - -—. - —- - . - . ——. - ¬

VondenBezirksvertretungen .DienächstePlenarsitzungderBezirksvertretung
Innere Stadt findet amMittwoch ,den 11 . Dezember ,um18 Uhr im Festsaal des
Alten Rathauses statt .Die Bezirksvertretung Brigittenau hält ihre nächste
Sitzung am Donnerstag ,den 19 . Dezember ,um 19 Uhrab .

. - —- .—- —- - ——- ¬
Kundmachungüberdie Strassenpolizei . DerAusgabeliegt die Kundmachungdes
Wiener Magistrates vom30 . Novemberbezüglich der Strassenpolizei bei .
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